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Die Friedensproklamationen 


USA-Präsident Woodrow Wilson hat während des I. 
Weltkrieges viermal öffentlich die Bedingungen spezi- 
fiziert, die nach seiner Auffassung zur Durchsetzung 
eines dauerhaften und gerechten Friedens unerläßlich 
seien: 

1 .) 

Die “14 Punkte”, die Wilson am 8. Januar 1918 in 
einer Botschaft an den Kongreß zur Darlegung des Frie- 
densprogrammes der Vereinigten Staaten öffentlich 
bekannt gemacht hat. Diese Punkte lauteten in Kurz- 
form: 

I. Friedensverträge sind den Völkern der Welt be- 
kanntzumachen. Abschaffung der Geheimdiplomatie 
und der Geheimverträge. 

II. Freiheit der Schiffahrt und der Meere im Frieden 
wie im Krieg mit Ausnahme der durch ein internationa- 
les Gremium verfügten Maßnahmen zur Durchsetzung 
internationaler Verträge. 

III. Herstellung gleicher Handelsbedingungen unter al- 
len Staaten. 

IV. Bürgschaften zur Minderung der Rüstungen auf 
das niedrigste, mit der inneren Sicherheit zu vereinba- 
rende Maß. 

V. Unparteiische Schlichtung aller kolonialen An- 
sprüche unter gleichgewichtiger Interessenbeachtung der 
betroffenen Bevölkerungen. 

VI. Räumung des russischen Gebietes und Gewährung 
ungehinderter nationaler Entwicklung Rußlands unter 
selbstgewählten Staatseinrichtungen. 

VII. Räumung und Wiederherstellung eines souverä- 
nen Belgiens. 

VIII. Räumung Frankreichs, Rückgabe Elsaß-Lothrin- 
gens an Frankreich. 

IX. Berichtigung der Grenze Italiens nach dem klar er- 
kennbaren nationalen Besitzstand. 

X. Freiester Spielraum zu selbständiger Entwicklung 
für die Völker Österreich-Ungarns. 

XI. Räumung von Rumänien, Serbien, Montenegro; 
sicherer Zugang zur See für Serbien; Volkstumsgrenzen 
und völkerrechtliche Sicherungsverträge auf dem Balkan 
zwecks Durchsetzung friedvoller Verhältnisse. 

XII. Selbständigkeit für die Völkerschaften des Osma- 
nischen Kaiserreiches; freies Durchfahrtsrecht mit völ- 
kerrechtlichen Bürgschaften für den internationalen 
Handel in den Dardanellen. 


XIII. Errichtung eines unabhängigen polnischen Staa- 
tes, der alle Länder, die von einer unzweifelhaft polni- 
schen Bevölkerung bewohnt sind, umfassen und einen 
freien, sicheren Zugang zur See erhalten soll. Sein Ge- 
biet ist durch völkerrechtlichen Vertrag zu gewähr- 
leisten. 

XIV. Vereinigung der Völker unter bestimmten Ver- 
tragsbedingungen, um großen wie kleinen Nationen 
gleichermaßen ihre politische Unabhängigkeit und die 
Unverletzlichkeit .ihres Gebietes zu gewährleisten. 

2 .) 

Am 11. Februar 1918 als Antwort auf die deutsch- 
österreichischen Friedensfühler in der Ansprache an den 
Kongreß. Inhalt in Kurzform: 

I. Der Friede müsse auf Gerechtigkeit und einem sol- 
chen Interessenausgleich aufgebaut werden, wie er mit 
größter Wahrscheinlichkeit Dauer verspricht. 

II. Völker und Provinzen dürfen nicht von einer 
Staatshoheit zur anderen verschachert werden, als ob 
sie bloße Sachen oder Steine in einem Spiel wären. 

III. Jede Gebietsfrage muß zugunsten der beteiligten 
Bevölkerungen gelöst werden und nicht als Teil eines 
großen Ausgleichs oder Kompromisses zwischen An- 
sprüchen wetteifernder Staaten. 

IV. Alle klar umschriebenen nationalen Ansprüche 
sind weitestgehend zu befriedigen. 

3 .) 

Am 4. Juli 1918 präzisierte Präsident Wilson in ei- 
ner Rede am Grabe Washingtons in Mount Vernon 
seine Vorstellungen erneut: 

I. Vernichtung, zumindest Entmachtung jeder Will- 
kürherrschaft, die heimlich und aus eigenem Entschluß 
den Frieden der Welt stören kann. 

II. Volksbeteiligung zur Regelung jedweder Gebiets-, 
Souveränitäts-, Wirtschafts- und politischen Probleme 
unter Ausschaltung aller jeweils ausländischen Macht- 
interessen. 

III. Einwilligung aller Völker in die Grundsätze der 
Ehre und Achtung vor dem Gewohnheitsrecht der zi- 
vilisierten Gesellschaft. Gewissenhafte Einhaltung aller 
Versprechen und Verträge unter Vereitelung jedweder 
Geheimanschläge und Verschwörungen. 

IV. Schaffung einer Friedensordnung, die für die Ge- 
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samtheit der Nationen Rechtsverletzungen verhütet und 
die ein höchstes Tribunal der öffentlichen Meinung 
sichert, dem sich alle zu unterwerfen haben. 

4 .) 

Am 27. September 1918 spezifizierte Wüson in einer 
Ansprache für die vierte Freiheitsanleihe folgende Punk- 
te: 

I. Gerechtigkeit auf internationaler Ebene unter Ver- 
hinderung jedweder Parteilichkeit. 

II. Keinerlei Freiraum für irgendwelche nationalen 
oder Gruppeninteressen in bezug auf internationale Re- 
gelungen. 

III. Schaffung einer Familie des Völkerbundes ohne 
Sonderbündnisse. 

IV. Vereitelung jedweder egoistischen Wirtschaftskom- 
binationen einschließlich Boykott oder Ausschließung 
in irgendeiner Form, mit Ausnahme der vom Völker- 
bund selbst als Zucht- und Machtmittel verfügten Maß- 
nahmen. 

V. Offenlegung jedweder internationaler Abmachun- 
gen und Verträge, zumal insbesondere die Geheimdiplo- 
matie bislang Konflikte und Kriege heraufbeschworen 
hat. 


Die Waffenstillstandsersuchen 



Am 4. Oktober 1918 haben die Regierungen Öster- 
reich-Ungarns via Schweden und am 5. Oktober 1918 
Reichskanzler Prinz Max von Baden über die Schweiz 
den us-amerikanischen Präsidenten auf der Grundlage 
seiner proklamierten Friedensbedingüngen um Waf- 
fenstillstand ersucht. Die Türkei hat sich der Initia- 
tive von Wien und Berlin angeschlossen. Washington 
verzögerte den Abschluß eines Waffenstillstandes 
mit Hilfe einiger umständlicher, an die einzelnen Regie- 
rungen gerichteter Schriftwechsel, in denen notifiziert 
wurde, daß die US-Regierung die vorherige Räumung 
aller von Deutschland und Österreich-Ungarn besetzter 
Gebiete, sowie Bürgschaften “für die Fortdauer der ge- 
genwärtigen militärischen Überlegenheit der Armeen 
der Vereinigten Staaten an der Front” fordere. 

Diese Forderung wurde in der Note des US-Staats- 
sekretärs (Außenministers) Lansing dahingehend prä- 
zisiert, die USA sähen es als eine Bedingung an, daß 
Deutschland nach Abschluß eines Waffenstülstandes 
nicht mehr in der Lage sein dürfe, die Feindseligkeiten 
erneut aufzunehmen. Außerdem verlangte eine US- 
Note die Zusicherung, daß die deutschen Verhand- 
lungspartner nicht diejenigen seien, “die bisher Deutsch- 
lands Politik diktierten und im Namen Deutschlands den 


gegenwärtigen Krieg führten.” 

In Berlin hat man sich diesen Bedingungen im Prin- 
zip gebeugt, versicherte, von den Reichstagsabgeordne- 
ten zum Abschluß der Verhandlungen beauftragt zu 
sein, verlangte jedoch die Modalitäten zur Gebietsräu- 
mung auf der Waffenstillstandskonferenz mit den je- 
weiligen Truppenführern abzusprechen. 

Am 5. November 1918 ließ US-Staatssekretär Lansing 
Berlin wissen, daß die alliierten Regierungen zugestimmt 
hätten, den Frieden auf Grund der von Deutschland an- 
genommenen Bedingungen zu schließen. Diese “von 
Deutschland angenommenen Bedingungen” waren, wie 
es auch in dieser Note ausdrücklich hieß, “die Grund- 
sätze des amerikanischen Präsidenten” vom 8.1.1918 
und seiner späteren Ansprachen. Die alliierten Regierun- 
gen machten dennoch in ihren Antworten an Wilson 
weiteres geltend: Über die Auslegung des Begriffs “Frei- 
heit der Meere” müßten die alliierten Regierungen Vor- 
behalte geltend machen. Außerdem schließe die Räu- 
mung der besetzten Gebiete den Schadensersatz für 
verursachte Schäden ein. Die US-Regierung beauftrag- 
te den französischen Marschall Foch, die Waffenstill- 
standsmodalitäten im einzelnen zu regeln. 
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Die Waffenstillstandsbedingungen 


Die Einzelheiten, die sich aus den Wilson’schen Pro- 
grammgrundsätzen sowie den alliierten Antwortnoten 
vom 5.11.1918 ergaben, sollten den Absprachen über 
den Waffenstillstand am 11. November 1918 im Walde 
von Compiegne zugrundeliegen. 

Doch die dort der deutschen Delegation vorgetragenen 
Bedingungen gingen weit über die vorherigen alliierten 
Zusicherungen hinaus. In die “Räumung der besetzten 
Gebiete” wurde Elsaß-Lothringen einbezogen 0 , aber 
auch die linksrheinischen Länder, die von den Alliierten 
besetzt werden sollten. Dazu kam eine neutrale, entmi- 
litarisierte Zone von 50 km Breite rechts des Rheins, 
sowie Brückenköpfe gegenüber Mainz, Koblenz und 
Köln, in denen sich die Alliierten festsetzten. Wie 
überhaupt sich Marschall Foch das Recht herausnahm, 
große Teile des linken Rheinufers zu besetzen, was dann 
auch zu einem beachtlichen Teil mit farbigen Kolonial- 
truppen durchgeführt wurde. 

Noch im Jahre 1930 befanden sich über 60.000 fran- 
zösische Soldaten im besetzten Gebiet. Erst Ende jenen 
Jahres verließen die letzten französischen Soldaten das 
Reichsgebiet, wenn man vom Saargebiet absieht. Diese 
mehr als 10-jährige Besatzungszeit stand unter vielem 
anderen im Widerspruch zu den Grundsätzen Wilsons 
und war sogar eine Verletzung des späteren Versailler 
Textes. 

Weitere Forderungen wurden gestellt: 
Österreich-Ungarn hatte seine gesamte Armee zu de- 
mobilisieren (dies wurde bereits am 3.11.1918 unter- 
zeichnet). 

Unter der neuen Rubrik “Wiedergutmachung” war ein 
Vorbehalt aller nachträglichen Forderungen der Alliier- 
ten vermerkt. Als Vorauszahlung hatte Deutschland 20 

1) Zur Geschichte Elsaß-Lothringens: Seit 843 (Vertrag zu Verdun) 
wurde das Reich Karls des Großen unter die Söhne Ludwigs des From- 
men aufgeteilt: Karl d. Kahle erhielt Frankreich, Ludwig d. Deutsche 
erhielt Deutschland, Lothar das dazwischenliegende Land bis zur nörd- 
lichen Atlantikküste. 870 wurde das Land Lothars zwischen Karl und 
Ludwig aufgeteilt, wobei Elsaß-Lothringen an Deutschland fiel. 1648 
nutzte Frankreich die Lage nach dem dreißigjährigen Krieg, um sich 
Elsaß (außer Straßburg) sowie die lothringischen Bistümer Metz, Toul 
+ Verdun übertragen zu lassen und 1 766 sich den Rest Lothringens einzu- 
verleiben. Obgleich die Bevölkerung mit Ausnahme von Teilen Lothrin- 
gens weitgehend deutsch war, wurde darauf keine Rücksicht genommen. 
Mit Gründung des Zweiten Reiches 1871 gliederte Reichskanzler Bis- 
marck Elsaß-Lothringen mit Rücksicht auf seine Geschichte und Bevölke- 
rungszusammensetzung erneut dem Reich ein. 

Wenn Frankreich 1648 nicht anerkannt hat, daß ein ununterbrochener 
Besitz von 778 Jahren ein unantastbares Recht Deutschlands geschaffen 
hatte, so war es für die deutsche Politik nicht einzusehen, daß ein un- 
unterbrochener Besitz von 223 Jahren für Frankreich unantastbares 
Recht geschaffen haben soll. Sicherlich mag die 1871 nicht durchgeführ- 
te Volksabstimmung kritisiert werden: Aber hatte seinerzeit Frankreich 
eine solche erwogen oder auch bei der Annektion seines Kolonialreiches? 
Frankreich hat sie selbst 1918 abgelehnt, nachdem die Alliierten "das 
Selbstbestimmungsrecht der Völker” als neue Volkerrechtsgrundlage pro- 
klamiert hatten. 


Milliarden Goldmark zu leisten, außerdem: 

“5.000 Lokomotiven, 150.000 Eisenbahnwagen, 5.000 Last- 
kraftwagen, 3 Jahre lang je 35.000 Tonnen Benzol, je 50.000 
Tonnen Teer und je 30.000 Tonnen Ammoniak, ferner 700 
Zuchthengste, 40.000 Stuten, 4.000 Stiere, 140.000 Milchkühe, 

40.000 Färsen (junge Kühe), 1.200 Böcke, 220.000 Schafe, 

21.000 Ziegen, 25.000 Schweine, 245.000 Stück Genügei. 

14.500 Pflüge, 400 Dampfpflüge, 6.500 Sämaschinen, 6.500 

Düngerstreumaschinen, 18.500 Eggen, 2.500 Stahlwalzen, 
2.500 Grasmähmaschinen, 2.500 Heuwender, 3.000 Bindemäh- 
maschinen, 5 Jahre lang je 200.000 Tonnen Schiffsneubauten. 
Ferner monatlich 2 Millionen Tonnen Kohle, weiter ungeheure 
Mengen von Steinen, Ziegeln, Stahl, Kalk, Zement, Bauholz, 
Fensterglas und Maschinen.” j) 



2) Heinrich Kessemeier, "Der Feldzug mit der anderen Waffe", Hamburg 

1941. S. 111. 
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Im Waffenstillstand war zudem die sofortige Aus- 
lieferung der Kriegsgefangenen vorgesehen. Deutsch- 
land hat diese Zusage bereits am 15.1.1919 mit der 
Überstellung der letzten Kriegsgefangenen erfüllt. Die 
siegreichen Mächte hingegen begannen erst im Herbst 
1919, also fast ein ganzes Jahr nach Kriegsende mit 
der Überstellung ihrer Gefangenen an Deutschland, 
wobei Frankreich sie am längsten zurückhielt und zur 
Schwerarbeit unter erbarmungswürdigen Verhältnissen 
im ehemaligen Kriegsgebiet einsetzte. Erst Ende Dezem- 
ber 1922, also 4 Jahre nach Kriegsschluß, kehrten die 
letzten ausgemergelt heim. 

Der französische Staatspräsident Poincare sollte am 
23.9.1923 rückblickend von diesem Waffenstillstand er- 
klären, Deutschland hätte kapituliert und sich auf Gna- 
de und Ungnade ergeben. Er hatte sich offensichtlich 
an keine vorherigen alliierten Zusicherungen erinnert 
oder gebunden gefühlt. Er münzte “Waffenstillstand” 
kurzerhand in Kapitulation um, die ihm Zeit und Ge- 
legenheit geben sollte, anschließend Bedingungen zu 
formulieren, wie immer er wollte. Frankreichs Mar- 
schall Foch schrieb rückblickend am 9.11.1920 im 
Matin: 

“Ein Waffenstillstand ist ein Senken der Waffen, ein Auf- 
hören der Feindseligkeiten, das zum Zwecke der Friedensbera- 
tungen die Regierungen, die sich mit ihm einverstanden erklär- 
ten, in die Lage versetzt, den Frieden so durchzufiihren, wie 
sie ihn vorgesehen haben. 

Hat der Waffenstillstand, den ich am 11. November 1918 Un- 
terzeichnete, diesen Zweck erfüllt? Ja, denn am 28. Juni 1919, 
nach siebenmonatiger Verhandlung, hat Deutschland alle Bedin- 
gungen der Alliierten angenommen. Ich habe zum Ministerprä- 
sidenten Clemenceau gesagt: ‘Hier ist mein Waffenstillstand. 
Sie können jetzt welchen Frieden auch immer schließen, ich 
bin imstande, ihn durchzuführen.’ Wenn der Frieden kein guter 
wurde: ist es meine Schuld?” 

Auch er hatte sich an keine eigenen Verpflichtungen 
gebunden gefühlt, sondern Waffenstillstand als ein 
— selbst unter Anwendung von Täuschung und Be- 
trug — Mittel zur Entwaffnung und damit Wehrlos- 
machung des Gegners betrachtet. Und wenn er von 
“siebenmonatigen Verhandlungen” sprach, so scheint 
es ihm absolut unbedeutend gewesen zu sein, ob es sich 
um Verhandlungen zwischen den Alliierten untereinan- 
der handelt — wie es in Wirklichkeit der Fall war — , 
oder um Verhandlungen zwischen beiden Parteien 
des Waffenstillstandes. 

Nicht unbeachtlich dürfte trotz alledem sein, daß 
die Alliierten in ihrer Mantelnote vom 16.6.1919 
auf die Einwendungen der deutschen Delegation zu 
den ihnen auferlegten Friedensvorschlägen noch ein- 
mal unmißverständlich die Grundsätze Wilsons als Basis 
für den am 11.11.1918 abgeschlossenen Waffenstill- 
stand anerkannt haben. 

Matthias Erzberger, seit 1903 Reichstagsabgeordne- 
ter, eifriger Vorkämpfer eines Verständigungsfriedens, 


Leiter der deutschen Waffenstillstandskommission in 
Compiegne, Unterzeichner des Waffenstillstandes am 11. 
November 1918, erklärte am 27. Dezember 1918 in der 
Berliner Handelshochschule: 

“Am 11. Februar 1918 hat Präsident Wilson gegenüber dem 
Kongreß ausgeführt: 

'F.s soll weder Annektionen noch Entschädigungen oder straf- 
weisen Schadenersatz geben. ’ 

In seiner Rede vom 4. Juli 1918 hat Präsident Wilson als Punkt 
2 aufgestellt: 

'Regelung aller Fragen sowohl der territorialen sowie der Sou- 
veränitätsfragen, der xvirtschaftlichen und politischen Fragen auf 
der Grundlage einer freien Annahme dieser Regelung durch das 
l olk, das unmittelbar davon betroffen ist, und nicht auf der 
Grundlage des materiellen Interesses oder Vorteils irgendeines an- 
deren Volkes, das eine andere Regelung zur Ausbreitung seines 
Einßusses oder seiner Herrschaft wünscht.' 

In seiner Rede in New York vom 27. September 1918 bczcich- 
nete Wilson für alle, welche an den Verhandlungen tcilnchmcn, 
als 'einzigen Preis’ 'die unparteiische Gerechtigkeit in jedem 
Punkt, gleichgültig, wessen Interesse dadurch durchkreuzt wird.’ 

So der Stand der Dinge, als die deutsche Regierung an Präsident 
Wilson herantrat, um die Herbeiführung des Friedens in die Hand 
zu nehmen. Die deutsche Regierung erklärte in der Note vom 
5. Oktober 1918: 

‘Pie deutsche Regierung ... nimmt das von dem Präsidenten der 
Vereinigten Staaten von Amerika in der Kongreßbotschaft vom II. 
Januar 1918 und in seinen späteren Kundgebungen, namentlich 
der Rede vom 27. September, aufgestellte Programm als Grundla- 
ge für die Friedensverhandlungen an.' 

Damit war allerdings, wie ich zugebe, nur eine völlige Überein- 
stimmung zwischen dem Präsidenten der Vereinigten Staaten und 
Deutschland herbeigeführt. Die Fintwicklung im Monat Oktober 
brachte jedoch einen endgültigen Abschluß. Präsident Wilson teil- 
te am 23. Oktober 1918 der deutschen Regierung mit: 

'... Der Präsident hat ... seinen Notenwechsel mit den gegen- 
wärtigen deutschen Stellen den Regierungen, mit denen die Re- 
gierung der Vereinigten Staaten als kriegführende Macht verbun- 
den ist, übermittelt mit dem Anheimstellen, falls diese Regierun- 
gen geneigt sind, den Frieden zu den angegebenen Bedingungen 
und Grundsätzen herbeizuführen, ihre militärischen Ratgeber zu 
ersuchen, den gegen Deutschland verbundenen Regierungen die 
nötigen Bedingungen eines Waffenstillstandes zu unterbreiten, der 
die Interessen der bezeichneten Völker in vollem Maße wahrt.’ 

Die darauf ergangene Antwort sämtlicher Alliierten bezüglich 
des deutsch-amerikanischen Notenwechsels, wie sie Wilson am 5. 
November uns wissen läßt, lautet: 

‘Die alliierten Regierungen haben den Notenwechsel zwischen 
dem Präsidenten der Vereinigten Staaten und der deutschen Re- 
gierung sorgfältig in Erwägung gezogen. Mit den folgenden Ein- 
schränkungen erklären sie ihre Bereitschaft zum Friedensschluß 
mit der deutschen Regierung auf Grund der Friedensbedingun- 
gen, die in der Ansprache des Präsidenten an den Kongreß vom 8. 
Januar 1918, sowie der Grundsätze, die in seinen späteren An- 
sprachen niedergelegt sind. Sie müssen jedoch darauf hinweisen, 
daß der gewöhnlich sogenannte Begriff der Freiheit der Meere 
verschiedene Auslegungen zuläßt, von denen sie einige nicht an- 
nehmen können. Sie müssen sich deshalb über diesen Gegenstand 
beim Eintritt in die Friedenskonferenz volle Freiheit Vorbehalten. 

Ferner hat der lYäsident in den in seiner Ansprache an den Kon- 
greß vom 8. Januar 1918 niedergelegten Friedensbedingungen er- 
klärt, daß die besetzten Gebiete nicht nur geräumt und befreit. 
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"Unser Staat und der Weltfriede" 

Mit diesem Titel hat im Jahre 1912 ein ge- 
wisser Hanusch Kuffner der Weltöffentlich- 
keit den von Tschechen beanspruchten "Le- 
bensraum" unterbreitet und gleichzeitig die 
Kampfparole ausgegeben "als Wächter des 
Friedens dem Raubtier Deutschland an die 
Gurgel" zu gehen. 

Obgleich selbst auf Raub aus und den Deut- 
schen lediglich eine "Reservation für Deut- 
sche" überlassend, versprachen sich er und 
seine befreundeten "Friedenspolitiker" Un- 
terstützung durch die Versailler Sieger, denn 
diese "Landkarte" wurde tatsächlich der 
Versailler Friedenskonfernz 1919 mit dem 
Anspruch auf territoriale Realisierung vorge- 
legt. Es war einer jener zahlreichen Versuche 
in Versailles, Deutschland noch sehr viel weit- 
gehender zu zerstückeln, als es dann ge- 
schehen ist. 

Vergleicht man jedoch das Deutschland von 
1945 mit jener Maßlosigkeit von damals, 
so ist man doch erschrocken über die kon- 
sequente Zielstrebigkeit über Jahrzehnte hin- 
weg, mit der hier "die Wächter des Friedens" 
ans Werk gegangen waren. 
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sondern auch wiederhcrge stellt werden müßten. Die alliierten Re- 
gierungen sind der Ansicht, daß über den Sinn dieser Bedingungen 
kein Zweifel bestehen darf. Sie verstehen darunter, daß Deutsch- 
land ßr allen durch seine Angriffe zu Land, zu Hasser und in der 
Luft der Zivilbevölkerung der Alliierten und ihrem Eigentum zu- 
gefügten Schaden Ersatz leisten soll.' 

Durch dieses Memorandum der Alliierten ist soweit vollkom- 
mene Übereinstimmung mit Ausnahme des Punktes über die Frei- 
heit der Meere unter den Alliierten mit Präsident Wilson herbeige- 
führt worden. Andererseits wiederum besteht vollkommene Über- 
einstimmung zwischen Wilson und Deutschland. Damit ist na- 
mentlich in der Frage des Schadenersatzes ein vollkommen kla- 
res Rechtsverhältnis zwischen Deutschland und sämtlichen Alliier- 


ten bereits geschaffen worden. Das geht besonders deutlich her- 
vor aus der Note Lansings vom 5. November 1918, die er an 
Deutschland richtete, und in welcher er im Anschluß an das so- 
eben mitgeteilte Memorandum der Alliierten zur Schadenersatz- 
frage ausführte: 

‘ Der Präsident hat mich mit der Mitteilung beauftragt, daß er 
mit der im letzten Teil des angeführten Memorandums enthalte- 
nen Auslegung einverstanden ist.' 

Mit anderen Worten: Präsident Wilson ist der Auslegung, wel- 
che die Alliierten der Schadenersatzfrage gegeben haben, beige- 
treten, nicht aber der Auslegung, welche die Alliierten über die 
Freiheit der Meere wünschten. Diese Auslegung ist noch offen. 
Endgültig abgeschlossen aber ist die Frage des Schadenersatzes.” 


Vertragsbruch von Anfang an 


Die Alliierten haben ihre Verpflichtungen nicht einge- 
halten, die sie im Waffenstillstand mit Deutschland ein- 
gegangen waren. Die im Oktober und November 1918 
zwischen den Mittelmächten und dem Präsidenten der 
Vereinigten Staaten gewechselten Noten sowie die dies- 
bezüglichen Informationsabsprachen der Alliierten un- 
tereinander stellten einen Vorvertrag für Waffenstill- 
standsbedingungen auf der Grundlage mit den in den 
Botschaften des US-Präsidenten ausgeführten Grundsät- 
zen dar. Die in ihm vorgesehenen Besprechungen der 
Einzelheiten konnten sich dem Text der Absprachen zu- 
folge ausschließlich auf die Durchführung dieser Grund- 
sätze beziehen. 


Bedeuteten die alliierten Waffenstillstandsbedingungen 
bereits eine vielfache Verletzung der 14 Punkte Wilsons 
— er selbst hatte am 23. August 1918 zusätzlich die 
Beseitigung der Monarchie in Deutschland gefordert — , 
so wurde der Völkerbetrug erst recht im Versailler Frie- 
den grandios ausgeweitet. Schon mit der Prozedur des 
Verfahrens fing es an. Der französische Diplomat Alci- 
de Ebray formulierte es so: 

“Für jeden gesund und anständig Denkenden kann kein Zweifel 
darüber herrschen, daß der 1. der 14 Punkte, der ‘öffentliche und 
öffentlich zustandegekommene Friedensverträge’ vorsieht, eine 

3) Staatssekretär Erzberger "Der Völkerbund als Friedensfrage", Berlin 
1919, Deutsche Liga für Völkerbund, Heft 1,S. 22 -25. 
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Neuerung der Art mit sich brachte, wie Friedensverhandlungen 
zwischen der Entente und ihren Gegnern geführt werden sollten: 
weniger geheimnisvoll, öffentlicher, als bisher üblich war. Eine 
Neuerung hat zwar Platz gegriffen, aber in genau entgegengesetz- 
tem Sinne, wie Wilson vorgesehen. Die Verhandlungen wurden 
nicht nur in noch tieferes Geheimnis gehüllt, als jemals zuvor, son- 
dern etwas Anderes, noch nie Dagewesenes ging vor: die Entente 
schloß die Gegenpartei von den Verhandlungen aus und behielt 
sich vor, ihr die ausgearbeiteten Verträge aufzuzwingen..’’ 4) 

Der Wirtschaftssachverständige der britischen Dele- 
gation, John M. Keynes hat in seinem Buch “Die wirt- 
schaftlichen Folgen des Friedens?’ auf S. 55 folgendes 


und Abtrennung (Ostpreußen) der bedeutendsten 
landwirtschaftlichen Gebiete im Osten, die Unterstütz- 
ung des Volkstumskampfes der Polen und Tschechen, 
die Ablieferung von riesigen Viehbeständen, Maschinen- 
parks, Eisenbahnanlagen und Lastkraftwagen, alles dies 
in Verbindung mit den Bedingungen zur totalen Ent- 
waffnung führte nach einhelligen internationalen Schätz- 
ungen zum Tod von mindestens 800.000 deutschen Zi- 
vilisten. Diese Seeblockade war ein kalt berechneter 
Plan. 5 ) Der Oberste Wirtschaftsrat der Alliierten hatte 
sehr genau die Pläne geprüft, 



Resümee gezogen: 


“Die Art des Vertrages zwischen) 
Deutschland und den Alliierten, der aus 
diesem Dokumentenwechsel' entstand, ist 
klar und kann zu keiner Zweideutigkeit 
Anlaß geben. Die Friedensbedingungen 
sollten mit den Reden des Präsidenten 
übereinstimmen, und dür Zweck der 
Friedenskonferenz sollte ‘die Er- 
örterung der Anwendung dter Einzel- 
heiten’ sein. Die Bedingungen des Kon- 
trakts waren von außergewöhnlich feier- 
lichem und bindendem Charakter-, denn 
eine dieser Bedingungen lautete, Deutsch- 
land solle in einen Waffenstillstand! e un- 
willigen, der es ohne Verteidigung ließe. 
Nachdem Deutschland im Glauben auf 
den Vertrag entwaffnet worden war,, ver- 
pflichtete ihre Ehre die Alliierten ganz 
besonders, den Teil zu beachten, der sie 
betraf, und wenn er Doppelsinnigkeiten 
enthielt, sie nicht dank ihrer Situation 
auszubeuten.” 


Keynes verwies weiter darauf, daß noch andere Be- 
dingungen als die 14 Punkte Wilsons die Alliierten 
verpflichteten und faßte zusammen (S. 58): 


28 Juni 1919: Unterzeichnung des Friedensdiktates in Versailles 
Für das Reich Unterzeichneten Minister des Auswärtigen Hermann Müller und Kolonial- 
minister Dr. Bell. Der deutsche Delegationsleiter Graf Brockdorff-Rantzau war vorher samt 
der Regierung. Scheidemann zurückgetreten. 

W^kP^^* 0 * 0 -» D * D * D * 0 * 0 *o* D * D * a * D * D * Q * D *04. 0 * D * D * D * D » 0 * 0 * D » D * D * D *^ D *°* C ^ C 
“die dazu bestimmt waren, die völlige wirtschaftliche Isolie- 
rung Deutschlands zu sichern, falls die deutschen Delegierten 
sich weigern sollten, die Friedenspräliminarien zu unterzeich- 
nen.” 6t 


“Dieses weise und großmütige Programm war am 5. November 
1918 aus dem Bereich der Ideale und edlen Bestrebungen ent- 
sprossen und war zum integrierenden Bestandteil eines feier- 
lichen Kontraktes geworden, unter den alle Großmächte der Welt 
ihre Unterschriften gesetzt hatten. Aber es versank im Sumpf 
von Paris. Es ist dem Geist nach völlig, dem Buchstaben nach 
teilweise mißachtet, teilweise verfälscht worden." 


Dabei war in den Waffenstülstandsbedingungen eine 
Klausel durchgesetzt worden, derzufolge die Alliier- 
ten Maßnahmen zur Linderung des Hungers in Deutsch- 
land erwägen würden. Dennoch: Auch dem neutralen 
Ausland war es nicht möglich, diese Blockade zu durch- 
brechen, — bis schließlich am 16. Juli 1919 


Wenn auch seit dem 11.11.1918 die Waffen schwie- 
gen, ging der Seekrieg ohne Waffen seitens der Alliier- 
ten' weiter: Die Kriegsblockade Deutschlands wurde 
fortgesetzt, ja sogar ausgeweitet, ins Unerträgliche mit 
Krankheits-, ja Epidemiefolgen verschlimmert. Die Aus- 
lieferung der deutschen Handelsflotte, die Annulierung 
deutscher Fischereirechte in der Ostsee, die französi- 
sche Forderung auf Herausgabe der letzten Goldreser- 
ven, die zum Ankauf von Lebensmitteln hätten dienen 
können, die Abtretung (Posen, Westpreußen, Memel) 

4) Alcide Ebray, "Der unsaubere Frieden (Versailles)", Berlin 1925, S. 

94. 


“das dicke Buch, in dem hundert Absätze beginnen: Deutsch- 
land verzichtet, verzichtet, verzichtet! - dieser schauerlichste 
und mörderischste Hexenhammer, mit dem einem großen Volk 
das Bekenntnis der eigenen Unwürdigkeit, die Zustimmung zur 
erbarmungslosen Zerstückelung, das Einverständnis mit Verskla- 
vung und Helotentum abgepreßt werden soll,” 7) 

unterzeichnet war. 

5E Paul Vincent, "The Politics of Hunger: The Allied Blockade of Ger- 
many 1915 - 1919", Ohio University Press, Athens (Ohio) + London 
1985. 

6) Tcmpis 8. Mai 1919; - vgl. Alcide Ebray aaO. S. 296. 

7) Reichskanzler Philipp Scheidemann (SPD) am 10. Mai 1919. - Vgl. 
U. Walendy "Wahrheit für Deutschland - Die Schuldfrage des Zweiten 
Weltkrieges", Vlotho 1965, S. 18. 
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Die Bedingungen 


Die 5-monatigen “Verhandlungen” in Versailles waren 
Verhandlungen der Alliierten unter sich einschließlich 
Hinzuziehung ihnen genehmer und an zu verteilender 
Beute “interessierter” Partner sowie international orga- 
nisierter “Minderheitengruppen”, die die Souveränität 
der Völker — insbesondere der Besiegten — zu beseiti- 
gen suchten. Das Ergebnis ihrer “Friedensbemühungen” 
war das besagte “dicke Buch” mit 440 Artikeln, das 
dem inzwischen wehrlos gemachten und in wirtschaft- 
liche Verzweiflung gedrängten Deutschland ultimativ 
aufgezwungen wurde. 

Nahezu jeder der 440 Artikel widersprach den Frie- 
denspostulaten Präsident Wilsons, aber auch den für 
einen Frieden in Europa notwendigen Kriterien. Die 
Siegermächte setzten sich über ihre eigenen Sprüche 
hinweg, wo immer sie ihren Macht- und Wirtschafts- 
interessen zuwiderliefen. Sie verfügten über Schuldti- 
tel, ohne sich einer unvoreingenommenen Fakten- 
analyse zu stellen. Sie erklärten zum Recht, was ihrem 
nationalen Egoismus zu dienen schien. Sie versetzten 
Grenzen und entwurzelten Millionen Menschen ohne 
Rücksicht auf Recht und Moral. Sie selbst verhöhnten 
damit vor der Weltöffentlichkeit alle Grundsätze von 
Menschenrechten, Demokratie und Souveränität der 
Völker. 

Das 

Konferenz verfahren 

Schon die Handhabung des Verfahrens der Friedens- 
konferenz — geheim, einseitig unter Ausschluß der Mit- 
telmächte, unter permanent wirksamer Androhung einer 
totalen militärischen Besetzung Deutschlands, fortge- 
setzter Aushungerungsblockade und Reparationsvor- 
leistungen — widersprach den Grundsätzen Wilsons. 

Als am 18.4.1919 die Reichsregierung aufgefordert 
wurde, Vertreter zur Entgegennahme der Friedensbe- 
dingungen nach Versailles zu entsenden, wurde ihnen 
Informations- und Bewegungsfreiheit zur Erfüllung ihrer 
Aufgabe zugestanden. Doch am Ort wurde dies verwei- 
gert. Kontaktmöglichkeiten jedweder Art blieben ihnen 
vorenthalten. Am 7. Mai 1919 sahen sie sich der Situa- 
tion gegenüber, daß ihnen in Anwesenheit von 200 De- 
legierten und zusätzlich dichtgedrängtem Personal ein 
dickes Buch der Friedensbedingungen überreicht wurde 
mit den Begleitworten des französischen Ministerpräsi- 
denten Clemenceau: 


“Die Stunde der schweren Abrechnung ist gekommen. Sie ha- 
ben um den Ifinedcn gebeten. Wir überreichen Ihnen hiermit das 
Huch, das unsere Tiiedensbedingungen enthält. Zu diesen können 
Sie in französischer und englischer Sprache ihre schriftlichen 
Bemerkungen machen. ” 8) 

Graf Brockdorf-Rantzau nahm dieses mit einer Erklä- 
rung entgegen, die er sitzend ;abgab: 

“Wir kennen die Wudht des Hasses, die uns hier entgegentritt. 
Es wird von uns verlangt, daß wir uns als die allein Schuldigen 
am Weltkrieg bekennen. Ein solches Bekenntnis wäre in meinem 
Munde eine Lüge. Die Hunderttausende von Nichtkämpfern, die 
seit dem 11. November 1918 an der Blockade zugrunde gingen, 
wurden, nachdem für unsere Gegner der Sieg verbürgt war, mit 
kalter Überlegung getötet. Das Maß der Schuld aller Beteiligten 
kann nur eine unparteiliche neutrale Untersuchungskommissinn 
feststellen, der alle Archive geöffnet werden. Wir wiederholen 
diese Forderung hiermit. 

Sic haben uns selbst einen Bundesgenossen zugeführt: das 
Recht! Dieses ist uns durch den Vertrag über die Grundsätze des 
Friedens gewährleistet. Die Alliierten haben zwischen dem 5. 
Oktober und !>. November 1918 auf einen Machtfrieden verzich- 
tet und den Frieden der Gerechtigkeit auf ihr Panier geschrieben. ” 

Doch Worte waren zwecklos angesichts der 440 Para- 
graphen, in (denen Deutschlands Versklavung bereits 
festgeschrieben waren. Clemenceau hatte sogar für den 
rechten Federhalter gesorgt: Er stellte, aus Elfenbein ge- 
schnitzt, einen französischen Soldaten dar, der auf ei- 
nem deutschen Stahlhelm steht. Doch dies war Graf 
Brockdorf-Rantzau denn doch zu viel. Er unterschrieb 
mit seinem eigenen. 

Dem Aktenpaket, das den deutschen Regierungsver- 
tretern überreicht worden war, lag ein Vermerk bei, der 
eine Frist zur Stellungnahme von 15 Tagen vorsah. 

Nach erster Durchsicht noch am gleichen Tage teilte 
die deutsche Delegation der Friedenskonferenz mit, 
daß die in dem Text aufgestellten Forderungen “für 
kein Volk erträglich” sind und daß Sachverständige 
nachweisen werden, daß Vieles, was der Vertrag fest- 
legte, unerfüllbar ist. 

Clemenceau antwortete als Präsident der Konferenz 
unverzüglich: 

“Die Vertreter der alliierten und assoziierten Mächte können 
keinerlei Diskussion über ihr Recht zulassen, die Grundbedin- 
gungen des Friedens in der Gestalt aufrechtzuerhaltcn, wie sie 
festgesetzt worden sind. 

Sie können nur die Anregungen praktischer Art in Erwägung 
ziehen, welche die Deutschen Bevollmächtigten ihnen etwa un- 
terbreitet haben sollten.” 

Die deutsche Delegation sandte daraufhin 17 Noten 

8) Heinrich Kessemeier, "Der Feldzug mit der anderen Waffe". Hamburg 

1941. S. 114. 
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in unmittelbarer Folge an die Friedenskonferenz mit 
“Anregungen praktischer Art”. 

Die Antworten des französischen Ministerpräsiden- 
ten waren kompromißlos. Ein zeitgenössischer Kom- 
mentar gibt treffend das Resümee wieder: 

“Immer sprach aus den Konferenznoten der oberste Gerichts- 
hof der Welt, der alle Regelung darin auf das Beste und unüber- 
trefflich ergründet und darum die Durchführung ohne Änderung 
beschlossen hatte. Und die Höflichkeit der Form hielt den Prä- 
sidenten der Konferenz nicht ab, stets aufs neue in seine Ant- 
wortnoten den einen oder anderen Satz einzustreuen, der, in den 
meisten Fällen von Clemenccaus ausarbeitendem Sekretär Man- 
del erdacht, die deutschen Bevollmächtigten die Stellung noch 
einmal wissen ließ, in der sic, in der das deutsche Volk sich hier 
eigentlich befanden. Sic hatten nicht nur ohne Widerrede zu un- 
terschreiben, was der ‘Oberste Rat der Vier’ erdacht und für gut 
befunden, sic hatten auch, wenn sie schon den ganz überflüssigen 
Notenwechsel durchaus haben wollten, immer noch auf der 
moralischen Anklagebank, auf der sie in der großen Sitzung im 
‘Trianon-Palast-Hotel’ gesessen hatten, Belehrung und Verweisung 
hinzunehmen.” 9 ) 

Am 20. Mai ersuchte Graf Brockdorf-Rantzau um 
Fristverlängerung mit dem Hinweis, daß eine Prüfung 
der 440 Artikel nicht so schnell möglich sei und daß 
zunächst 6 Sondernoten sowie eine “Zusammenstellung 
der Bemerkungen, zu denen der Entwurf des Friedens- 
vertrages in seinen Einzelbestimmungen der deutschen 
Regierung Anlaß bietet”, vorbereitet werden. 

Antwort Clemenceaus: Fristaufschub 8 Tage. 

Die inzwischen von Graf Brockdorf-Rantzau übersand- 
ten weiteren Noten einschließlich der avisierten Zusam- 
menstellung beantwortete die Friedenskonferenz am 
16. Juni 1919 mit einer separaten und einer “Mantel- 
note” sowie der neuerlichen Überreichung “des dicken 
Buches” mit den Vertragsklauseln, in dem lediglich eini- 
ge Neuregelungen bezüglich des Saargebietes und eine 
Volksabstimmung in Oberschlesien konzediert waren. 
— Frist für die deutsche Regierung, zu erklären, daß 
sie zur Unterschrift bereit sei: 3, dann 5 Tage. Unter 
dem Eindruck fliegender Steine durch demonstrierende 
Chaoten verließ die deutsche Delegation Paris. 

Die separate Note enthielt einen Hinweis auf den 
Waffenstillstand : 

“Die alliierten und assoziierten Mächte stimmen mit der deut- 
schen Delegation völlig überein, wenn sie betont, daß die Grund- 
lage der Verhandlungen über den Friedensvertrag sich in dem 
Schriftwechsel befindet, welcher der Unterzeichnung des Waf- 
fenstillstandes vom 11. November 1918 unmittelbar vorausgegan- 
gen ist. F.s wurde damals vereinbart, daß der Friedensvertrag als 
Grundlage die 14 Punkte aus der Rede des Präsidenten Wilson 
vom 8. Januar 1918 haben sollte, unter Berücksichtigung der Än- 
derungen durch das Memorandum der Alliierten in der Note des 
Präsidenten vom 5. November 1918, sowie die Grundsätze für 
eine Regelung, wie sie vom Präsidenten Wilson in seinen weiteren 
Reden, insbesondere in seiner Rede vom 27. September 1918 aus- 
gesprochen worden sind. Das sind die Grundsätze, die im Novem- 

9) Karl Friedrich Nowak, "Versailles", Berlin 1927, S. 275 - 276. 


ber 1918 zur Einstellung der Feindseligkeiten geführt haben. 
Diese Grundsätze haben die alliierten und assoziierten Mächte als 
geeignete Fricdcnsgrundlage angesehen; diese Grundsätze sind es 
immer wieder, die in den Beratungen der alliierten und assoziier- 
ten Mächte, die zur Abfassung der Friedensbedingungen geführt 
haben, befolgt worden sind.” 10 ) 

Die alliierte Mantelnote enthält u.a. folgenden Text: 

“Nach Ansicht der alliierten und assoziierten Mächte war der 
Krieg, der am 1. August 1914 zum Ausbruch kam, das größte 
Verbrechen gegen die Menschheit und gegen die Freiheit der Völ- 
ker, das eine sich für zivilisiert ausgebende Nation jemals mit 
Bewußtsein begangen hat. Während langer Jahre haben die Re- 
gierenden in Deutschland, getreu der preußischen Tradition, die 
Vorherrschaft in Europa angestrebt. ... Sie haben danach getrach- 
tet, ein unterjochtes Europa beherrschen und tyrannisieren zu 
können, so wie sie ein unterjochtes Deutschland beherrschten und 
tyrannisierten. 

Um ihr Ziel zu erreichen, haben sie mit allen ihnen zur Verfü- 
gung stehenden Mitteln ihren eigenen Untertanen die Lehre ein- 
geschärft, daß in internationalen Angelegenheiten Gewalt Recht 
sei. ... 

Sobald ihre Vorbereitungen vollendet waren, haben sie einen 
unterwürfigen Verbündeten ermuntert, Serbien ... den Krieg zu 
erklären. Um diesen allgemeinen Krieg doppelt sicher zu machen, 
entzogen sie sich jedem Versuch der Versöhnung und Beratung, 
bis es zu spät war, und der Weltkrieg wurde unvermeidlich, jener 
Weltkrieg, den sie ausgeheckt hatten und für den Deutschland al- 
lein unter den Nationen vollständig ausgerüstet und vorbereitet 
war. 

Indessen beschränkt sich die Verantwortung Deutschlands 
nicht auf die Tatsache, den Krieg gewollt und entfesselt zu ha- 
ben. Es ist ebenso verantwortlich für die grausame und unmensch- 
liche Art und Weise, wie er geführt worden ist. ... 

Darum haben die alliierten und assoziierten Mächte nachdrück- 
lich erklärt, daß Deutschland als grundlegende Bedingung des Ver- 
trages ein Werk der Wiedergutmachung bis zur äußersten Grenze 
seiner Leistungsfähigkeit vollbringen muß. Denn Wiedergutmach- 
ung des Unrechts, das man begangen hat, ist das wahre Wesen der 
Gerechtigkeit. 

Die allücrten und assoziierten Mächte glauben daher, daß der 
Friede, den sie vorgeschlagcn haben, seinem Grundwesen nach 
ein Rechtsfriede ist. ... — gemäß den zur Zeit des Waffenstillstan- 
des anerkannten Grundsätzen. ...” 

Nach Kenntnisnahme des 5-Tage-Ultimatums der Ver- 
sailler Friedenskonferenz zur Unterzeichnung der um- 
fangreichen Bedingungen ließ Admiral Ludwig v. Reuter 
die in Scapa Flow (Orkney Insel Mainland) internierte 
deutsche Kriegsflotte (11 Linienschiffe, 5 Schlachtkreu- 
zer, 8 kleine Kreuzer und 50 Torpedoboote) versenken, 
um sie nicht den Engländern übergeben zu müssen. Auf 
die sich zu retten suchenden Matrosen wurde geschos- 
sen: 4 Offiziere und 24 Mann blieben tot oder verwun- 
det zurück. 


10) A leide Ebray aaO. S. 92 - 93. 

1 1 LJ. Benoist-Mechin, "Geschichte der deutschen Militärmacht", Olden- 
burg - Hamburg 1965, Bd. II "Jahre der Zwietracht 1919 - 1925", S. 
358. 

Tatsächlich hatte der Oberste Rat Marschall Foch bevollmächtigt, am 
Abend des 23.6. vorzumarschieren, falls das Reichskabinett die Unter- 
schrift verweigern sollte. — Vgl.: 

R. St. Baker, "Woodrow Wilson — Memoiren und Dokumente über den 
Vertrag von Versailles anno 1919", Leipzig o.J., Bd. II, S. 403. 
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Innerhalb der gesetzten Frist und angesichts einer an- Rechtsnormen, an der zu verteilenden Beute und an 

gedrohten militärischen Besetzung sandte die Reichsre- d en j n Aussicht gestellten wirtschaftlichen Profiten in- 

gierung am 23. Juni 1919 an die Friedenskonferenz fol- teressiert waren oder interessiert werden konnten. 


gende Note: 

“Die Regierung der Deutschen Republik hat aus der letzten Mit- 
teilung der alliierten und assoziierten Regierungen mit Erschütte- 
rung ersehen, daß sie entschlossen sind, von Deutschland auch 
die Annahme derjenigen Friedensbedingungen mit äußerster Ge- 
walt zu erzwingen, die, ohne eine materielle Bedeutung zu besitz- 
en, den Zweck verfolgen, dem deutschen Volke seine Ehre zu 
nehmen. Durch einen Gewaltakt wird die Ehre des deutschen Vol- 
kes nicht berührt. Sie nach außen hin zu verteidigen, fehlt dem 
deutschen Volke nach den entsetzlichen Leiden der letzten Jahre 
jedes Mittel. Der überwältigenden Gewalt weichend, und ohne da- 
mit ihre Auffassung über die unerhörte Ungerechtigkeit der Frie- 
densbedingungen aufzugeben, erklärt deshalb die Regierung der 
Deutschen Republik, daß sie bereit ist, die von den alliierten und 
assozüerten Regierungen auferlegten Friedensbedingungen anzu- 
nehmen und zu unterzeichnen.” 

Um 17.15 Uhr teilte Reichspräsident Ebert der deut- 
schen Friedensdelegation in Paris telegrafisch mit, daß 
die Reichsregierung zur Unterschrift bereit sei. 19 Minu- 
ten vor Fristablauf wurde Clemenceau diese Mitteilung 
überbracht. Der französische Historiker J. Benoist- 
Mechin ergänzte: 

“Die drei Millionen Soldaten, die am Rhein standen und sich 
bereithielten, den Fluß zu überschreiten, konnten ihre Waffen 
wieder absetzen.” 1 ') 

Am 28. Juni 1919 vollzogen für das Deutsche Reich 
Hermann Müller (Reichsaußenminister) und Dr. Bell 
(Reichsjustiz- und Kolonialminister) im Spiegelsaal 
von Versailles die Unterschrift. Es war nur noch die 
letzte Formalic. Der Reichstag stimmte am 16. Juli 1919 
dem "Gesetz über den Friedensschluß zwischen Deutsch- 
land und den alliierten und assoziierten Mächten" zu. 
Reichspräsident Friedrich Ebert zeichnete cs gegen. 

Der Völkerbund 

Um sich gegen die Vorwürfe abzusichern, Haupt- 
oder Mitschuldige, Räuber und Vergewaltiger zu sein, 
begründeten die Siegermächte eine internationale Orga- 
nisation für jene Staaten, die an ihren Maßstäben und 


So bauten sie als Teil I in das Versailler Vertragswerk 
gegen Deutschland den Völkerbund ein, verfügten seine 
Satzung, seine Aufgabenstellung, seine Mitgliedschaften. 

Nicht auf verbessertes Völkerrecht, Souveränität und 
Gleichberechtigung der Völker wurde der Völkerbund 
verpflichtet, sondern auf Durchsetzung und Wahrung 
der in den 440 Artikeln des Versailler “Vertrags”-textes 
festgelegten Bedingungen gegen Deutschland. So war 
dieser Völkerbund von Anfang an als ‘‘internationales 
Überwachungsorgan” zur Einhaltung dieser Bedingun- 
gen gedacht. Dieser Aufgabenstellung entsprach es, das 
besiegte Deutschland zwar jeglichen Entscheidungen 
dieses Völkerbundes zu unterwerfen, es jedoch als Mit- 
glied auszuschließen. 

Da Deutschland vom Völkerbund ausgeschlossen 
blieb, brauchte sich auch kein Mitglied des Völkerbun- 
des an den Art. 10 seiner Satzung gebunden zu fühlen, 
“die Unversehrtheit ihres (des deutschen) Gebietes und 
ihre Unabhängigkeit zu achten und gegen jeden äußeren 
Angriff zu wahren”. 

Daß sich der Völkerbund um Pflichtverletzungen sei- 
ner Mitglieder entweder gar nicht kümmerte oder sie 
tolerierte, ihnen teilweise sogar Vorschub leistete, zeig- 
te sich sehr rasch an der Weigerung dieser Mitglieder, 
den Verpflichtungen zur Abrüstung (Art. 8), Offenle- 
gung der Verträge (Art. 18), Annulierung von Verträ- 
gen nachzukommen, die der Völkerbundsakte wider- 
sprachen (Art. 20). Schließlich zeigte sich dies darin, 
daß man über Verletzungen der Minderheiten-Schutz- 
verträge einfach hinwegsah, sofern Deutschland bzw. 
deutsche Menschen die Verletzten waren. 

Die Willkür, von der die übrigen Versailler “Ver- 
trags”- Artikel gekennzeichnet waren, spiegelte sich fol- 
gerichtig in den Grundsätzen wider, die der Völker- 
bund zugeordnet erhielt. Ganz abgesehen von den zum 
neuen “internationalen Recht” erklärten Willkürgrenzen 
Deutschlands unter Verletzung jeglicher demokrati- 
schen und Selbstbestimmungsrechte haben die Sieger in 
Versailles unter der Tarnung von “Völkerbundsmanda- 



ten” den Besitz der deutschen Kolonien 
unter sich verteilt, anstatt diesen Ländern 
zumindest Unabhängigkeit zu gewähren. 

Daß der Völkerbund bei so bestellter 
Sachlage seiner internationalen Friedens- 
mission gar nicht gerecht werden konnte, 
zeigte sich sehr bald. Schon kurz nach 
vollzogener Unterschrift stieg die Haupt- 
weltmacht, die sich von Frankreich und 
Großbritannien überfahren sah, aus dieser 


Zwangslieferungen nach Frankreich Zwangslieferungen nach Frankreich Verfahrensregelung aus. 
— Deutsche Landmaschinen — 5.000 Lokomotiven 
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Der amerikanische Kongreß hat sich geweigert, sowohl 
den Versailler “Vertrag” zu ratifizieren, als auch dem 
Völkerbund beizutreten. Damit hatten die USA jedoch 
nicht das Unrecht aus der Welt geschafft oder die Ver- 
sailler Willkür bekämpft. Im Gegenteil: die einzige 
Großmacht, der man in europäischen Angelegenheiten 
eine gewisse Unabhängigkeit zumuten konnte, blieb 
fortan bei allen neu aufgeworfenen europäischen Prob- 
lemen ausgeschaltet. 

Der britische Premierminister Lloyd George sprach am 
13.1.1923 im Hinblick auf die Abwendung der USA 
sogar von einer Vertragsverletzung. 13 ) Der Verfasser 
der Grundsätze für die Regelung des Weltfriedens und 
die Neuordnung der Weltpolitik entzog sich der Ver- 
antwortung und ließ die Dinge ins Verhängnis treiben. 


Lloyd George gestand in seinen Memoiren aber auch 
ein: 

“Unter seinem (Poincare's) Einfluß, der jahrelang nach seinem 
Tode noch andauerte, wurde der Völkerbund nicht zu einem 
Instrument des Friedens und des guten Willens unter den Völkern, 
einschließlich Deutschlands; er wurde in eine Organisation zur 
Herstellung der militärischen und dadurch auch diplomatischen 
Vormachtstellung Frankreichs als Dauerzustand verwandelt." I4 ) 

Die USA ließen alles gewähren, was Vertreter und 
Freunde der Versailler Mentalität nur noch ermunter- 
te. Und als im April 1933 gar Präsident F.D. Roose- 
velt gewählt war, und sich New York zunehmend zum 
Zentrum von Boykott- und “Heiligem Krieg”-Fanatis- 
mus gegen Deutschland herausbildete, war der Geist 
von Versailles, der sich schon zu mildern und zu wan- 
deln schien, neu erwacht, diesmal inspiriert von unver- 
söhnlichen Predigern in den USA. 


Die Kriegsschuld 


Im Gegensatz zu den Wilson-Punkten verfügten die 
Versailler Friedensbedingungen: 

Deutschland hatte entgegen der historischen Fakten- 
lage die alleinige Kriegsschuld (Art. 231) anzuerkennen 
und sich in bezug auf behauptete Kriegsverbrechen der 
Justiz der Siegermächte zu unterstellen. 

Die Diffamierung Deutschlands vor den Völkern der 
Welt sollte nicht nur alle übrigen Artikel des Versailler 
Textes rechtfertigen, sondern auch Deutschland für al- 
le Zukunft wehrlos und ehrlos, wirtschaftlich ohnmäch- 
tig, für jede noch weitergehende Diskreditierung und 
Wülkür auserkoren belassen. Als eine unter unzähligen 
repräsentativen Stimmen aus der Nachkriegszeit sei 
hierzu der amerikanische Senator Victor L. Berger in 
seiner Rede vor dem US-Repräsentantenhaus am 18. 
Januar 1926 zitiert: 


“Aber die größte Lüge von allen — die Lüge, die allen gegen- 
wärtigen Schwierigkeiten in der Welt zugrunde liegt — ist die 
Lüge, daß Deutschland die einzige Ursache des Weltkrieges war, 
weil der sogenannte Frieden von Versailles darauf beruht. Ohne 
diese Lüge kann der Vertrag von Versailles nicht bestehen. Dies 
ist die Stellungnahme, die beide, Poincare und Lloyd George, 
verschiedentlich eingenommen haben. ... 

Aber was ist die Wahrheit? 


Sowjet-Enthüllungen aus den Geheimarchiven des russischen 
Auswärtigen Amtes, ergänzt durch einige aus dem englischen 
Foreign Office und auch durch Funde der Deutschen in Bel- 
gien, beweisen, daß Deutschland, anstatt schuldiger als die ande- 


ren Mächte am Beginn des Weltkrieges gewesen zu sein, viel we- 
niger schuld war. Die ganze Welt war systematisch getäuscht 
worden und fährt fort, von der kapitalistischen Presse und der 
alliierten Propaganda getäuscht zu werden. Tatsache ist, Deutsch- 
land wünschte den Krieg nicht und hat ihn nicht hervorgerufen.” 


12) Alfred von Wegerer, "Das Ausland urteilt — Das Versailler Urteil", 
Berlin 1929, S. 15. - Congressional Record, 69. Kongreß, 1. Sitzung, 
S. 3 + 4. 
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Sehr massiv wandte sich US-Senator Robert L. Owen 
(Oklahoma) in seiner “Rede über die Kriegsschuld frage” 
am 18. Dezember 1923 vor dem Senat der USA gegen 
die Bestimmungen des Versailler Textes: 

“Die Berichte und Protokolle, auf die ich die Aufmerksamkeit 
des Senats gelenkt habe, ergeben offensichtlich, daß die deut- 
schen militärischen Herrscher den Krieg nicht gewollt, daß sie ver- 
sucht haben, ihn zu vermeiden, und daß sic zum Kriege geschrit- 
ten sind nur aus der Überzeugung, daß die dauernden Mobilisatio- 
nen in Rußland und Frankreich die Entschlossenheit dieser Län- 
der zum Kriege bedeuteten und heimlich als eine Kriegserklärung 
seitens Rußlands und Frankreichs gegen Deutschland gemeint wa- 
ren. Die Dokumente zeigen, daß die russischen und französischen 
Führer zum Kriege entschlossen waren, und daß die Mobilisatio- 
nen der Beginn eines Krieges sein sollten, der seit vielen Jahren in 
jährlichen militärischen Konferenzen überlegt, vorbereitet und in 
vollständigen Feldzugspläncn ausgearbeitet war.” 15 ) 

Frederick Bausman, Richter am Obersten Gerichtshof 
der USA, in seinem Buch “Let France explain”, London 
1922, S. 241, forderte eine Revision des Versaüler “Ver- 
trages” als Voraussetzung für eine Friedenspolitik: 

“Völlig klar wird cs dann hervortreten, daß der Vertrag von 
Versailles, indem er Deutschland Bußen aufcrlegte, von zwei 
Grundirrtümcrn ausging, dem einen, daß Deutschland allein schul- 
dig sein sollte, und dem andern, daß dem Schuldigen nichts für 
unleugbar vorhandene mildernde Umstände nachgesehen wurde. 

Deutschland war in gefährlicher Weise durch drei mächtige Län- 
der eingekreist gewesen, von denen das eine sich über seine Flotte 
ärgerte, das zweite von Revanchclust erfüllt war und das dritte 
gierig nach mehr Gebiet an der Ostsee, an den Dardanellen und 
auf dem Balkan verlangte. Und letzteres hatte tatsächlich mobil 
gertiacht. ... ” 16) 

13) Daily Telegraph. Daily Chronicle vom 13.1,1923; — Vgl. Alcide 

Ebray aaO. S. 283. 

14) Lloyd George, "The Truth about the Peace Treaties", London 1938, S. 

1410. — So auch Präsident Herbert Hoover, "Memoiren", Bd. II, S. 14. 

15) Congressional Record, Sixty-Eighth Congress, First Session, p. 2. 
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Raymond Poincare 

Frankreichs Staatspräsident 1913 - 1920 

Professor Harry Eimer Barnes — er lehrte am 
Smith College in Northampton, Massachusetts, hat 
maßgebende Bücher über die internationale Ent- 
wicklung Europas und der USA verfaßt und gilt 
als Begründer des Revisionismus — hat die Un- 
moral der Versailler Regelung hart gegeißelt und 
umfangreich analysiert: 

in Current History, New York, Mai 1924, S. 194: 

“Es dürfte für jeden, der der Auseinandersetzung der Be- 
weise für die Kriegsschuldfrage bis zum gegenwärtigen Zeit- 
punkt gefolgt ist, offenkundig sein, daß die Sündcnbock- 
theorie von der vollständigen, alleinigen und einzigen 
Schuld Deutschlands oder irgendeines anderen Einzelstaa- 
tes nicht länger aufrechterhalten werden kann.” 16 ) 

in seinem Buch “The Genesis of the World. War”, New 


Der russische Botschafter in Paris, Iswolski, hatte im 
Jahre 1912 nach Petersburg geschrieben: 

„Es handelt sich darum, die Zeitungen, welche der 
kriegsfreudigen Politik Poincar^s feindlich gesonnen sind, 
zu neutralisieren, indem wir sie stillschweigend bezahlen 
und den Krieg vorbereiten." 

Am 8./21. Juni 1913 schrieb Iswolski nach Petersburg: 
„Herr Poincarö glaubt mit mir, daß zur Beschwichtigung 
der Opposition ein großes Opfer unsrerseits notwendig 
ist: 3 Millionen Francs." 

Die Russen bewilligten die Bestechungsgelder und 
schickten den Abteilungschef Davidov nach Paris, damit 
dieser die Verteilung überwache. Mit dieser Sache befaßt 
sich Poincard in seinen Erinnerungen ein ganzes Kapitel 
lang. Über die Besprechung mit Davidov macht er auf 
Seite 64 (Band 2, Deutsche Ausgabe) folgendes unerhörte 
Eingeständnis: 

„Ich habe nur geglaubt, ihm (Davidov) sagen zu 

müssen, die bewilligten Gelder mit großer Vorsicht 

und Verschwiegenheit zu verteilen." 

Poincar^, der als Staatspräsident das höchste Amt in 
Frankreich innehatte, verbot also die Verteilung der 
Bestechungsgelder nicht, sondern förderte sie sogar durch 
seinen Rat. 

Der französische Geschichtsforscher Re na ul d bekannte 
sich in einem an uns gerichteten Brief vom 23. November 
1923 dazu, am 2. April 1921 öffentlich folgende Anklage 
gegen Poincarö erhoben zu haben: 

„Herr Poincar£! Ihnen und Ihrer Politik ist es zu 
danken, daß aus französischem Boden in einer Ausdehnung 
von 600 km ein einziger Friedhof geworden ist. Sie können 
den Ruhm in Anspruch nehmen, der erste Totengräber 
Europas zu seinl" 17 ^ 


York 1926, S. 679: 


Auf Grund der in den USA auf höchster Ebene 


“Einen urteilsfähigen und sachkundigen Historiker, welcher das 
Problem der Entstehung des Weltkrieges gründlich studiert hat 
und nicht die in den Artikeln 227 und 231 des Versailler Vertra- 
ges vertretene Theorie der Kriegsschuld für gänzlich falsch, irre- 
führend und ungerecht ansähe, gibt es in keinem Lande.” 

m seinem Buch “In Quest of Truth and Justice”, Chi- 
cago 1928, S. 12: 


jahrelang andauernden Dispute über den Kriegsschuld- 
paragraphen 231 wurde Anfang der zwanziger Jahre in 
den USA eine Zentralkommission für die neutrale Er- 
forschung der Ursachen des Weltkrieges eingesetzt. Sie 
stellte ihre Arbeiten jedoch in aller Stille ein, angeblich 
weil es an Finanzierungsmitteln fehle. Die Monatszeit- 
schrift The American Monthly hat jedoch in ihrer 


“Es besteht keine Hoffnung, den Frieden in Europa herzustel- 
len, ehe nicht die moralischen und sachlichen Ungerechtigkeiten 
der Verträge von Versailles, St. Gennain und Trianon aus der 
Welt geschafft sind und Europa wieder im Einklang mit der Ge- 
rechtigkeit und Anständigkeit steht.” 

Aus den von den Bolschewisten veröffentlichten za- 
ristischen Vorkriegsakten ergaben sich für die Weltöf- 
fentlichkeit, so auch für die Amerikaner, völlig neue Er- 
kenntnisse, von denen sie bisher nichts gewußt hatten, 
u.a. die nachfolgende: 


Ausgabe 4 des Jahrganges 1928 die Öffentlichkeit über 
ihre Anfrage und die von der Zentralkommission erhal- 
tene Antwort unterrichtet: 

“Trotz eifriger Untersuchungen waren wir nicht in der Lage, 
einen Anteil Deutschlands an der Kriegsschuld nachzuweisen. Wir 
verlängerten die Untersuchungen in der Hoffnung, irgendetwas zu 
entdecken. Denn bei dem augenblicklichen Stand der öffentlichen 
Meinung ist es nicht angängig, ein Ergebnis zu veröffentlichen, das 
Deutschland völlig entlastet. Wenn wir eine dahingehende Erklä- 
rung veröffentlichten, würden wir beschuldigt, pro-deutsch zu 
sein.” 


16) Alfred von Wegerer, aaO. S. 13 + 11 - 1 2. 


17) Heinrich Kessemeier, aaO. S. 1 15 + 1 18 - 120. 
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Teil II des Versailler “Vertrags”- 
textes verfügte Deutschlands terri- 
toriale Verstümmelung an allen sei- 
nen Grenzen. Sämtliche Nachbarn 
Deutschlands sollten auf diese Wei- 
se politisch und militärisch insbe- 
sondere Frankreich als dem haupt- 
sächlichsten Beuteverteiler dauer- 
haft verpflichtet werden. Mit Recht 
und Friedenssicherung hatte das 
alles nichts zu tun. Deutschland, 
weil von den “Verhandlungen” aus- 
geschlossen, konnte den in Ver- 
sailles vorgetragenen bzw. vorge- 
legten gefälschten historischen und 
ethnografischen Angaben und 
Landkarten nicht widersprechen, 
und die verantwortlichen Entschei- 
dungsträger der alliierten Mächte, 
insbesondere Präsident Wilson, hat- 
ten entweder keinerlei Kenntnisse von den europäischen 
Verhältnissen oder, wie Clemenceau und Poincar6 vor- 
nehmlich, waren nur an einer dauerhaften Entmachtung 
Deutschlands interessiert. 

Die Verfügungen über die deutschen Grenzen sind in 


den Artikeln 27 - 30 festgelegt, greifen jedoch mit 
Einzelheiten noch auf andere Artikel, außerdem auch 
noch auf den Friedens-“ vertrag” mit Österreich bezüg- 
lich Anschluß-Verbot und auf Südkärnten, Südtirol 
sowie das Sudetenland über. 


Deutschland hat ohne Volksabstimmung abzutreten 
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am 1.12.1910 


davon 
Deutsche 
in % 


Abtretungszeit 


An 

Belgien 

Eupen-Malmedy 1.036 

Frankreich: 

F.lsaß-Lothringen 14.522 

60.000 

1.874.000 

| 49 600 

I = 82,0% 

I I 637 600 

1 = 87.4% 

20.9.1920 

10.1.1920 

Polen: 

Teil von Ostpreußen 501 

Größter Teil von Westprcußen 15.864 

Größter Teil von Posen 26.042 

Teil Pommern + Brandenburg 10 

Teil Niederschlesien 511 

24.700 

964.700 

1.946.400 

200 

26.200 

1 10 100 

1 = 40.9% 

1 426 400 
\ = 44.2% 

) 681000 
l = 35,0% 
180 

1 11700 

1 = «,7% 

10.1.1920 

10.1.1920 

10.1.1920 

10.1.1920 

10.1.1920 

r 

J 


Nordschleswig 



roWirwj 


EMienj 

V • Vil. 
Hadfrjlrtir 

llyiddinq 

1.Z0NE 

Apmrade 


■ tondrm 

2.Z0ME** / ‘ . 

flenyxirg e / 

Husum WH«« 1 « 



14 











^ Jttschc^ 

^&^ ndsber 9 

Kreuzburg? — - 

Carlsrüh» J f 

/Rosenberc 


Brückenkopf 
Polen nipetalien«« 
Gebiet 

Oer Tscheche! zugefel- 
lene« Gebiet 
Bahnlinien 


r w is 


TSCHENSTDCHAI 


mm 


OPPELN 


tobcndorf 


fivstazP 

} \Cofiolm 
KrsppitzB*> , 3?J 

0dermc2$t.° Jc i 
JfaswsdzdZ^- 
JJesc/icmdm' 

v Ober Glogau sderiafSx 

Czi’sssJr 0 i 

Gngdcnfdd 

^^^BMScbutZu PotuNcalorch 

MiAGERNOORF RAT1B0R ^ 

Xatscher ~.'-'\ / 


'Friedland 


oAnnap 

\dawnia 


'KBEUTHI 

lifidenöupatf? 


lodrdlz L— 

’sndrztn 

Vltbsel 

'■Sirxwa 

mzewns 


■ E-. 

V' 


whrati 


TR0PPAÜ|| 


Iahr0stz3us|8||| 


Deutschland hat ohne Volksabstimmung abzutreten 

Einwohnerzahl d 3 '' 0 ' 1 
am 1.12.1910 De . Ut ?f he Abtretungszeit 

in % 


Fläche 
in qkm 


An 

Hauptmächte, dann an Litauen: 



I 139.444 

10.1.1920 

bzw. 

1.3.1923 

10.1.1920 

Memelland 

9 

142.000 

330.600 

i = 98,2% 

Danzig 

Teil von Westpreußen 

Tschechoslowakei: 

1.925 

1 818 300 
\ = 96.8%: 



Teil von Oberschlesien 
(Hultschincr Land) 

315 

48.400 

(über 90% 

10.1.1920 

Polen 




10.1.1920 

Westpreußcn 

17.706 

1.704.000 

1.244.000 

= 73% 19 ) 

Posen 

26.063 

2.100.000 

735.000. 

= 35% 

An 





Völkerbund: 2.954.605 

Sämtliche deutschen Kolonien 

14.863.350 

I ftma 25 000 

1 $eut[die 

10.1.1920 

Völkerbund für 15 Jahre, dann 
Abstimmung: Saargebiet 

1.922 

651.900 

I 648 200 

1 = 09,7% 

10.1.1920 

bis 10.1.1935 


892.500 

166.300 


D eutschland hat mit Volksabstimmung abzutreten I 

, >0 „ . D 'e Restgebiete der ehemaligen Provinzen Posen + 

I 2 o io 1921 Westpreußen sowie der beim Reich verbliebene Teil 
1 19!6.1922 von O^ersoltlesien sind durch Punkte hervorgehoben. 
Alte Reichsgrenze = weiß gestrichelt. 

15.6.1920 

J0 ) Österreich hat 


ohne Volksabstimmung abzutreten 

Fläche Einwohnerzahl davon 
in qkm am 1.12.1910 Deutsche Abtretungsze.t 
in % 


An 

Polen l s) 

Ost-Oberschlesien 3.221 

Dänemark 

Nordschleswig 3.993 


374.850 
= 42% 

I 40 900 
1 = 26.0 I % 


An 

Tschechoslowakei 


| 3, 34 Millionen 

Sudctenland 28.995 

3.5 Millionen 

1= 97% 

10.1.1920 

Ungarn 




üdenburg 

54.000 

52,3% 

1.1.1922 

Italien 




Südtirol 13.613 

874.000 

92% 

10.1.1920 


Gesamter Land- und Menschenraub 
an Deutschlands Grenzen 
1919-1922 

Der Gesamtverlust des Reiches (1913: 540.858 qkm mit 67,79 
Millionen Menschen) betrug ohne Kolonien + Saarland = 70.585 
qkm und 6, 4752 Millionen Menschen. Das entspricht 13% seiner 
Fläche und 10% seiner Bevölkerung. 


Abstimmungspolizei Polen waren. Besonders intensiv war der polnische 
Terror in Ost -Oberschlesien. 20 Landjäger und 1 .500 andere Deutsche 
fanden in diesen Auseinandersetzungen den Tod. Polnische Brand- 
stiftungen waren an der Tagesordnung. - Vgl. Göttinger Arbeitskreis 
(Hrsg.), "Das östliche Deutschland - ein Handbuch", Würzburg 1959, S. 


Oberschlesien: Militärische Operationen gegen die polnischen 
Insurgenten, Mai - Juni 1921. Von Polen und der Tschechoslo- 
wakei annektierte Gebiete gestrichelt bzw. gepunktet. 

18) Die Volksabstimmungen in Oberschlesien waren durch massiv vorge- 
tragene Gewaltakte polnischer, ins Land eingedrungener Aufständischer 
gekennzeichnet, aber auch dadurch, daß die "internationale 
Kommission" - hierbei vor allem die beteiligten Franzosen - die 
polnischen Terrorbanden offen unterstützten, und außerdem 80% der 


437, — vgl. noch nachfolgenden Text sowie Historische Tatsachen Nr. 28 
S. 19 ff. 

19) An den Reichstagswahlen v. 19.1.1919 + preußischen Landtagswahlen 
v. 26.1.1919 hatten über 75% der Bevölkerung teilgenommen und für 
deutsche Parteien gestimmt, während Polen zur Wahlenthaltung aufgeru- 
fen- batte; zweifellos sind auch diese knapp 25%, die sich der Wahl 
enthalten haben, nicht vollständig Polen zuzurechnen. 

20) Die 24,9% der am 10.2.1920 deutsch-stimmenden Bevölkerung lebten 
vorwiegend im südlichen Teil des Abstimmungsgebietes und hätten bei 
dessen gerechter Aufteilung an Deutschland fallen müssen. 
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Durchgeführte Volksabstimmungen 

Kreis Marienwerder (Westpreußen) 
am 11. Juni 1920. Ergebnis: 92,4% für Deutschland 
Kreis Allenstein einschließlich Masuren = 97,7% für Deutschland 
Nordschleswig am 10.2.1920= 74,2% für Dänemark. 20 ) 
Süd-Schleswig am 10.2.1920 = 80% für Deutschland 
Kärnten (Abstimmungszone) 59,4% für Dcutschösterrcich 

Zu den einzelnen Volksabstimmungen ist ein Nachtrag 
notwendig: 

Grundsätzlich fanden diese Volksabstimmungen zu 
einer Zeit statt, da Deutschland nicht nur mit der Per- 
spektive eines verlorenen Weltkrieges leben mußte, son- 
dern mit “Friedens”-bedingungen konfrontiert worden 
war, die auf Dauer seine gesamte Existenz zugrunde zu 
richten schienen. Auf der anderen Seite standen die neu- 
en Herrschernationen, denen jedwede Entwicklung of- 
fen stand, die aber auch diesen Eindruck mit dem Ein- 
satz ihrer militärischen Machtmittel in gebührender 
Weise zu demonstrieren und somit die wehrlosen Men- 
schen einzuschüchtern wußten. 

Besonders zur Volksabstimmung in Oberschlcsicn 
ist darauf hinzuweisen, daß diese in jeder nur denkba- 
ren Weise zum Nachteil Deutschlands gehandhabt 
wurde. Obgleich Polen seinen 1. Aufstand in Oberschle- 
sien bereits am 17.8.1919 ausgelöst hatte, zögerte man 
die beschlossene Volksabstimmung solange hinaus, bis 
Polen seinen 2. Aufstand am 19.8.1920 organisieren. 11 
Divisionen mit über 200.000 Mann an der Grenze zu 
Oberschlesien aufmarschieren und Banden in einer Grö- 
ßenordnung von 50.000 Mann nach Oberschlesien ein- 
schleusen konnte. Die französischen Truppen der “in- 
ternationalen Abstimmungskommission” unterstützten 
die mordend, raubend und brandschatzend vorgehen- 
den Banden 2l )und machten ihren Anführer Korfanty 
noch zum Abstimmungskommissar. "0 Nicht nur, daß 
vor der Volksabstimmung bereits über tausend Deutsche 
ermordet und deutsche Versammlungen mit Handgra- 
naten und anderen Waffen gesprengt wurden. Tausen- 
de Deutsche wurden zur Flucht getrieben, andere abge- 
schreckt, ins Terrorgebiet zur Abstimmung einzureisen. 

Gravierend war außerdem die Einteilung der Wahlge- 
meinden ohne Rücksicht auf die Bevölkerungszahl, so 
daß später vor der Welt der falsche Eindruck vermittelt 
wurde, als sei — bemessen auf ganz Oberschlesien — bei 
einem Abstimmungsergebnis mit 845 Gemeinden mit 
deutscher Mehrheit gegenüber 691 22 ) Gemeinden mit 
polnischer Mehrheit die Abtrennung Ost-Oberschlesiens 

21) Charles Callan Tansill, "Die Hintertür zum Kriege — Das Drama der 
internationalen Diplomatie von Versailles bis Pearl Harbour", Düsseldorf 
1957, S. 44 -45. 

22) In der Literatur begegnen wir recht unterschiedlichen Angaben: Zahl 
der Gemeinden mit deutscher Mehrheit = 664 oder 701 gegenüber 597 
bzw. 834 mit polnischen Mehrheiten. 


an Polen trotz des Gesamtvotums von 59,8% bzw. 
59,4% zugunsten des Verbleibs bei Deutschland eine 
“gerechte” Lösung. Daß dabei die gesamte Industrie- 
region und sämtliche großen Städte deutsche Mehr- 
heiten hatten (Königshütte = 78%, Kattowitz = 81% 
u.a.) ließ sich auf diese Weise verschweigen. 

Oberschlesien verlor mit seinem an Polen abgetrenn- 
ten Kernstück rund 75% seiner gesamten Produktions- 
kraft. Z.B. u.a.: 53 von 57 Steinkohlengruben, 22 von 
37 Hochöfen, 5 von 8 Eisenhütten, 9 von 14 Stahl- 
und W'alzwerken, — obwohl gerade die gesamte Indust- 
rie dort ausschließlich deutscher Besitz und deutsche 
Leistung war. 

Im übrigen entsprach die Grenzziehung nicht dem 
Abstimmungsergebnis, sondern wurde nach politischen 
Gesichtspunkten gezogen. 

Über die Farce der Volksabstimmung in Oberschle- 
sien schrieb Sir Robert Donald, Chefredakteur der Daily 
Chroniele : 

Schlimmer als der materielle Verlust waren die den Deutschen 
zugefügten Unbilden und Ungerechtigkeiten. Es ist durchaus 
möglich, daß sich die Deutschen in das Unvermeidliche geschickt 
hätten, wenn die Alliierten kraft keines andern Rechts als des 
Gesetzes der brutalen Gewalt Oberschlesien Polen zugeschlagen 
hätten... Aber über Deutschland die tragische Posse der Volksab- 
stimmung zu verhängen mit allen ihren Begleiterscheinungen von 
Trug, gebrochenen Verpflichtungen, Massakern und grausamen 
Ausschreitungen in einer Atmosphäre politischer Fäulnis, das hieß 
dem Unrecht die Beleidigung, dem bewaffneten Raub die mora- 
lische Tortur hinzufügen." 21 ) 

Eupen-Malmedy: An der von den belgischen Behör- 
den eingeleiteten Abstimmungslisten-Aktion beteiligten 
sich auf Grund des begleitenden Terrors nur 0,8% der 
Bevölkerung. Protestlisten-Ergebnisse wurden von den 
belgischen Behörden nicht anerkannt. — In Eupen- 
Malmedy sprachen 81,7% deutsch. 

Die Abstimmung in Masuren und Westpreußen am 11. 
Juli 1920 brachte mit 97,8% und 92,4% (Marienwer- 
der) ein eindeutiges Ergebnis für Deutschland, was je- • 
doch die Botschafterkonferenz nicht hinderte, trotz- 
dem noch vom Regierungsbezirk Allenstein 3 und von 
Marienwerder 5 Dörfer an Polen abzutreten, die Grenze 
am östlichen Ufer der Weichsel festzulegen und für die 
Deutschen einen Zugang von nur 4 Metern zur Weichsel 
bei Kurzebrack zu gewähren, für dessen Benutzungs- 
recht jedoch eine Genehmigung bei Polen westlich 
der Weichsel einzuholen war. 

Im Kreis Stuhm/Westpreußen konnte 1920 ebenfalls 
noch eine Volksabstimmung durchgeführt werden. Er- 
gebnis: 80,3% für Deutschland, 19,7% für Polen. 

- H. 

Aus dem Reichsgebiet war ein 550 km langer und 
durchschnittlich 100 km breiter Streifen = 50.000 qkm 
herausgeschnitten, das Reich in zwei Teile gespalten und 
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die Einwohner an ihrem Selbstbestimmungsrecht gehin- 
dert und kurzerhand geraubt worden. Die Grenzen und 
damit die Konfliktstoffe zwischen Deutschland und 
Polen wurden dadurch grotesk ausgeweitet, die Grenzen 
auf 1.700 km Länge. 

Artikel 100 verfügte die Abtrennung Danzigs von 
Deutschland, Art. 105 entzog den Bewohnern kurzer- 
hand die deutsche Staatsbürgerschaft. Der nunmehr so- 
genannte “Freistaat” — dessen 320.000 Bewohner frei- 
lich nicht befragt wurden! — unterstand fortan der 
polnischen Außenpolitik und Zollhoheit und mußte 
zahlreiche polnische Behörden in seinem Staatsgebiet 
dulden. Der eingesetzte Hochkommissar des Völker- 
bundes konnte wenig ausrichten. 

Polen benutzte die Versailler Klauseln dann auch zu 
einer ständigen Ausweitung seiner Befugnisse und 
wirtschaftlichen Abdrosselung mit dem Ziel einer 
schließlichen Inbesitznahme der Stadt, während es 
gleichzeitig in Gdingen (Gdynia) mit Hilfe eines fran- 
zösisch-polnischen Konsortiums einen Fischerei-, Han- 
dels- und Kriegshafen ausbaute. Was sollte es auch 
dem Versailler Text anderes entnehmen, wenn es da 
im Art. 104 hieß: Polen könne “ohne jede Einschrän- 
kung den freien Gebrauch und die Benutzung der Was- 
serstraßen, Docks, Hafenbecken, Kais und sonstigen 
Anlagen im Gebiet der freien Stadt sichern, welche 
für die Ein- und Ausfuhr Polens notwendig sind”, 
Polen könne “die Verwaltung der Weichsel und des 
gesamten Eisenbahnnetzes, des Post- und Telegrafen- 
verkehrs zwischen Polen und dem Hafen von Danzig 
überwachen und sichern”, Polen könne “Grundstücke 
und anderes Eigentum zu angemessenen Bedingungen 
kaufen, die es zur Verbesserung seiner Anlagen benö- 
tigt”, Polen könne “benachteiligende Unterschiede in 
der Behandlung von Personen polnischer Abstammung 
verhindern” usw.. 23 ) 

Der Art. 106 des Versailler Textes, der der Bevölke- 
rung eine Option ermöglichte, wonach jeder, der für 
Deutschland stimmt, nach Deutschland auszuwandern 
habe, war angesichts der Bevölkerungszusammensetzung 
dieser Stadt blanker Hohn, der einem Gebietsraub noch 
den Anschein der Legalität geben sollte. Des Vermö- 
gensraubes machten sich die Versailler Mächte auch 
noch schuldig, indem sie im Art. 107 verfügten, daß 
alles Eigentum des Deutschen Reiches oder seiner Staa- 
ten in Danzig von den Alliierten beschlagnahmt sei. Dem 
vom Völkerbund eingesetzten Hochkommissar, General 
Haking, schien es vollkommen unsinnig, die finanzielle 
Lage der “Freien Stadt” wiederherzustellen, 

"solange sie von der Bürde der schweren, ihr von den alliier- 
ten und assoziierten Regierungen auferlegten Lasten niederge- 
beugt wird. Dank dieser Verpflichtungen befindet sich Danzig 

23) Jour, ml de Geneve. 5.9,1922. - Vgl. Alcide Ebray. "Der unsaubere 
Frieden", Berlin 1925, S. 142 + 143. 


in einer noch schlimmeren Situation als Deutschland selbst.” 

In der Presse der Entente, besonders jener Frank- 
reichs, legt man den Polen ganz offen nahe, es sei seine 
Mission, sich Danzigs zu bemächtigen. Und dies ange- 
sichts der Tatsache, daß die polnischen Ansprüche auf 
die Oder-Linie als Grenze zu Deutschland, also ein- 
schließlich der rein deutschen Provinzen Ostpreußen, 
Schlesien und Pommern auf der Versailler Friedens- 
konferenz von Roman Dmowski und Ignaz Paderewski 
sehr deutlich zum Ausdruck gebracht worden waren 
und die gewaltsame Aneignung des “Korridors” (Po- 
sen und Westpreußen) sowie die damit verbundenen 
Vertreibungsmaßnahmen gegenüber den dort ansässigen 
Deutschen allen Prinzipien des Völkerrechts und der 
Humanität zuwiderliefen. ”) J4 ) 

Wie wehrlos die deutschen nunmehr als “Minder- 
heiten" bezeichneten Menschen in den vom Reich 
abgetrennten Gebieten den fremdes Gebiet annektie- 
renden Staaten ausgeliefert waren, zeigte sich auch 
daran, daß diese “Minderheiten” selbst nicht einmal ein 
Beschwerdeverfahren beim Völkerbund beantragen 
konnten, sondern dies den Kommissionen oder einem 
Mitglied des Völkerbundsrats Vorbehalten war. Und 
Deutschland blieb ja zunächst von dieser erlauchten 
Gesellschaft ausgeschlossen. 

Der französische Professor für Slawistik an der Sor- 
bonne in Paris, Rene Märtel, hatte wiederholt die Un- 
möglichkeit der Grenzziehung im Osten Deutschlands 
zur Sprache gebracht, aber auch auf die Gefahr für den 
Frieden Europas hingewiesen, die allein schon darauf 
zurückzuführen sei, daß Polen seine maßlosen, bereits 
auf der Versailler Friedenskonferenz vorgetragenen For- 
derungen auf weiteres deutsches Land einschließlich 
Ostpreußen, Danzig und die Oder-Neiße Gebiete nach 
1919 offiziell weiterbetrieb: 

“Unter den verwickelten Nachkriegsfragen gibt es kaum eine 
einzige, die so mißlich und so furchtbar ist wie die der östlichen 
Grenzen Deutschlands. Es gibt niemanden mehr, der diese Wahr- 
heit heute nicht wüßte 

Alle polnischen Anregungen klingen also im letzten Grunde in 
Erweiterungspläne aus. Weit davon entfernt, die Frage des Korri- 
dors in einem für Deutschland günstigen Sinne beilegen zu wollen, 
träumt man in Polen davon, dieses Gebiet zu verbreitern, indem 
man unter einer Form oder unter einer anderen Danzig und 
Ostpreußen annektiert.” J *) 

Bereits in den zwanziger Jahren lassen sich solche 
Stimmen in unablässiger Folge nachweisen. Hierbei han- 
delt es sich um offizielle, teils aber auch offiziöse, teils 
indirekt lancierte Forderungen zur steten Beeinflussung 
der “öffentlichen Meinung”. 2 «) 

Dem deutschen Schicksal in Westpreußen nach 1919 ist das Heft 
Historische Tatsachen Nr. 1 1 gewidmet. 

25) Rene Märtel, "Deutschlands blutende Grenzen", Oldenburq 1930 S 9 

+ 159. ' ' 

26) Christian Höltje, aaO. S. 146 - 137, 157, 167, 193, 194 - 197, 223. 
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Der italienische Außenminister Graf Sforza bestä- 
tigte: 

“Ihre Staatsmänner (Polens Vertreter in Versailles, - d. Verf.) 
überfluteten die Kabinette der Entente mit Denkschriften, Be- 
richten, Plänen, historischen Rekonstruktionen, juristischen 
lhesen ohne Ende. Wenn es nach ihnen gegangen wäre, so wäre 
halb Europa ehemals polnisch gewesen und hätte wieder polnisch 
werden müssen.” 27 ) 

Auch die übrigen Gebietsabtrennungen wie Memel und 
Sudeten, Elsaß-Lothringen wurden ohne Volksbefragung 
verfügt und die betroffenen Menschen einer ungesicher- 
ten Zukunft überantwortet. 

Damit auch nirgends der moralische Unterton fehle, 
hatte Deutschland mit der Weggabe von Elsaß-Lothrin- 
gen 

‘‘die moralische Verpflichtung anzuerkennen, das Unrecht wie- 
dergutzumachen, das Deutschland im Jahre 1871 sowohl gegen 
das Recht Frankreichs als auch gegen den Willen der Bevölkerung 
von Elsaß-Lothringen begangen hat.” 

Es soll also das “Unrecht” anerkannt werden, daß 
1871 das mehrheitlich deutsch besiedelte Elsaß-Lothrin- 
gen ohne Volksbefragung in das Reich eingegliedert 
worden war. Recht ist dagegen, es ohne Volksbefragung 
Frankreich einzuverleiben. 

Würden alle Staaten, die bis 1919 — ja man müßte 
sagen bis heute — fremde Provinzen, Länder, ja ganze 
Völker ohne Volksbefragung annektiert haben, auf die 
Anklagebank von Versailles zur strafrechtlichen Abur- 
teilung verwiesen, so säßen hier auf der ersten Reihe 
ganz vorn und weit abgesetzt von allen anderen ausge- 
rechnet die Siegernationen von Versailles einschließlich 
der USA. 

Frankreich, das mit aller Macht die Annektion des 
Saargebietes betrieb, jedoch von seinen Alliierten da- 
ran gehindert wurde, erreichte dennoch die Ausbeutung 
dieses Landes in eigener Verwaltung unter Aufsicht 
einer parteiischen Völkerbundskommission für 15 Jah- 
re, verbunden mit einer dann durchzuführenden Volks- 
abstimmung. Unter dieser Vertragsformulierung gin- 
gen sämtliche Eigentumsrechte an den Kohlegruben 
nebst allen Infrastruktureinrichtungen, die dazugehö- 
ren, bis hin zu Krankenhäusern, Schulen, Verkehrswe- 
gen usw. an Frankreich über (§ 45). Alles natürlich 
ohne Befragung der Bevölkerung, versteht sich. Selbst 
die französische Zeitung Humanite schrieb am 9. Mai 
1919: 

“Die Volksbefragung, die nach 15 Jahren der Unterdrückung 
und -Machenschaften stattfinden soll, verbürgt in keiner Weise 
das Recht der Bevölkerung.'’ 

Bleibt Art. 36 nachzutragen, der Deutschland ver- 
pflichtet, falls nach 15 Jahren die Volksbefragung zu 
seinen Gunsten ausgehen sollte (was dann mit dem 
überwältigenden Stimmenergebnis von 90,5% geschehen 

27) C. Sforza, "Gestalten und Gestalter des heutigen Europa" Berlin 1931 
S. 398. 
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ist), die Eigentumsrechte Frankreichs an den Gru- 
ben und Grundstücken zurückzukaufen. 


Die Entmilitarisierung des linken Rheinufers sowie 
des rechten Rheinufers in einer Breite von 50 km be- 
deutete ebenfalls einen rechtwidrigen Eingriff in die 
Souveränität des Reiches. Schon 1920 sah sich die 
Reichsregierung gezwungen, zwecks Niederwerfung ei- 
nes kommunistischen Aufstandes Truppen ins Ruhr- 
gebiet zu entsenden. Frankreich ließ daraufhin dieser 
“Vertragsverletzung” wegen Frankfurt/M besetzen. 


“Alle mit der Besetzung zusammenhängenden Fragen sind im 
‘Rheinlandabkommen’, das zusammen mit dem Friedensvertrag 
unterzeichnet wurde, geregelt. Die oberste Vertretung der Besatz- 
ungsmächte ist der ‘Interalliierte Hohe Ausschuß für die Rheinlan- 
de’, meist ‘Rheinlandkommission’ genannt. Sic sollte aus 4 Mit- 
gliedern bestehen, hatte aber bereits 1921 rund 1.300 Mitglieder. 
Sie ist befugt, Verordnungen zu erlassen, ‘soweit dies für die 
Sicherheit und die Bedürfnisse der Besatzungstruppen nötig er- 
scheint’. Diese Befugnisse wurden im Lauf der Zeit durch zahl- 
reiche (307) Verordnungen (‘Ordonnanzen’) in einem Maße über- 
schritten, daß von einer deutschen Regierungshoheit im besetz- 
ten Gebiet nicht mehr die Rede sein konnte. Erst nach Abschluß 
der Locarnoverträge (1925) wurde der größte Teil der nachträg- 
lich erlassenen Verfügungen zurückgenommen.” 28 ) 


Artikel 195 verfügte über die norddeutsche Küste: 

“Um allen Nationen sichere Zufahrt zur Ostsee zu gewährlei- 
sten, darf Deutschland in dem Gebiet zwischen 55°27’ und 
'54° 00’ nördlicher Breite sowie 9° 00’ und 16° 00’ Ostlängc von 
Greenwich keine Befestigungen errichten oder Geschütze auf- 
stellen, die die Seewege zwischen Nordsee und Ostsee beherr- 
schen. Die in diesem Gebiet zurzeit bestehenden Befestigungen 

28) Dr. Albert Ströhle, "Der Vertrag von Versailles und seine Wirkungen 
auf unser deutsches Vaterland", Berlin 1926.S. 65 -66. 
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müssen geschleift und die Geschütze unter Aufsicht der alliierten 
Regierungen und in den von ihnen bestimmten Fristen entfernt 
werden. 

Die deutsche Regierung muß alle zurzeit in ihrem Besitz befind- 
lichen hydrografischen Unterlagen über das Fahrwasser der 
Schiffahrtswege zwischen Ost- und Nordsee den Regierungen 
der alliierten und assoziierten Hauptmächte zur Verfügung stel- 
len.” 

Artikel 196 - 197 regelten noch fehlende Einzelheiten. 
Betroffen war Schleswig-Holstein nebst Nord-Ostsee- 
Kanal und Kieler Hafen, die gesamte mecklenburgische 
sowie die westliche Küste Pommerns. Von Memel bis an 
die holländische Küste war die Neuerrichtung von 
Befestigungen untersagt, im übrigen minimalste Bewaff- 
nung vorgeschrieben. Befestigungen dienen bekanntlich 
nicht der Aggression, sondern einer Verteidigung. 

Man darf bei allen diesen Gebietsabtretungen nicht 
vergessen, daß sich die Sieger, die Beute an deutschem 
Land und deutscher Bevölkerung einheimsten und an 
v ihre “Freunde” verteüten, im Versailler Text und in 
dem von ihnen geschaffenen Völkerbund eine kollek- 
tive Sicherungsgarantie für die Unversehrtheit ihrer neu- 
en Grenzen verankert haben (Art. 10). So war der Völ- 
kerbund praktisch ein Koalitionsbündnis gegen den Be- 
siegten, was keineswegs dem Wilson-Programm ent- 
sprach, sondern diesem grundsätzlich widersprach. 

Beachtlich ist, daß das Selbstbestimmungsrecht der 
Völker, das von Präsident Wilson zum wesentlichen Be- 
standteil seiner Friedensbedingungen erklärt worden 
war, überhaupt nicht mehr in Erscheinung trat: weder in 
der Völkerbundsatzung, noch sonst im Text irgendeiner 
der Friedens-“ Verträge” von 1919. 

Matthias Erzberger, der nicht nur den Waffenstill- 
stand für die Reichsregierung unterzeichnet, sondern 
auch anschließend als Reichsminister ohne Portefeuille 
im Kabinett Scheidemann die Ausführung der Waffen- 
stillstandsbedingungen überwachte und der eifrigste Be- 
fürworter der Unterzeichnung der Versailler Friedens- 
bedingungen war (“Uir müsse alles zugebe., dann werde 
• sie uns verzeihe”; - “ Wenn wir nicht unterschreibe, 
dann komme die Schwarze und schände unsere Fraue 
und Mädche”), erklärte am 27. Dezember 1918 in der 
Berliner Handelshochschule: 

“... Wenn man das Vorgehen der Franzosen in Elsaß-Lothringen 
und die Ansprüche auf deutsches Gebiet, welche Polen und Tsche- 
chen erheben, ermißt, so könnte man bezweifeln, ob die Entente 
eine Aussöhnung und einen Völkerbund anstrebt. Und doch lasse 
ich die Hoffnung nicht begraben, cs sei denn, die ganze Entente 
würde wortbrüchig werden. 

Deutschland hat nur die 14 Punkte Wilsons und die späteren Er- 
klärungen des Präsidenten angenommen. Mehr aber auch nicht. 
Deutschland ist gewillt, diese 14 Punkte loyal durchzuführen. 
Von einem Darüberhinaus kann keine Rede sein, und das um so 
weniger, als auch die Entente diesen Punkten feierlichst zuge- 
stimmt hat. Nach Punkt 8 des Wilson-Programms hat sich 
Deutschland bereiterklärt, das ‘Unrecht von 1871’ wieder gut zu- 


machen. Danach hat rein französisches Gebiet ohne weiteres an 
Frankreich zurückzufallen. 

Fürst Bismarck lehnte dessen Erwerbung schon 1871 ab und hat 
sich nur schweren Herzens dem damals herrschenden Gebot der 
Grenzsicherung gefügt. Die Bevölkerung von Elsaß-Lothringen 
muß aber selbst entscheiden über ihr politisches Schicksal. Treibt 
Frankreich Gewaltpolitik gegenüber diesem urdeutschen Volk 
und Land, so muß die Welt heute schon wissen, daß der Völker- 
bund den Todeskeim in sich tragen würde. 

Bezüglich Polens hat Deutschland einen unabhängigen polni- 
schen Staat nach den Wilson’schen Punkten angenommen. Die- 
ser Staat soll alle unzweifelhaft polnischen Gebiete umfassen und 
einen gesicherten freien und zuverlässigen Zugang zur See be- 
sitzen. Gerade diese Vereinbarung zwischen Deutschland und der 
Entente schließt aber die polnischen Ansprüche auf Danzig, West- 
preußen und alle anderen Gebietsteile aus. 

Die ungerechte Gesetzgebung gegen die Polen habe ich immer 
bekämpft und mit meiner Sympathie für das polnische Volk nicht 
zurückgehalten. Gerade darum sage ich ganz offen: wenn die Po- 
len glauben, ihre Ansprüche z.B. auf Danzig mit der Notwendig- 
keit eines freien Zuganges zur Sec begründen zu können, so muß 
ich ihnen Wilson cntgegcnhaltcn, der am 22. Januar 1917 in sei- 
ner Ansprache ausgeführl hat: 

'Außerdem sollte, soweit wie irgend durchführbar, jedem 
l olk, das jetzt um die volle Entwicklung seiner Mittel und sei- 
ner Macht kämpft, ein direkter Zugang zu den großen Verkehrs- 
straßen des Meeres zugebilligt werden. W ’o dies nicht durch Ab- 
trennung von Territorium geschehen kann, kann es zweifellos 
durch die Neutralisierung direkter Wegerechte unter der allge- 
meinen Friedensbiirgschaft geschehen. Bei gerechten Vereinba- 
rungen dürfte kein Volk vom freien Zutritt zu den offenen Pfaden 
des Welthandels abgeschlossen bleiben.’ 

Damit hat Wilson den Weg vorgezcichnet, auf dem die Polen ei- 
nen Zugang zur See bekommen können, ohne zu einer brutalen, 
durch nichts berechtigten und auch von Wilson abgclehnten An- 
nektion zu greifen. 

Wenn die Welt glauben sollte, das wehrlose Deutschland könne 
jetzt zerstückelt werden, so mag vorübergehend angesichts unse- 
rer Machtlosigkeit der Siegesrausch sich befriedigen, auf die Dauer 
aber nicht. Nur neue Kriege würden die Folge sein. ‘Als Deutscher 
allerdings blicke ich schmerzbewegt auf die Entwicklung der Din- 
ge. Alle Völker, selbst kleine und vor wenigen Jahrzehnten noch 
unbekannte, konsolidieren sich. Frankreich zieht die letzten Split- 
ter früheren Gebiets an sich, Italien die letzten Außenseiter, die 
Dänen die kleinen Volksteile in Nord-Schleswig, das Polenreich 
gründet sich neu, ein Litauen entsteht, Letten und Esten bilden 
selbständige Staaten. Die Südslawen vereinigen sich, Tschechen 
und Slowaken bilden einen neuen Staat, ein Groß-Rumänicn 
wird erwachsen. Glaubt jemand in der Welt, daß nur das deutsche 
Volk gewaltsamerweise zerstückelt werden könne? Glaubt man, 
daß man einen dauerhaften Zustand und dauernde Ruhe in Euro- 
pa erreichen werde, wenn Deutschland zerfleischt am Boden 
liegt? Ein national zerrissenes und geteiltes Deutschland ist die 
größte Gefahr für den Völkerbund, das deutsche Volk geeint und 
geschlossen aber die beste Bürgschaft für die Haltbarkeit des 
Völkerbundes. Präsident Wilson hat die Wahrheit dieses Satzes 
anerkannt. In Paris und London scheint man noch nicht so weit 
zu sein.” 29) 

-US-Rräsident Wilson war selbst geschockt über seine 
Verbündeten. Am 7. April 1919 gab er seinem Unwillen 
Ausdruck: 


29) Staatssekretär Erzberger aaO. S. 18 - 20. 
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“Wir haben unter einander Abmachungen getroffen, und wir 
sind mit Deutschland bezüglich bestimmter allgemeiner Prinzipien 
übereingekommen. Der ganze Verlauf der Konferenz bedeutet 
eine Serie von Versuchen, besonders von seiten Frankreichs, 
dieses Abkommen niederzureißen, Landzuwachs zu erlangen und 
vernichtende Indemnitäten aufzuerlegen. Das einzige wahre Inter- 
esse Frankreichs an Polen besteht in der Schwächung Deutsch- 
lands, indem Polen Gebiete zugesprochen werden, auf die es kein 
Anrecht besitzt.” 30 ) 

Ungehört war die Stellungnahme der Reichsregierung, 
die die deutsche Delegation am 29. Mai 1919 in Paris 
überreicht hatte, verhallt: 

“Im Osten soll Oberschlesien von Deutschland abgelöst und zu 
Polen geschlagen werden, obwohl es seit 750 Jahren in keiner 
politischen Verbindung mit Polen gestanden hat. Umgekehrt 
sollen die Provinzen Posen und fast das gesamte Westpreußen vom 
Deutschen Reiche losgelöst werden mit Rücksicht auf den frühe- 
ren Umfang des alten polnischen Reiches, obgleich dort Millionen 
Deutscher wohnen. Wiederum erfolgt die Loslösung des Distrikts 
von Memel ohne irgendwelche Rücksicht auf geschichtliche Ver- 
gangenheit, in dem offensichtlichen Bestreben, Deutschland wirt- 
schaftlich von Rußland zu trennen. Um Polen den freien Zugang 
zum Meer zu sichern, soll Ostpreußen völlig vom übrigen Reiche 
abgeschnitten und dadurch zum wirtschaftlichen und nationalen 
Absterben verurteilt werden. Die rein deutsche Stadt Danzig soll 
ein Freistaat unter polnischer Souveränität werden. Solchen Be- 
dingungen liegt kein Rechtsgedanke mehr zugrunde. Beliebig soll 
bald die Idee eines unverjährbaren historischen Rechts, bald die 
Idee des ethnographischen Besitzstandes, bald der Gesichtspunkt 
wirtschaftlicher Interessen maßgebend sein, aber immer fällt die 
Entscheidung zu Ungunsten Deutschlands.” 3I ) 

Bleibt noch nachzutragen, daß sämtliche Parteien in 
Deutschland feierlich gegen das Urteil des Völkerbunds- 
rats über Oberschlesien protestiert haben und daß selbst 
Lloyd George mehrfach darauf hingewiesen hatte, daß 
Oberschlesien über 700 Jahre deutsch war und erst um 
die Jahrhundertwende auf Grund deutscher Industrie- 
leistung und dadurch attraktiven Arbeitsbedingungen im 
östlichen Teil dieses Gebietes polnische Land- und In- 
dustriearbeiter zugewandert waren. 

In einer Denkschrift an Präsident Wilson und den fran- 
zösischen Ministerpräsidenten Clemenceau versuchte der 
britische Premier Lloyd George wenigstens einige der un- 
geheuerlichen Absichten abzumildern: 

“Aber Ungerechtigkeit und Anmaßung, ausgespielt in der Stun- 
de des Triumpfes, werden nie vergessen und vergeben werden. 

Aus diesen Gründen bin ich auf das schärfste dagegen, mehr 
Deutsche als unerläßlich nötig, der deutschen Herrschaft zu ent- 
ziehen, um sie einer anderen Nation zu unterstellen. Ich kann 
kaum eine stärkere Ursache für einen künftigen Krieg erblicken, 
als daß das deutsche Volk, das sich zweifellos als eine der kraft- 
vollsten und mächtigsten Rassen der Welt erwiesen hat, rings von 
einer Anzahl kleiner Staaten umgeben werden soll, von denen 
viele aus Völkern bestehen, die noch nie vorher eine selbständige 
Regierung aufgestellt haben, aber jedes breite Massen von Deut- 
schen umschließen, die die Vereinigung mit ihrem Heimatland 
fordern. Der Vorschlag der polnischen Kommission, 2.100.000 



David Cloyd George 


THE PRIME MINISTER OF GREAT BRITAIN 


"Wir haben erreicht, was wir wollten. Die deutsche Flotte 
und die deutschen Handelsschiffe wurden uns ausgeliefert. 
Die deutschen Kolonien wurden uns übergeben. Einer unse- 
rer größten Handelskonkurrenten liegt verkrüppelt am 
Boden. Das ist kein geringer Erfolg." 
*■*■*■*■*■*■*■*■*■*■*■*■*■*■*■*■*■*■*■*■*■*■*■»■ 
Deutsche der Aufsicht eines Volkes zu unterstellen, das noch 
niemals im Laufe seiner Geschichte die Fähigkeit zur Selbstregie- 
rung bewiesen hat, muß meiner Beurteilung nach früher oder 
später zu einem neuen Krieg in Osteuropa führen. ...” 32) 

Doch Lloyd George setzte sich in dieser Angelegenheit 
nicht mehr durch. Ministerpräsident Philipp Scheide- 
mann geißelte in seiner berühmten Rede am 12. Mai 
1919 vor der Nationalversammlung die Zerstückelung 
Deutschlands mit den Worten: 

Sie haben nichts vergessen, aber alles hinzugelernt, was 
Vernichtung und Zerstörung heißt. 

Lassen Sie mich außerhalb unserer Grenzen beginnen: Deutsch- 
land wird, wenn diese Bedingungen angenommen würden, nichts 
mehr sein eigen nennen, was außerhalb dieser verengten Grenzen 
liegt. Die Kolonien verschwinden, alle Rechte aus staatlichen oder 
privaten Verträgen, alle Konzessionen oder Kapitulationen, alle 
Abkommen über Konsulargerichtsbarkeit oder ähnliches, alles, 
alles verschwindet! Deutschland hat im Ausland aufgehört zu 
existieren! Das genügt noch nicht: Deutschland hat Kabel — sie 
werden ihm weggenommen. Deutschland hat Funkstationen — 3 
Monate nach Inkrafttreten des Friedensvertrages dürfen diese 
Stationen nur noch Handelstelegramme versenden und nur unter 
Kontrolle der Alliierten! Also Herauswurf aus der Außenwelt und 
Abschneidung von der Außenwelt, denn was für Geschäfte sind zu 
machen unter Kontrolle des Konkurrenten oder Vertragsgegners, 
das braucht nicht ausgemalt zu werden. Aber noch lange nicht 
genug: ...” 33 ) 


30) R. St. Baker (Hrsg.), Woodrow Wilson — Memoiren und Dokumente 
über den Vertrag von Versailles 1919", Leipzig 1929, Bd. II, S. 47. 

31) Christian Höltje, "Die Weimarer Republik und das Ostlocarno-Problem 
1919 - 1934", Würzburg 1958, S. 21. 


32) Karl Friedrich Nowak, "Versailles", Berlin 1927, S. 147. 

33) "Die Friedensbedingungen der Alliierten und Assoziierten Regierun- 
gen", Berlin 1919, S. 251 - 252. 
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Österreich 


Am 18.10.1918 hatte Kaiser Karl an seine “getreuen 
österreichischen Völker” ein Manifest gerichtet, in dem 
er die Reichsratsabgeordneten aufforderte, sich als 
Nationalräte zu konstituieren. Während die Tschechen in 
einer Erklärung des Prager Nationalausschusses am 
20.10.1918 alle Rechtsbande mit dem österreichisch- 
ungarischen Staat für aufgelöst erklärten, hatten sich die 
deutschen Abgeordneten der Alpen- und Sudetenländer 
am 21.10.1918 als “Vorläufige Deutsch-österreichische 
Nationalversammlung” konstituiert. 

"Diese Körperschaft verkündete durch Beschluß, daß das 
deutsche Volk Österreichs’ entschlossen sei, ‘seine künftige staat- 
liche Ordnung selbst zu bestimmen und einen selbständigen 
deutschöstcrrcichischcn Staat zu bilden’. Am 29. Oktober fand 
dieser Beschluß die Anerkennung der 'Konstituierenden deutsch- 
böhmischen Landesversammlung' und Deutschböhmen d.h. die 
deutschen Gebiete des Böhmerwaldes, des Kgerlandcs, Nord- 
böhmens und des Riesengebirges — wurde zur ‘eigenberechtigten 
Provinz des deutschösterreichischen Staates' erklärt. Tags darauf 
faßte die in Troppau zusammengetretene Konstituierende 
Landesversammlung des Sudetcnlandes’, in der die Abgeordneten 
der deutschen Gebiete des Adlergebirges, Nordmährens und 
österreic hisch-Sc hlesiens vereint waren, einen im wesentlichen 
gleichlautenden Beschluß. ’’ 

Der Vollzugsausschuß der “Vorläufigen deutsch- 
österreichischen Nationalversammlung” informierte den 
amerikanischen Präsidenten Wilson unverzüglich telegra- 
fisch über diese Beschlüsse: 

“Der Vollzugsausschuß bittet den Präsidenten, seine Aufmerk- 
samkeit der frage der deutschen Gebiete zuzuwenden. Insgesamt 
wohnen in Böhmen, Mähren und Schlesien nach der letzten 
Volkszählung 3.512.682 Deutsche. Es ist selbstverständlich, daß 
der neue deutschösterreichische Staat auch die deutschen Gebiete 
Böhmens, Mährens und Schlesiens beansprucht. Wir sind über- 
zeugt, daß der Präsident nach sofortiger Prüfung, den von ihm 
verkündeten Grundsätzen entsprechend, es ablehnen wird, 3 Z 2 
Millionen Deutsche gegen ihren Willen dem tschechischen Staat zu 
unterwerfen. Der dauernde Friede in Europa kann nicht dadurch 
begründet werden, daß in dem neuen tschechoslowakischen Staat 
eine deutsche Irredenta geschaffen wird. Und eine solche Verge- 
waltigung der Deutschen widerspricht auch den vom Präsidenten 
aufgestelltcn Grundsätzen. 

Wir fordern daher, daß die deutschen Gebiete Böhmens, 
Mährens und Schlesiens als ein Bestandteil des deutsch-österreichi- 
schen Staates anerkannt werden und ihre künftige Zugehörigkeit 
in Gemeinschaft mit ihm frei bestimmen sollen. Wir sind bereit, 
mit der berufenen Vertretung der tschechischen Nation über die 
Abgrenzung unserer Gebiete zu verhandeln.” 

Einen Tag später bat der Vollzugsausschuß der Vor- 
läufigen deutsch-österreichischen Nationalversammlung 
im Einvernehmen mit dem deutsch-österreichischen 
Staatsrat die Reichsregierung, “den Schutz des deutsch- 
österreichischen Staatsgebietes zu übernehmen”, da sie 
selbst nicht in der Lage sei, “für die Ruhe und Ordnung 


innerhalb des Staatsgebietes ausreichend zu sorgen, und 
daher Leib und Leben, Weib und Kind, Hab und Gut, 
Haus und Hof jedes deutsch-österreichischen Bürgers der 
Willkür und dem Zugriff feindlicher Massen preisgegeben 
wären”. 

Unter Teilnahme der sudetendeutschen Abgeordne- 
ten verabschiedete die deutsch-österreichische National- 
versammlung am 12. November 1918 das “Gesetz über 
die Staats- und Regierungsform”: 

“Art. 1: Deutschösterreich ist eine demokratische Rebublik. 
Alle öffentlichen Gewalten werden vom Volk eingesetzt. 

Art. 2: Deutschösterreich ist ein Bestandteil der Deutschen 
Republik. Besondere Gesetze regeln die Teilnahme Deutschöster- 
reichs an der Gesetzgebung und Verwaltung der Deutschen Re- 
publik sowie die Ausdehnung des Geltungsbereiches von Gesetzen 
und Einrichtungen.” 3 *) 

"Der gebietsmäßige Umfang, auf den das deutschöstcrrcichische 
Staatswesen kraft des Selbstbestimmungsrcchtcs der Völker An- 
spruch erhob, wurde durch die ‘Staatserklärung' vom 22. Novem- 
ber 1918 über ‘Umfang, Grenzen und Beziehungen des Staats- 
gebietes von Dcutschö st erreich’ umschrieben. Hiernach sollten die 
sudetcndcutschcn Gebiete Bestandteile des deutsch-österreichi- 
schen Staatsgebietes sein und im wesentlichen von den beiden 
Provinzen ‘Deutschböhmen' mit der Hauptstadt Reichenberg und 
'Sudetenland' mit der Hauptstadt Troppau gebildet werden; 
die südböhmischen, deutsch besiedelten Randgebiete des Böh- 
merwaldcs (Hauptort: Krumau) sollten mit Oberösterreich, die 
südmährischen Gebiete um Znaim mit Niederösterreich vereinigt 
werden. Für das Ostrauer Becken war ein deutschösterrcichisch- 
polnisch -tschechoslowakisch es Kondominium vorgesehen. 
Gleichzeitig begannen die beiden Provinzialverwaltungcn und 
die deutschen Gerichte namens des neuen Staates unter Mitwir- 
kung der bisherigen Beamten, Richter und Lehrer und mit all- 
seitiger Zustimmung der deutschen Bevölkerung zu arbeiten. 

In den tschechischen Kerngebieten Böhmens und Mährens war 

nachdem die Revolution in Prag in der Zeit vom 28. - 30. 
Oktober 1918 erfolgreich verlaufen war der entsprechende 
Zustand in den ersten Novembertagen ebenfalls erreicht. 

Damit war die rechtliche und administrativtechnische 
Trennung der tschechischen von den sudetendeutschen Teilen 
Böhmens und Mährens sowie Österreichisch-Schlesiens — dem 
Willen beider Nationalitäten entsprechend - vollzogen und eine 
klare Rechtslage im Sinne der vom amerikanischen Präsidenten 
verkündeten Grundsätze geschaffen." 34) 

Die am 16.2.1919 gewählte Konstituierende Natio- 
nalversammlung hat am 12. März 1919 in dem Gesetz 
über die Staatsform die Bekundung der Provisorischen 
Nationalversammlung bestätigt und erneut Deutsch- 
Österreich zum Bestandteil des Deutschen Reiches er- 
klärt, wobei besonders hervorgehoben sei, daß zuvor die 

341 Göttinger Arbeitskreis (Hrsg ), "Das östliche Deutschland - Ein 

Handbuch", Würzburg 1959, S. 903 - 904. 

35) Hanns Leo Mikoletzky, "Österreichische Zeitgeschichte", Wien 1962. 

S. 48 f. 
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deutschen Abgeordneten aus Böh- 
men das Sudetenland zu einer Pro- 
vinz Deutsch-Österreichs erklärt 
hatten. ») 


Zur gleichen Zeit — Ende Februar 
- Anfang März 1919 — haben Be- 
auftragte der Regierungen in Berlin 
und Wien einen Vertrag ausgearbei- 
tet, der den Zusammenschluß bei- 
der Länder in Einzelheiten regelte. 
Die lange Jahre geheim gebliebene 
Abmachung hat folgenden Wort- 
laut: 


“ Protokoll 

Als Ergebnis der Verhandlungen, die 
zwischen deutschen und deutsch-öster- 
reichischen Vertretern in der Zeit vom 
27. Februar bis zum 2. März 1919 in 
Berlin stattgefunden haben, stellen die 
Unterzeichneten, nämlich: 

1. der deutsche Reichsminister des Auswärtigen Graf Brock- 
dorff-Rantzau und 

2. der deutsch-österreichische Staatssekretär für auswärtige An- 
gelegenheiten Dr. Bauer folgendes fest: 

Artikel 1 

Staatsrechtlich -politische Vereinbarungen 
§ 1 

Die Deutsche Reichsregierung und die Deutsch-Österreichische 
Regierung sind übereingekommen, mit tunlichster Beschleunigung 
über den Zusammenschluß des Deutsches Reiches und Deutsch 
Österreichs einen Staatsvertrag abzuschließen, der den beider- 
seitigen Parlamenten zur Genehmigung vorgelegt und sodann rati- 
fiziert werden soll. 

§ 2 

Nach Ratifikation des Vertrags soll die Durchführung des Zu- 
sammenschlusses durch Reichsgesetze erfolgen, bei deren Bera- 
tung und Verabschiedung deutsch-österreichische Vertreter in 
den gesetzgebenden Körperschaften des Deutschen Reichs bereits 
mitwirken werden. 

§3 

Der Zusammenschluß soll auf der Grundlage erfolgen, daß 
Deutsch-Österreich als selbständiger Gliedstaat in das Reich ein- 
tritt. Die Beziehungen Deutsch-Österreichs zu den anderen Glied- 
staaten und zum Reich regeln sich nach den Bestimmungen der 
Reichsverfassung, soweit nicht der Vertrag Sonderbestimmungen 
vorsieht. 

§ 4 

Deutsch-Österreich wird als Ganzes in das Reich eintreten. Soll- 
ten sich einzelne Länder Deutsch-Österreichs von dessen Körper 
absondern wollen, sei es, um als besondere Gliedstaaten in das 
Reich einzutreten, sei es, um sich anderen Gliedstaaten anzu- 
schheßcn, so wird die Deutsche Reichsregierung nur im Einver- 
nehmen mit der Deutsch-Österreichischen Regierung deren Auf- 
nahme vollziehen. 

§5 

Die Deutsch-Österreichische Regierung behält sich das Recht 
vor, besondere auswärtige Vertretungsbehörden zu entsenden 
und zu empfangen: 


M Ph 'io?Q Sch !,' de T, ann SPD) ' erSter Minist erpräsident der Weimarer Republik rief am 12 
Mai 1919 in der Nationa Versammlung aus: "Welche Hand müßte nicht verdorren die sich 

uninn P hmh*°r he H? SSen egt? °' eSer Vertra 9 ist nach Auffassung der Reichsregierung 
unannehmbar! - Hier: im Mai 1919 in der alten Bibliothek zu Berlin. 

a) beim Päpstlichen Stuhle. 

b) für die Dauer der wirtschaftspolitischen Übergangszeit bei 
den Nachfolgestaaten der früheren österreichisch-ungarischen Mo- 
narchie (einschließlich Rumänien und dem jugoslawischen Staat). 

§6 

Falls das Verhältnis zwischen dem Staate und der Kirche sowie 
der Schule und der Kirche durch das Reich geregelt werden soll- 
te, bleibt Deutsch-Österreich das Recht besonderer Regelung 
durch seine Gesetzgebung Vorbehalten. Die Grenzen dieses 
Rechts werden gegebenenfalls zwischen dem Reiche und Deutsch- 
Österreich vereinbart. 

§ 7 

Die Deutsch-Österreichische Regierung erhebt keine grundsätz- 
liche Einwendung gegen die Schaffung eines Reichsheercs und 
eines Reichseisenbahnsystems. Jedoch wären in einem solchen 
Falle die näheren Bedingungen durch eine besondere Vereinba- 
rung festzustellen, durch die insbesondere die landsmannschaft- 
lichc Zusammensetzung des Beamtenkörpers der deutsch-öster- 
reichischen Eisenbahnen und des Offizierskorps des deutsch- 
österreichischen Hecreskontingents zu sichern wäre. 

§8 

Ebenso werden für die Fälle, daß das Post- und Telegraphenwe- 
sen oder die Zollverwaltung in Deutsch-Österreich Reichssache 
werden sollte, der deutsch-österreichischen Post- und Telegra- 
phenverwaltung oder der deutsch-österreichischen ZoU Verwal- 
tung Sonderrechte Vorbehalten, deren nähere Festsetzung Gegen- 
stand besonderer Vereinbarungen wäre. 

§9 

Es besteht Einverständnis darüber, daß das Deutsche Reich ei- 
nen angemessenen Teil der früheren Beamten deutscher Nationa- 
lität der österreichisch-ungarischen Monarchie und des öster- 
reichischen Staates in seine Dienste übernehmen wird. Die Ein- 
zelheiten werden kommissarischen Verhandlungen Vorbehalten. 

In der Voraussetzung, daß das Deutsche Reich einen Kolonial- 
besitz durch den Friedensschluß zurückerhält, erklärt sich die 
Deutsche Reichsregierung bereit, eine möglichst große Zahl von 
deutsch-österreichischen Offizieren im Kolonialdienst zu ver- 
wenden. ” 37) 


36) Staatsgesetzblatt für den Staat Deutsch-Österreich. Jahrgang 1919 Nr. 37) Helmut Sündermann, "Wie deutsch bleibt Österreich ? - Antwort an 

Schuschnigg", Leoni 1970, S. 229 - 230. 
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Der österreichische Bundeskanzler Karl Renner erklär- 
te am 25. März 1919 in einem Interview gegenüber dem 
Journal de Geneve: 

“Wir sind Deutsche, infolgedessen müssen wir vereinigt werden. 
Unser ganzes Volk hat aus der Propaganda der Entente diesen 
Schluß gezogen. Von 1866 bis 1918 sind die Deutschen durch 
den Konflikt zwischen Habsburgern und Hohenzollern getrennt 
gewesen. Jetzt, wo der Konflikt durch den von der Entente her- 
beigeführten Sturz der Dynastien nicht mehr existiert, kommen 
wir zu unserem Volk zurück. Unsere Vereinigungsbemühungen 
sind nur die Nachwirkung des Prinzips der Selbstbestimmung, 
das doch gewiß von der Entente verkündet worden ist. ... 

Die Regierung ist nicht mehr imstande, als ihr eigener Herr 
zu handeln. Wir sind eine absolute Demokratie und müssen 
nach den Gefühlen des Volkes handeln, sonst würden wir wegge- 
fegt. Man übertreibt nicht, wenn man sagt, die ganze Bevölkerung 
oder zumindest 95% wollen den Anschluß an Deutschland. Der 
fremde, der das Gegenteil glaubt, irrt sich.” 38) 

Bleibt nachzutragen, daß die am 11.8.1919 verkündete 
Reichsverfassung der Weimarer Republik im Art. 61 die 
Reichsregierung auffordert, den Anschluß Deutsch- 
Österreichs an das Reich herbeizuführen: 

“Deutsch-Österreich erhält nach seinem Anschluß an das Deut- 
sche Reich das Recht der Teilnahme am Reichstag mit der seiner 
Bevölkerung entsprechenden Stimmenzahl. Bis dahin haben die 
Vertreter Deutsch-Österreichs beratende Stimme." 39) 

Doch was heißt hier schon “Selbstbestimmungsrecht 
der Deutschen”! Artikel 80 des Versailler Textes und für 
Österreich noch einmal Art. 88 des Textes von Saint 
Germain (Friedens-“ vertrag” mit Österreich in einem 
anderen Vorort von Paris) verfügen: “Die Unabhängig- 
keit Österreichs ist als unabänderlich anzuerkennen”. 

Am 6.9.1919 schlug der Präsident der Kommission zur 
Prüfung des Friedensvertrages, Hauser, der österreichi- 
schen Nationalversammlung vor, die Bedingungen von 
St. Germain zu unterschreiben, jedoch zu erklären: 



Erst nach der deutschen Offensive im März/April 1918 wurde 
der britische Oberbefehlshaber Sir Douglas Haig (Mitte) dem 
französischen Oberbefehl unter Marschall Foch unterstellt. 


38) Alcide Ebray, aaO. S. 124, 126 - 127, 128. 

39) Reichsgesetzblatt, Jahrgang 1919, S. 1386. 


“Wenn ein Mensch über den anderen ein Todesurteil fällen 
soll, so ist es der schwerste Moment für ihn, wenn er die Unter- 
schrift zu geben hat. Aber noch viel schwerer ist es, wenn ein 
Mensch sein eigenes Todesurteil unterschreiben soll, und in die- 
ser traurigen Situation befinden wir uns heute. Ich sage es offen 
und wir müssen es heute schon aussprechen, daß wir, auch wenn 
wir unterschreiben, nicht in der I-age sein werden, alles zu halten. 
Uns wird der Zufluchtsort zu unserm Unglück genommen, es wird 
uns verwehrt, uns zu unserer eigenen Familie zu flüchten, zur 
Mutter Germania. Auch Deutschland würde uns kein Paradies 
bieten, aber geteiltes Leid ist halbes Leid. In unserem Volk lebt 
die Überzeugung, daß wir allein nicht existieren können, und daß 
uns nur der Anschluß an unsere Brüder in Deutschland retten 
kann. Unsere Lage ist entsetzlich. Haben wir aber eine Wahl, 
können wir das tun, was wir wollen? Wir brauchen die Entente, 
und wenn wir die Entente brauchen, dann müssen wir unter- 
schreiben. Wir werden also unterschreiben, wenn sich auch unse- 
re Hand sträubt, die Feder zu führen. Wir werden aber die ganze 
Welt zum Zeugen anrufen und in alle Welt hinausschrcicn, daß wir 
unterdrückt wurden, daß wir nicht anders konnten.” 3®) 

Der sozialdemokratische österreichische Bundeskanz- 
ler Renner erklärte an diesem Tag — 6.9.1919 — in der 
Nationalversammlung: 

“Deutsch-Österreich wird niemals darauf verzichten, die Wieder- 
vereinigung mit dem Deutschen Reich als das Ziel seiner fried- 
lichen Politik zu betrachten.” 

Der Friedens -“vertrag” von St. Germain vom 10. 
September 1919 verbot den Namen “Deutsch-Öster- 
reich”, den Anschluß an Deutschland und verfügte 
die Zwangsabtretung des Sudetenlandes an die neu 
gegründete Tschechoslowakei sowie die Zwangsab- 
tretung von Südtirol an Italien. Volksabstimmungen 
wurden nicht zugelassen. 40 ) 

Vor Annahme des “Vertrages” nahm die österreichi- 
sche Nationalversammlung eine Protestresolution an, 
die zur Anschlußfrage folgenden Passus enthielt: 

“ Die Nationalversammlung hat von dem Expose? des österreichi- 
schen Kanzlers Kenntnis genommen. Sie protestiert feierlich vor 
der ganzen Welt gegen den V'ertrag von St. Germain, der unter 
dem Vorwand, die Unabhängigkeit Deutsch-Österreichs zu wah- 
ren, dem deutsch-österreichischen Volk das Recht der freien 
Selbstbestimmung raubt und ihm die Erfüllung seines heißesten 


40) Die am 1.10.1920 in Österreich verabschiedete neue Verfassung durf- 
te auf Anweisung der Alliierten keine Anschlußforderungen enthalten. 
Dennoch forderte die Nationalversammlung gleichzeitig die Regierung 
auf, innerhalb von 6 Monaten eine Volksbefragung über den Anschluß 
an Deutschland durchzuführen. Die beabsichtigte Frage war vorsichtig 
formuliert: "Soll die Bundesregierung beim Rate des Völkerbundes um 
die Zustimmung des Anschlusses der Republik Österreich an das Deut- 
sche Reich ansuchen?" Frankreich verweigerte brüsk ein solches Unter- 
nehmen. Daraufhin beschlossen die Länder, eine solche Abstimmung 
auf Landesebene durchzuführen. Nordtirol stimmte 98,8% für den 
Anschluß. Paris jedoch drohte mit militärischer Intervention und Auf- 
teilung unter seine Nachbarn, falls andere Bundesländer ebenfalls sol- 
che Volksbefragungen durchführen sollten. Es gelang gerade noch, im 
Salzburger Land eine solche Befragung seitens der Parteien zu organi- 
sieren, bei der 98.546 Wahlberechtigte gegen 807 für die Vereinigung 
mit dem Reich stimmten. Alles weitere mußte jedoch abgeblasen wer- 
den. — Vgl. auch: Ferdinand Sieben, "Von Frankfurt nach Bonn" — 
Hundert Jahre deutsche Verfassungen", Frankfurt/M - Berlin - Bonn, 
1958, S. 62. 


23 


Wunsches versagt, der ihm eine Notwendigkeit des wirtschaft- 
lichen kukurellen und politischen Lebens ist: Die Vereinigung 
Deutsch-Österreichs mit dem deutschen Mutterlande. 

Die Nationalversammlung gibt der Hoffnung Ausdruck, sobald 
der Geist des Friedens den durch den Krieg hervorgerufenen 
nationalen Haß und die Voreingenommenheit überwunden haben 
wird, auch dem deutschen Volk das Recht auf Einigkeit und 

F T-n e,t d ",S ti0n 2uerkennen wird - dic er den anderen Völkern 
zubilligte. 38 ) 

6,5 Millionen Österreichern und 3,5 Millionen Sude- 
tendeutschen = 10 Millionen Menschen war — abgesehen 
von übrigen geraubten Gebieten und zwangsweise frem- 
den Staaten übergebenen Bevölkerungen - das Selbst- 


bestimmungsrecht vorenthalten worden. 

Selbst 11 Jahre später, als Reichskanzler Brüning 
gedrängt aus wirtschaftlicher Not, im Winter 1930/1931 
eine Zollunion zwischen dem Reich und Österreich 
vorgeschlagen hatte, schritten die Versailler “Ordnungs- 
hüter” empört ein und verboten das Ansinnen. US-Prä- 
sident Hoover schreibt hierzu in seinen Memoiren: 

' Eine Zollunion zwischen einem kleinen Staat von 6 MUlionen 
Menschen und e.nem großen von 60 Millionen Menschen war 
kaum als ernsthafte Drohung aufzufassen. Aber Frankreich und 
Großbritannien erklärten sofort, sie würden das nicht zulassen 
Nach außen war das nichts anderes als ein neues eklatantes 
Beispiel europäischer Machtpolitik." 43) 


Die deutfdien Kolonien 


Kolonie 

tJIädje 

qkm 

©erooijner 

SBei&c 

etroa 

9Hanbatar 

Sogo 

.Kamerun 

Siibroeftafrika 

öftafrika 

87 200 
790 000 
836 100 
997 000 

1 032 000 

5 000 000 
300 000 

7 645 000 

400 

2 000 
16 000 

6 000 

tjrankreid) _ gnglanb 
Sranhrclcf) — Cnglanb 
Sfibafrikanifdje Union 
Snglanb — «Belgien — 
iportugal 

2ffrihani(d)c Kolonien . 

2 709 300 

13 977 000 

23 400 


Neuguinea: 

Kaifer * 2BiIl)elmslanb 
u. iBismarcfeardjtpel 

9lauru 

Karolinen, fflarianen, 
22larfl)alltn[cln, Rap, 

ipalaulnfcln 

Samoa 

240 000 

6 

2 476 
2 672 

rnnb 

600 000 
1350 

60 000 
35 000 

960 

460 

650 

2Iuftralien 

Cnglanb 

3°pan 

Sieufcelanb 

Sübfeekolonicn .... 

245 053 

696 350 

1970 


Kiautfdjou 

652 

190 000 

3 000 

3apan, ©c^br. 1922 an 
(fl)ina jurüefegegeben 

©efamterKolonialbefig 

J -1 Tr 

2 964 605 

14 863 350 

28 370 

41) 


™ ■ '..oa.ud nuiuerenz nai Lloyd George 
die Zwangsabtretung der deutschen Kolonien mit der 
verlogenen Behauptung gefordert, in Südwest-Afrika 
habe Deutschland “eine planmäßige Ausrottungspolitik 
betrieben”. ) In der alliierten Mantelnote vom 16. Ju- 
ni 1919 hieß es dann, “Deutschland habe die Kolonien 
nicht human und ordnungsgemäß verwaltet, sie hingegen 
als Ausgangspunkte für Raubzüge auf den Handel der 
Erde verwendet”. Auch dies war verlogen und ehrver- 
letzencR - Weder waren die Eingeborenen der deut- 
schen Kolonien befragt worden, noch störte es die 
Raubermoral, daß von der “freien Schlichtung ohne 
jegliche moralische Disqualifizierung” Wilson ’s keine 
Rede mehr war. Deutschland hatte “zu verzichten” 

41) Dr. Albert Ströhle, aaO. S. 67. 

42) R. St. Baker, aaO. Bd. I, S. 208. 
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(Art. 119). Alles bewegliche und unbeweg- 
liche Eigentum, auch “Schadensersatz” war 
damit erfaßt. 

Mit dem Verteilen der deutschen Kolonien 
hatte man es so eilig, daß man nicht erst die 
Gründung des Völkerbundes abwartete. Der 
Oberste Rat der Alliierten verteilte bereits am 
6. Mai 1919: Teile von Togo und Kamerun 
an England und Frankreich, Deutsch-Südwest- 
Afrika an die Südafrikanische Union, Deutsch- 
Ostafrika größtenteils an England, die Bezirke 
von Ruanda und Urundi an Belgien, das Kion- 
gadreieck an Portugal, Südseebesitzungen süd- 
lich des Äquator an Australien, Neuseeland 
und England, Besitzungen nördlich davon an 
Japan. Die dort seßhaft gewesenen Deutschen 
wurden enteignet und ausgewiesen. Das pri- 
vate deutsche Anlagekapital in den Kolonien 
bezifferte sich auf eine halbe Milliarde Gold- 
mark. 

Die Schuldlüge, mit der der Raub der deutschen Ko- 
lonien gerechtfertigt wurde, war zwar nicht Bestand- 
teil des Versailler “Vertrages”, doch haben die Alliier- 
ten sie in ihren Noten zum Versailler Frieden niederge- 
legt. Neben dem Deutschland zugefügten Dauerschaden 
infolge Diffamierung traf das Reich der Verlust der 
Überseeverbindungen, des Auslandsvermögens, 90% sei- 
nei Handelsflotte und damit die Vernichtung seiner 
Weltmarktpositionen außerordentlich schwer, zumal 
ihm dadurch auch sowohl die geistigen Abwehrmög- 
lichkeiten gegen die weltweite Diffamierungspropaganda 
entzogen waren, als auch die wirtschaftlichen Konkur- 
renzgrundlagen gegenüber den technisch führenden Im- 
perialmächten. 

43) Herbert Hoover, "Memoiren", Deutsche Ausgabe, Bd. III, S. 67. 


Abrüstung 


Artikel 8 

“Die Mitglieder des Bundes erkennen an, daß die Aufrechterhal- 
tung des Friedens es nötig macht, die nationalen Rüstungen auf 
das Mindestmaß herabzusetzen, das mit der nationalen Sicher- 
heit und mit der Durchführung der durch ein gemeinsames Han- 
deln auferlegten internationalen Verpflichtungen vereinbar ist. 

Der Rat bereitet unter Berücksichtigung der geographischen La- 
ge und der besonderen Umstände jedes Staates die Pläne für die- 
se Abrüstung zum Zweck einer Prüfung und Entscheidung durch 
die verschiedenen Regierungen vor. ... 

Die derart festgesetzte Grenze für die Rüstungen darf nach ihrer 
Annahme durch die verschiedenen Regierungen nicht ohne Zu- 
stimmung des Rates überschritten werden. ... 

Die Bundesmitglieder verpflichten sich zum offenen und voll- 
ständigen Austausch aller Nachrichten über den Stand ihrer Rüst- 
ungen, über ihre Heeres-, Flotten- und Luftflottenprogramme und 
über die Lage ihrer Kriegsindustrie." 

Teil V 

Bestimmungen über die Land-, See- und Luftstreitkräfte 

“Um den Anfang einer allgemeinen Beschränkung der Rüstun- 
gen aller Nationen zu ermöglichen, verpflichtet sich Deutschland 
zur genauen Befolgung nachstehender Bestimmungen über die 
Land-, See- und Luftstreitkräfte. ...” 

Der Versailler Text verpflichtete Deutschland zur 
Abrüstung bis hin zur Verteidigungsunfähigkeit (Art. 
160): Das Heer soll ausschließlich zur Aufrechterhal- 
tung der inneren Ordnung und als Grenzschutz verwen- 
det werden; der Große Generalstab ist aufzulösen. Kon- 
struktion und Herstellung neuer Waffen wurden ebenso 
verboten wie Importe von Kriegsgerät. Die allgemeine 
Dienstpflicht ist in Deutschland abzuschaffen. Keine 
Vereinigung darf sich mit militärischen Dingen beschäf- 
tigen. Alle Vorkehrungen zur Mobilmachung oder zur 
Vorbereitung einer Mobümachung sind verboten. 
Militärmissionen in fremden Ländern sind verboten. 
Luft- und Marinestreitkräfte sind verboten. Diesbezüg- 
lich vorhandenes, auch in der Herstellung befindliches 
Material ist abzuliefern. 

Wie in den Grundsätzen Wüsons vorgesehen, waren die 
Siegernationen ebenfalls zur Abrüstung und zum diesbe- 
züglichen Informationsaustausch verpflichtet worden. 
Doch gehalten hat sich daran niemand, obgleich man in 
Deutschland sofort — als Voraussetzung für die Abrüst- 
ung der anderen — total demobilisiert hat und entwaff- 
net und kontrolliert blieb. In keiner der Siegernatio- 
nen wurden auch nur Ansätze einer Abrüstung unter- 
nommen; ganz im Gegenteil. Insbesondere Frankreich 
ging mit der weiteren Rüstung voran. 

Deutschland war somit allen weiteren Begehrlichkei- 
ten seiner Nachbarn wehrlos ausgesetzt. Allein das nach 


weiterer Nord- und West-Expansion strebende Polen 
verfügte bereits damals über 550.000 Mann unter Waf- 
fen und über weitere 400.000 in Reserve. 

In einem vertraulichen Bericht für die amerikanische 
Friedenskommission in Versailles berichtete der US- 
Generalmajor F.J. Kernan am 11.4.1919: 

“Polen ist bestrebt, eine Armee von annähernd 600.000 Mann 
aufzustellen, die Tschechen bemühen sich, ein Heer von 250.000 
Mann auszuheben, und Rumänien seufzt unter schweren militäri- 
schen Lasten. All das zeigt, daß diese Völker an die Kraft des 
Völkerbundes, sic zu schützen, nicht glauben, und daß unter der 
Führung der Franzosen ein starker militärischer Zusammenschluß 
im Werden begriffen ist, fähig, vielleicht Europa zu beherrschen. 
Dieser Zweck wird natürlich nicht offen ausgesprochen. Man 
behauptet vielmehr, diese Kette starker Militärstaaten sei not- 
wendig, um die Hochflut des russischen Bolschewismus abzu- 
halten. Ich halte das aber zum großen Teil für Camouflage. J eder 
der drei genannten Staaten hat aggressive Absichten auf die 
umliegenden Gebiete, und jeder ist entschlossen, nötigenfalls mit 
Gewalt, soviel Grund und Boden wie möglich zu erraffen. Nie- 
mand greift gegenwärtig Polen an. Ganz im Gegenteil; und es ist 
beklagenswert, daß in einem Lande, wo soviel Not herrscht, und 
wo die Kräfte der Regierung und ihre Hilfsquellen der Hebung 
der Verhältnisse seiner Bevölkerung und der Organisierung einer 
tüchtigen staatlichen Verwaltung gewidmet werden sollten, dieser 
krasse militärische Geist alles in Besitz nimmt." 44) 

In einer Darstellung eines nach dem Zweiten Welt- 
krieg hervortretenden Politikers — Ferdinand Friedens- 
burg — heißt es: 

“Auf jeden KUometer seiner ungeschützten, durch den Frie- 
densvertrag noch besonders ungünstig gestalteten Grenzen konnte 
Deutschland 24 Mann und Vi Maschinengewehr ins Feld stellen. 
Die entsprechenden Zahlen bei den Hauptnachbarn lauten nach 
einer Berechnung vom Jahre 1928: 

Polen 1.119 Mann + 5'/2 MG’s 

Tschechoslowakei 851 Mann + 4'/2MG’s 

Frankreich 6.912 Mann + 58 MG’s. 

Noch grotesker wird das Mißverhältnis durch die für Deutsch- 
land verbotenen, für die anderen Völker unbegrenzt zugelassenen 
technischen Waffen. Die drei genannten Nachbarländer besaßen 
im Jahre 1928 zusammen 3.700 Militärflugzeuge, rund 3.000 
Tanks, 500 Batterien schwerer Artülerie: Deutschland hatte ihnen 
schlechthin nichts entgegenzustellen, und würde in den entschei- 
denden ersten Kriegswochen auch dann praktisch nichts Wesent- 
liches entgegenstellen können, wenn die im Ausland gelegentlich 
verbreiteten Gerüchte von geheimen Rüstungen wahr gewesen 
wären.” 45 ) 


44) Woodrow Wilson, "Versailles - Memoiren u, Dokumente", hrsg. v. 
R.St. Baker, Leipzig o.J., III. Bd„ S. 1 96. 

45) Ferdinand Friedensburg, "Die Weimarer Republik", Berlin 1946, S, 
127 f. 
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Frankreich mit einer Bevölkerung von 41 Millionen 
besaß 1931 bei allgemeiner Wehrpflicht eine Armee von 
370.000 Mann, zuzüglich 63.000 Marine, 40.000 Luft- 
streitkräfte, 134.000 Übersee- und 63.000 Kolonial- 
truppen, = insgesamt über 700.000 Mann. Außerdem 
war Frankreich militärpolitische Bindungen eingegangen 
mit Belgien (1920), Polen (1921), Tschechoslowakei 
(1924), Rumänien (1926), Jugoslawien (1927), schließ- 
lich 1935 mit der Sowjetunion. Zudem verfügte Frank- 
reich - im Gegensatz zu Deutschland - über ein Kolo- 
nialreich, gesicherte Seewege, überreichlich Rohstoffe, 
Gold und Kredite, ungehinderte waffentechnische Ent- 
wicklung und allein insofern unangefochtene militär- 
technische Überlegenheit. 

Während Deutschland auf Einlösung der Abrüstungs- 
versprechen, z.B. auch auf Abschaffung der Luftflotten 
und sonstiger Angriffswaffen (Panzer usw.) drängte, 


lehnte insbesondere Frankreich immer wieder alle Ab- 
rüstungsvorschläge ab. Auf Grund der unablässig verwei- 
gerten Gleichberechtigung verließ die Reichs regierung 
im Juli 1932 die Genfer Abrüstungskonferenz. Zwar ha- 
ben sich dann am 12.12.1932 England, Frankreich und 
Italien mühsam durchgerungen, Deutschland die Gleich- 
berechtigung in Rüstungsfragen zuzusagen, i6) d oc h 
blieb dies ohne Ergebnis, da man anschließend sämtliche 
Abrüstungsvorschläge des neuen Reichskanzlers Adolf 
Hitler verworfen hat. 

Wie grotesk mutet angesichts dieser militärischen 
Sachlage die im Art. 115 des Versailler Textes verfügte 
Zerstörung der militärischen Anlagen auf Helgoland 
'einschließlich der inneren und äußeren Wellenbrecher 
und des Landes, das innerhalb dieser Wellenbrecher dem 
Meere abgenommen wurde”, an! 


Sonderbestimmungen 


Strafen 


Schließlich hatten sie auch rechtzeitig ihren “Straf- 
maßnahmen”- Katalog in den Artikeln 227 - 230 ein- 
gebaut. Er begann mit der geforderten Auslieferung 
von 895 “deutschen Kriegsverbrechern”, allen voran 
Kaiser Wilhelm II, dann sämtliche bedeutenden Heer- 
führer usw. Die deutsche Regierung habe die Militär- 
gerichte der Sieger und ihre Maßstäbe und Sprüche an- 
zuerkennen. Dann natürlich Sanktionen jedweder Art 
bei Nichtbefolgung und Nichterfüllung von Lieferungs- 
und Zahlungspflichten. 

Auch diese Forderungen waren völlig neuartig und 
widersprachen den Programmpunkten Präsident Wil- 
sons. Einmütig hatten sich sämtliche Fraktionen im 
Reichstag gegen dieses Ansinnen gestellt und schließ- 
lich auch die Verweigerung einer solchen Auslieferung 
nach Zusage, “Kriegsverbrecherprozesse” gegen die be- 
nannten Personen in eigener Regie durchzuführen, 
durchgesetzt. Auch die Niederlande verweigerten die 
Auslieferung Kaiser Wilhelms II und die Anerkennung 
solch einseitiger Tribunale. Die Nr. 1 der alliierten Liste, 
Generalfeld marschall Paul von Hindenburg, wurde wäh- 
rend der Weimarer Zeit 2 Mal zum Reichspräsidenten 
gewählt! — Von Kriegsverbrechern der Siegernationen 
war nicht die Rede. 
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Außenpolitik 

Im Art. 116 verfügten die Alliierten die Aufhebung 
des deutsch-sowjetischen Friedensvertrages von Brest- 
Litowsk vom Januar 1918 und zwangen Deutschland 
auch zur Anerkennung der hierdurch ermunterten russi- 
schen Wiedergutmachungsforderungen in ungenannter 
Höhe. (Im Vertrag von Rapallo 1922 haben die Sowjet- 
russen dann darauf verzichtet). 

Gleichermaßen verfügten die Alliierten die Aufhebung 
aller Verträge und Rechte Deutschlands in bezug auf 
eine Reihe anderer Länder wie z.B. Marokko, Ägypten, 
Türkei, Siam, China. Diese unmittelbare Einmischung in 
die bilateralen Beziehungen zweier Staaten war freilich 
ebenfalls eine Verletzung der Wilson-Grundsätze, unter 
denen der Waffenstillstand abgeschlossen worden war. 

Fremdenlegion 

Eine weitere Sonderbestimmung befaßte sich mit der 
Fremdenlegion (Art. 179). Deutsche durften in die 
französische Fremdenlegion eintreten und unter frem- 
dem Befehl für fremde Interesssen in fremden Kontinen- 
ten Krieg gegen Fremde führen und ihr Leben einsetzen. 
Dafür schienen sie gut genug. 

46) K.L. V. Oertzen, "Rüstung und Abrüstung - Eine Umschau über das 

Heer- und Kriegswesen aller Länder", Berlin 1933. 


Wirtschaftliche Erdrosselung 


Der Abschnitt VIII des Versailler Textes, beginnend 
mit dem Kriegsschuldparagraphen 231, verfügt Deutsch- 
lands dauerhafte Ausbeutung und Überwachung. Die 
einzusetzende Wiedergutmachungskommission erhält 
nahezu unbegrenzte Vollmachten, auch zur Auslegung 
der Bestimmungen und zur Vollstreckung, außerdem die 
Möglichkeit zur Betriebsspionage, zum Raub deutscher 
Patente und privater Eigentumsrechte an Wirtschaftsun- 
ternehmen und Grundstücken u.v.m. Deutschlands Aus- 
landsvermögen war bereits weitgehend beschlagnahmt, 
deutsche Überseekabel wurden konfisziert, die Kriegs- 
und Handelsflotte war abzuliefern, Freihäfen in Ham- 
burg und Stettin waren für die Tschechoslowakei einzu- 
richten, die Internationalisierung der deutschen Ströme 
war verfügt, der Schiffsneubau vorgeschrieben und zur 
Ablieferung vorzusehen, Besitztum und Reichtum des 
Reiches und seiner Länder verpfändet, die Reichsregie- 
rung gezwungen, jeden Ausländer in Deutschland einzu- 
bürgern, d.h. mit gleichen Rechten wie jeden Deutschen 
auszustatten, und auch in seinen beruflichen Möglichkei- 





Lloyd George Georges Clemenceau Woodrow Wilson 

Die Versailler hauptsächlichsten Friedensfreunde im Frühjahr 
1919 beim Spaziergang in Paris. 


ten nicht zu behindern, für den sich die Alliierten ein- 
setzten. Ehemalige Verträge des Reiches mit zahlreichen 
anderen Ländern wurden für nichtig erklärt und für die 
Zukunft verboten. 

Deutschland hatte Reparationsleistungen anzuerken- 
nen, die in ihrer Höhe noch gar nicht bemessen waren 
und die von einer Reparationskommission erst bis zum 
21. Mai 1921 spezifiziert werden sollten. Neutrale Sach- 
verständige oder Deutsche gehörten dieser Reparations- 
kommission nicht an. Diskussionen oder Überprüfungen 
ihrer Forderungen wurden nicht zugelassen. Das Ergeb- 
nis war reine Willkür. Überflüssig zu sagen, daß ein sol- 
ches Verfahren mit den Grundsätzen Wilsons nicht ver- 
einbar war. 

Deutschland hatte anzuerkennen, “alleiniger Urheber 
aller Verluste und Schäden” zu sein. 

Art. 235 setzt fest, daß Deutschland zunächst in den 
Jahren 1919 und 1920 und in den ersten vier Monaten 
des Jahres 1921 den Gegenwert von 20 Milliarden Gold- 
Mark in Anrechnung auf die obigen Forderungen, und 
zwar in so viel Raten und in den Arten (Gold, Waren, 
Schiffe, Wertpapiere und auf andere Weise), zu zahlen 
hat, wie die Wiedergutmachungskommission sie fest- 
setzen wird. 

“Auch die verkehrspolitischen Bestimmungen greifen tief in 
die deutschen Hoheitsrechte ein. So ist Deutschland nicht mehr 
Herr über seine Wasserstraßen. Der Nordostseekanal, selbst der 
zu bauende Rhein-Main-Donau-Kanal, Rhein, Donau, Elbe, Oder, 
Memel werden der Verwaltung eines internationalen Ausschus- 
ses unterstellt, sie werden internationalisiert. In diesen Ausschüs- 
sen ist Deutschland stets in der Minderheit. Dabei sind in diesen 
Kommissionen Staaten vertreten, die gar nicht Anlieger des Flus- 
ses sind. So sind z.B. in der Rheinlandkommission 2 Vertreter 
Italiens, 2 Englands, 3 Belgiens; in der Elbekommission u.a. je 
1 Vertreter Englands, Frankreichs, Belgiens, Italiens und in der 
Oderkommission u.a. je 1 Vertreter Polens, Englands, Frank- 
reichs, Dänemarks, Schwedens. Die Intemationalisicrung bedeu- 
tet. daß zwischen den Schiffen aller fremden Mächte und den 
deutschen kein Unterschied gemacht werden darf. Auf unseren 
Hauptwasserstraßen dürfen also englische, französische, belgi- 
sche, tschechische und neutrale Binnenschiffe verkehren und mit 
ihrem Wettbewerb das deutsche Binnenschiffahrtsgewerbc zu- 
grunderichten.” 4 1) 

Allein durch die Gebietsverluste verlor Deutschland 
— was keineswegs auf die Reparationen angerechnet 
wurde! — 75% seiner Vorräte an Zinkerz, 74,8% an 
Eisenerz, 28,3% an Steinkohle, 7,7% an Bleierz, 4% an 


47) Dr. Albert Ströhle aaO. S. 85. 
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Kali, rund 18% an allen landwirtschaftlichen Erzeugnis- 
sen. In keiner Statistik erscheinen die Verluste an Infra- 
strukturzerstörungen, Handelsbeteiligungen und Ver- 
mögenswerten infolge der Gebietsabtretungen. Hinzu 
kamen die jährlichen Lieferungen von (zunächst auf 10 
Jahre) 40 Millionen Tonnen Kohle, von Farbstoffen, 
Maschinen, Fabrikeinrichtungen, Werkzeugen, Holz, an 
lebendem Viehbestand. Der größte Teü der deutschen 
Handelsflotte war auszuliefern, deutsche Werften hatten 
überdies kostenlos für das Ausland zu bauen. Die deut- 
sche Flußschiffskapazität war zu 80% abzuliefern. 

Die Landwirtschaft hat außer dem Verlust der “Korn- 
kammern” des Reiches im Osten den ungeheuren Ver- 
lust an lebendem Viehbestand mit allen den damit ver- 
bundenen Nachteilen für die Volksernährung und Feld- 
bestellung zu verkraften. Einen Maschineneinsatz wie 
heute gab es in der Landwirtschaft damals noch nicht. 

“Die Bestimmung, jedem der 27 Vertragsgegner für 5 Jahre 
die bedingungslose Meistbegünstigung zu verleihen, machte 
Deutschland zum wehrlosen Ausbeutungsland: Die Gegner konn- 
ten nach Belieben für unsere Erzeugnisse ihre Grenzen schließen, 
während diese für unsere Konkurrenten offen blieben. Wir durf- 
ten durch zollpolitische Gegenmaßregeln nicht darauf antworten 
und waren demgemäß außerstande, eine eigentliche zielsichere 
Handelspolitik durchzuführen.” 44) 

Zur wirtschaftlichen Erdrosselung gehörte auch die 
Besetzung des linken Rheingebietes mit Brückenköpfen 
bei Köln, Koblenz und Mainz auf vorläufig 15 Jahre 
durch interalliierte Truppen (geplante Räumung in 3 
Etappen nach 5, 10 und 15 Jahren) sowie des Saargebie- 
tes, hier verbunden mit zusätzlichen Übereignungsbe- 
dingungen. Das linksrheinische Gebiet und eine 50 km 
Zone östlich des Rheins wurde zur entmilitarisierten 
Zone erklärt. Die allgemeine Wehrpflicht war abzuschaf- 
fen, das Heer auf 100.000 Mann zu beschränken, freilich 
ohne schwere Waffen, Panzer, Flugzeuge, Kriegsschiffe 
(hier mit wenigen Ausnahmen). Deutschland hatte 
außerdem noch die interalliierte Überwachungskommis- 
sion zu bezahlen. 

Dann gab es noch einen Wiedergutmachungsausschuß 
in Paris, der die Schadenrechnung Deutschlands sowie 
das Schuldenzahlungsverfahren regulieren sollte und mit 
ausgedehnten Vollmachten ausgestattet war. Er konnte 
in Deutschland Steuererhöhungen fordern, neue Ein- 
kommensquellen erschließen, in die Reichs- und Länder- 
haushalte eingreifen. 

Und dem Volk erzählte man in der Weimarer Zeit, es 
ginge “demokratisch” zu! War vom Selbstbestimmungs- 
recht der Völker in bezug auf Staatsgrenzen und Außen- 
politik keine Rede mehr (man denke z.B. an die Forde- 
rung, den deutsch-russischen Friedensvertrag von Brest- 
Litowsk am 3.3.1918 für nichtig erklären zu müssen!), 
so war auch das “demokratische Entscheidungsrecht” 
des Volkes im Innern beschnitten. Ausländische Befugte 
kontrollierten und manipulierten nahezu alles, teils of- 
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fen, teils getarnt. 

Das ganze Ausmaß der wirtschaftlichen Ruinierung 
Deutschlands läßt sich nicht mit wenigen Worten schil- 
dern, zumal viel verdeckte Reparationsverluste in kei- 
ner Statistik aufscheinen, ebenso wenig wie die Um- 
schichtung der Besitzverhältnisse infolge Freizügigkeit 
für Einwanderung, Einbürgerung, Führungswechsel und 
Einkauf mit devisenbeständigen Währungen. Dennoch 
sind hier einige Einzelschilderungen angebracht: 

“Der Weinbau verlor ein Viertel seiner Fläche. 

Die deutsche Forstwirtschaft hatte durch den Gebietsraub 1,5 
Millionen Hektar hochwertiger Holzbestände verloren. Trotzdem 
waren in den Reparationsleistungen noch ungeheure Lieferungen 
an Schnitt- und Rundholz, Schwellen und Telegraphenstangcn 
enthalten. Deutschland mußte auch nicht weniger als 66 Millio- 
nen N'adelholzpflanzcn dem heimatlichen Boden entreißen und 

als ‘Sachlieferungen’ über die Grenze schaffen 

Der Verlust der deutschen Handelsflotte, die damals an zweiter 
Stelle unter den Wclthandelsflottcn stand, beraubte Deutschland 
der großen Einnahmen, die cs früher aus den sog. Dienstleistungen 
hatte. Jahrelang sah man nur fremde Flaggen in deutschen Häfen. 
Mit den Frachten an fremde Reedereien zahlte Deutschland auf 
diese Weise außerdem noch einen weiteren unsichtbaren Tribut. 

Im Jahre 1930 wurde deutscherseits eine Aufstellung der Be- 
satzungskosten veröffentlicht, die Deutschland so nebenbei hatte 
zahlen müssen. Es waren insgesamt 6.312.174.000 RM.” 4») 

Die rücksichtslosen Grenzziehungen gegen den Willen 
der deutschen Bevölkerungen an den Ost-, Süd- und 
Westgrenzen des Reiches wurden bereits erwähnt. Ein 
weiteres gesondertes Kapitel stellen jedoch die wirt- 
schaftlichen Erdrosselungswirkungen dar, die als Folge 
von solchen Grenzziehungen quer durch Industriege- 
biete und Bergwerke, quer durch dichte Siedlungs- 
räume und Abtrennung vom landwirtschaftlichen Hin- 
terland stets zum Nachteil Deutschlands in Erschei- 
nung traten. Dies traf vor allem auch Ostpreußen in- 
folge der totalen Abschnürung vom übrigen Reich. Diese 
Resultate waren nicht etwa mit einer einmaligen Zah- 
lung gleichzusetzen, sondern waren auf Dauerschaden 
abgestellt, den das deutsche Volk so nebenbei zu tragen 
hatte und über den weiter nicht geredet wurde. 

Auch was seit 1919 im Saargebiet geschah, füllte kei- 
neswegs die Schlagzeilen der Weltöffentlichkeit, wurde 
diese doch damit beruhigt, in 15 Jahren könne ja die 
dortige Bevölkerung frei entscheiden, was sie wollte. In- 
zwischen jedoch regierte Frankreich dort: 

Zölle wurden erhoben, die Kohlenpreise willkürlich festge- 
setzt, französische Schulen, Kranken- und Arbeiterkassen und 
Wohlfahrtseinrichtungen gegründet, französisches Geld wurde 
eingeführt, der Frank verdrängte die Mark. Arbeiter und Beam- 
te, die sich weigerten, ihre Kinder in französische Schulen zu 
schicken, wurden drangsaliert, entlassen, dem Hunger preisgege- 
ben, Zehntausend schwarze und weiße Franzosen überschwemm- 
ten das kleine Land. ... 

\\ erber für die französische Fremdenlegion verschleppten mit 
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Genehmigung der französischen Behörde nichtsahnende Opfer 
in die Hölle Afrikas. Französische Lebensmittelschieber verkauf- 
ten der Bevölkerung ihre Nahrungsbedürfnisse zu unverschäm- 
ten Wucherpreisen und wurden durch Frankreich darin noch un- 
terstützt, da der Markkurs willkürlich festgesetzt wurde. Und von 
Anfang an erklärten die Franzosen zynisch, sie würden kein Mit- 
tel unversucht lassen, um die Saarländer mürbe zu machen. ... 

Am 8. Oktober 1919 kam es zu größeren Streikunruhen in 
Saarbrücken, in deren Verlauf die Bevölkerung am folgenden Tage 
einen großen Protest gegen die Franzosen losließ. Es wurde u.a. 
gefordert: Ausschaltung der Regierungsgewalt der französischen 
Militärbehörde, Rückgängigmachung der erfolgten Ausweisungen, 
Wiederherstellung der Meinungsfreiheit in Presse und Versamm- 
lungen, Entfernung der Kolonialtruppen, Verlegung der Truppen 
in Kasernen, Aufhebung der Grußpflicht, Beseitigung der Zwangs- 
einquartierung französischer Offiziere und Soldaten, Schaffung 
billiger Lebensmittel und strengste Bestrafung der Wucherer, billi- 
ge Kohlenlieferungen, Aufhebung der willkürlichen Festsetzung 
des Markkurses und Schutz vor den Gewalttaten der Soldaten. 

Aber ungehört verhallte der Notschrei. Unter den drakonischen 
Maßnahmen der Franzosen sank jedes Aufbäumen in sich zusam- 
men. ... 

Sieben Wochen nach Unterzeichnung des Friedensprotokolls, 
am 28. Februar 1920, zog die ‘ Völkerbundskommission ' im 
Saargebiet ein. Frankreich ging sofort daran, unverhohlen seine 
Annexionspolitik zu beginnen. Die deutsche Verwaltung wurde 
für fünfzehn Jahre ausgeschaltet. ...Jede nationaldeutsche Regung 
war verboten und wurde bestraft. Die Bevölkerung wurde nicht 
mehr als Deutsche, sondern als ‘Saareinwohner' bezeichnet. ...” 49 ) 

Auf der Pariser Ministerkonferenz vom 24. - 29.1. 
1921 wurde erstmals eine feste Zahl genannt: 226 Mil- 
liarden Goldmark und 12%ige Abgabe von der deut- 
schen Ausfuhr binnen 42 Jahren. Eine nachfolgende 
Konferenz in London Anfang März 1921 verlangte die 
bedingungslose Annahme der Pariser Regelung, widri- 
genfalls unverzüglich Sanktionen gegen Deutschland in 
Kraft treten würden (Besetzung von Düsseldorf und 
Duisburg-Ruhrort, Beschlagnahme deutscher Zollein- 
nahmen, 50%ige Wert red uzierung aller aus Deutschland 
kommenden Waren). 

Es sei daran erinnert, daß Frankreich demgegenüber 
im Jahre 1871 eine Kriegskostenentschädigung von 4 
Milliarden Goldmark zuzüglich Besatzungskosten von 
276 Millionen Goldmark zu tragen hatte. 

Der neue US-Präsident Harding lehnte die ihm von der 
Reichsregierung angetragene Vermittlerrolle nebst ande- 
ren deutschen Vorschlägen ab. 

Eine anschließende Konferenz der Alliierten in Lon- 
don vom 24. - 25. April 1921 präzisierte neue Forde- 
rungen, schließlich am 5.5.1921 das Ultimatum: Binnen 
6 Tagen habe die Reichsregierung zu erklären, daß sie 
gewillt sei, vollständig zu entwaffnen, die Kriegsbeschul- 
digten unverzüglich zu verurteilen und andere bisher un- 
erfüllte Bedingungen auszuführen. Als “endgültige” 
Schadenshöhe wurden 132 Milliarden Goldmark be- 
nannt (eine Begrenzung, die bereits 1924 wieder aufge- 
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hoben wurde). 

Berlin nahm am 11. Mai 1921 das Ultimatum an. 
Erst am 30.9.1921 wurden nach Zahlung der ersten 
Goldmilliarde die wirtschaftlichen Sanktionen gegen 
Deutschland aufgehoben, nicht hingegen die Besetzung 
von Duisburg und Düsseldorf. Inzwischen war der Völ- 
kerbundsrat in Genf (bestehend aus je einem Spanier, 
Belgier, Brasilianer, Chinesen) mit der Auseinander- 
setzung um Oberschlesien befaßt und verfügte bekannt- 
lich über weiteres deutsches Land. Daß Deutschland 
für kreditunwürdig bezeichnet und betrachtet wurde, 
solange es unter den Bedingungen des Versailler Frie- 
dens stand, versteht sich am Rande. 

Owen Young hat seinerzeit vor Studenten der Univer- 
sität von California eine Rede unter dem Titel gehalten, 
“Amerika ist zu reich, um geliebt zu werden” und hier- 
bei u.a. erklärt: 

“Diejenigen Länder, die an dem neuen Plan beteiligt sind, haben 
ihre gesamte Verschuldung an die Vereinigten Staaten zusammen- 
gcrechnet und ungefähr 50% noch hinzugefügt, als sic die Summe 
festsetzten, die Deutschland bezahlen sollte. Jedes dieser Länder 
aber hat seinerseits gegen die Last seiner Verschuldung gegenüber 
den USA F.inspruch erhoben und dieses sogar trotz der günstigen 
Zahlungsbedingungen. Dennoch aber haben alle diese Länder ver- 
langt, daß Deutschland die Bürde von allen tragen soll und noch 
dazu einen Aufschlag von 50%.” 50 ) 

In die Wiedergutmachungsforderungen wurden aufge- 
nommen nicht nur alle Schäden, die die Alliierten ohne 
Überprüfbarkeit festsetzten, sondern zusätzlich alle Pen- 
sionen und gleichartige Vergütungen an die militärischen 
Opfer des Krieges. Allein für Frankreich würde sich die- 
ser Posten auf über 119 Milliarden Franken belaufen, 
wie Matin am 20.7.1919 feststellte. — In den Wilson- 
Grundsätzen war derlei nicht vorgesehen. 

Selbst ausländische Sachverständigenkomitees wiesen 
auf die Unmöglichkeit hin, die geforderten Ansprüche 
leisten zu können. Sie hielten ein Maximum von 32 
Milliarden Goldmark im Verlauf von 20 - 30 Jahren für 
machbar, aber auch nur dann, wenn man Deutschland 
die Handelsflotte sowie die Auslandsguthaben belasse 
oder sie mit 20 Milliarden anrechne. 

Lloyd George benutzte die Reparationsfrage innerpolitisch 
zum Zweck seiner persönlichen Wahlagitation und versprach 
seinen Wählern, Deutschland werde nicht weniger als 480 Milliar- 
den Goldmark zahlen. Der Franzose Loucheur übertrumpfte ihn 
mit der Forderung von 800 Milliarden, und alle überbot der 
französische Finanzminister Klotz, den Poincare ‘<las erstaunliche 
Exemplar eines Juden ohne jeden Sinn für Geldfragen' nannte, 
mit seinem berüchtigten Wort: ‘Der Deutsche wird alles bezahlen'. 

Vergessen war das Versprechen Wilsons, vergessen auch der 
Vorvertrag mit Deutschland, in den Schubläden begraben die 
Gutachten der Sachverständigen. Deutschland sollte also alles 
zahlen, Zivilschäden und Schäden der Staaten, Kriegskosten und 
Kriegsschulden der Gegner. Clemenceau erreichte nicht nur die 
Aufnahme dieser ungeheuerlichen Forderungen in den Versailler 
Vertrag, es gelang ihm sogar als Gipfelpunkt seiner unmißver- 
ständlichen Absichten, die Festsetzung einer bestimmten Gcsamt- 
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summe zu verhindern. Damit war 
die Anwendung der Sanktionen 
bei Nichterfüllung in die Laune der 
Alliierten gesetzt. Was das bedeute- 
te, eröffnete in aller wünschenswer- 
ten Deutlichkeit Poincare der Welt 
in seinem bekannten Presseinter- 
view vom 27. Juli 1922: 

Mir würde es wehe tun, wenn 
Deutschland zahlte. Feh ziehe die 
Besetzung und Eroberung dem 
Geldeinstreichen und den Repara- 
tionen vor. ’ 

Eine Keparationskommission 
wurde zur Bestimmung der deut- 
schen Zahlungen eingesetzt, die am 
27.4.1921 zur Gesamtsumme von 
1.52 Milliarden Goldmark zuzüglich 
5,6 Milliarden für Belgien gelangte. 

Oie deutsche Weigerung, diese uner- 
füllbare Forderung anzuerkennen, 
wurde durch das Londoner Ultima- 
tum vom 5.5.1921 beantwortet, un- 
ter dessen Druck die deutsche Un- 
terschrift zustandekam. Nur neben- 
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Waren allein schon die Versailler Friedensbedingunger 
ungeheuerlich, so wurden sie noch unerträglicher da 
durch, daß Sieger und Mitsieger 

1.) sich willkürlich über ihre eigenen Sprüche hinweg- 
setzten, wann und wie immer sie es für richtig befanden 
2.) sich gegenseitig in diesem Bemühen abdeckten, 

_) beliebig Lugen und Vorwände in die Welt setzten 
m Deutschland noch mehr als bisher auszubeuten und 
militärisch zu bedrohen und 

4.) m ihre Gewalt gebrachte deutsche Volksgruppen 
angehonge entrechteten und zum Verlassen ihrer Hei- 
mat zwangen. 

Als profunder Kenner der europäischen Entwicklung 
at der italienische Ministerpräsident Francesco Nitti 
einem seiner Bücher den Titel verliehen: “Der Nieder- 
gang Europas Der Versailler Vertrag als Mittel zur 
Fortsetzung des Krieges”. 

Inzwischen sind 70 Jahre leidvoller europäischer Ge- 
schichte vergangen, und der Historiker muß aus den 
unterschiedlichsten Lagern der Entente die Belege zur 
Kenntnis nehmen, daß man seinerzeit den Frieden von 
Versailles allenfalls als Waffenstülstand gelten ließ, 51 ) 
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doch aber keineswegs als Frieden mit Deutschland. 
Großbritanniens Premierminister Winston Churchill 
sprach es sogar noch deutlicher aus, als er am 27.2.1944 
seinem Bundesgenossen Stalin den Zweiten Weltkrieg als 
“einen 30jährigen Krieg gegen Deutschland, beginnend 
von 1914 an” bezeichnete. 54 ) 

Und die Truppen wurden wiederholt für diese 
militante Politik in Marsch gesetzt, an Deutschlands 
Grenzen im Osten wie im Westen, aber hier wie dort 
auch mnerhMb des Reichsgebietes. Und als weitere 
militärische, sich international verstehende Kraft wurde 
der Kommunismus innerhalb des Reichsgebietes mit 
unverhohlener Zielsetzung zum Bürgerkrieg mobili- 
siert, geführt und bewaffnet von Moskau. 

Doch das alles schien die französischen Politiker nach 
1919 nicht zu interessieren. Sie hatten in Versailles ihr 
eigenes "Recht” geschaffen, und für dieses “Recht” gab 
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es keine Schranken. 

Man wußte zwar, daß Deutschland beim besten 
Willen nicht erfüllen konnte, doch vermochte man ge- 
rade auf Grund solcher Bedingungen überbrachte Lei- 
stungen zu negieren und außerdem noch zu “strafen”. 

Unter dem Vorwand, Deutschland hätte statt 55.000 
nur 35.000 m 3 Holz, statt 200.000 m 3 Holz für Tele- 
graphenstangen nur 65.000, statt 13,8 Millionen Tonnen 
Kohle nur 11,7 geliefert, ließ der französische Staatsprä- 
sident am 11.1.1923 seine und belgische Truppen ins 
Ruhrgebiet einmarschieren - 55.000 Mann, 106.000, spä- . 
ter sogar 147.000 Mann standen bereits in anderen bc- 

setzten Gebieten. 

Weder störten ihn der englische Sachverständige in der 
Reparationskommission, der den deutschen Rückstand 
als “mikroskopisch” bezeichnet hatte, noch überhaupt 
die Meinung der anderen Mächte. Schließlich waren die 
USA aus Europa ja schon abgedrängt, und Großbritan- 
nien würde deswegen kaum seine Truppen auf den Kon- 
tinent zurückschicken und gar gegen Frankreich zum 
^ Einsatz bringen. Daß Litauen so ganz am Rande dieser 
Ereignisse sich das Memelland aneignete, fiel bei dem 
globalen Raubzug gegen Deutschland schon gar nicht 
mehr auf, jedenfalls störte es keinen dieser Friedens- 
wahrer. 

Poincarö hat am 26.8.1924 im Senat selbst zuge- 
geben, daß die Besetzung des Ruhrgebietes von Anfang 
an beabsichtigt gewesen sei, falls Deutschland infolge 
nicht möglich werdender Lieferungen ein Moratorium 
gewährt werden sollte. 55 ) 

Bei dieser Ruhrbesetzung handelte es sich nicht nur 
um den Schutz für französische Ingenieure, sondern um 
die grundsätzliche Aufhebung der deutschen Souveräni- 
tät in jenem Gebiet, zumal Frankreich dort den Bela- 
gerungszustand proklamierte, Kriegsgerichte einsetzte, 
eine Zollgrenze zum übrigen Deutschland einführte, 
die Reichsbahn übernahm, sich Privatvermögen aneigne- 
te (u.a. 13 Millionen Mark der Reichsbank) u.v.a. Die 
französische Presse sprach vom “feindlichen Gebiet”, 
das besetzt worden sei, so, als ob man sich weiterhin im 
Kriegszustand mit Deutschland befände. 

Man hat sich zu erinnern, daß führende französische 
Politiker 1914 der Zielvorstellung anhingen, Deutsch- 
land grundsätzlich aufzulösen. Hierfür hatten sie die Zu- 
sicherung der zaristischen Regierung erhalten: Elsaß- 
Lothringen, das Saargebiet, überhaupt das gesamte links- 
rheinische Gebiet sollte an Frankreich fallen. War auch 
der Zarismus 1917 in Rußland gestürzt und seine 
Rückendeckung im Osten hinfällig, so doch nicht das 
nach wie vor vorhandene Begehren Frankreichs. So war 
die Ruhrbesetzung grundsätzlich gedacht als eines jener 
Druckmittel gegenüber Deutschland, diesem Ziel auch 
ohne Unterstützung der übrigen Alliierten noch nach- 
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träglich mit Förderung separatistischer Marionetten 
näherzukommen. Hat auch Frankreich auf die Dauer 
diese weitgesteckten Ziele nicht erreicht, so hat es doch 
den Bankrott des Reiches beschleunigt. 

Als Reaktion auf den französischen Einmarsch sandte 
die Reichsregierung zunächst folgende Note nach Paris: 

“Vergeblich versucht die französische Regierung die Schwere 
dieses Vertragsbruchs dadurch zu verhüllen, daß sie der Aktion 
eine friedliche Benennung gibt. Die Tatsache, daß eine Armee in 
kriegsmäßiger Zusammensetzung und Bewaffnung die Grenzen 
des unbesetzten deutschen Gebietes überschreitet, kennzeichnet 
das französische Vorgehen als eine militärische Aktion.” *«) 

Den vom Reichskanzler Cuno unverzüglich auf die 
französische Ruhrbesetzung verkündeten “Passiven 
Widerstand’’ beantwortete Frankreich mit weiteren 
Sanktionen, mit der Ausweitung der Ruhrbesetzung, 
Unterbindung des Wirtschaftsverkehrs mit dem Reich 
sowie mit der militärischen Besetzung der Häfen von 
Mannheim und Karlsruhe sowie der rechtsrheinischen 
Eisenbahnverbindung zwischen Köln und Mainz. 

Die Reichsregierung stellte die Reparationszahlungen 
ein. 

“Mit einer Mehrheit von 283 gegen 28 Stimmen billigte der 
Reichstag den von Cuno geforderten passiven Widerstand gegen 
die Ruhrbesetzung. Aber Poincard genügte dieses Abstimmungs- 
ergebnis nicht, das noch nicht an die 100%igen Resultate nach 
1933 herankam. Er verstärkte den Besatzungsdruck und erweiter- 
te die Okkupation auf Düsseldorf, Bochum, Dortmund und 
andere reiche Industriezentren des Ruhrgebietes. Deutschland 
verlor 88% seiner Kohle, 48% des Stahls und 70% Gußeisen. Eine 
Fülle von Verhaftungen setzte die Bevölkerung in Schrecken, 
schwarze Truppen machten sich zum Herrn der Straße, französi- 
sche Offiziere wiesen deutsche Zivilisten mit der Reitpeitsche von 
den Bürgersteigen. 

Die wirtschaftlichen Folgen blieben nicht aus, der Sturz der 
Mark nahm katastrophale Formen an, aber auch der Franc geriet 
ins Abrutschen. Die politischen Folgen waren weit schwerer: die 
Autorität der deutschen Regierung wurde erschüttert durch die- 
sen tödlichen Stoß gegen ihre Erfüllungspolitik.” 

Die Folgen dieser Ruhrbesetzung für Deutschland 
waren katastrophal: 

1. ) Das Wirtschaftschaos steigerte sich zur Katastro- 
phe u.a. auch infolge einer bisher nie gekannten Infla- 
tion, 

2. ) die von der kommunistischen Partei genutzte 
Gelegenheit zum Bürgerkrieg mit Aufständen in Berlin, 
Hamburg, München, Braunschweig, Baden, Thüringen, 
Sachsen, im Vogtland und Ruhrgebiet drohte den Rest 
des Fundamentes zu zerstören, der Deutschland noch 
verblieben war. 

Auch für Frankreich wurde die Lage schwierig: 

"Die Kohlenförderung, die im Jahre 1922 = 90 Millionen Ton- 
nen betragen hatte, sank im Februar 1923 auf 4,5 Mio T und 
stockte im März vollständig. Von 70 am 1.1.1923 arbeitenden 
Hochöfen brannten am 15. März nur noch 3. Die Vorräte an 
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Koks und Kohle auf den Maiden der Zechen schwanden da- 
hin. Die Attentate häuften sich. Der Eisenbahnverkehr kam zum 
Stillstand. Unmöglich, die rheinische Bevölkerung, der durch die 
Stillegung ihres ausgedehnten Eisenbahnnetzes eine Hungersnot 
drohte, mit Nahrungsmitteln zu versorgen. Anfang April schien 
sich die Operation zur Katastrophe zu wenden.” S7 ) 

Doch Frankreich mobilisierte seine Fachkräfte, ins- 
besondere für das Eisenbahnwesen, vertrieb 180.000 
Deutsche in seinem Besatzungsbereich (133 Deutsche 
wurden im Verlauf der Besatzungszeit erschossen) und 
verstand es, den Passiven Widerstand vielfach aufzu- 
weichen. Das Reich hingegen wurde in eine immer ufer- 
loser werdende Inflation und Verschuldung verstrickt; 
seine Schulden - am 11.1.1923 = 1,6 Billionen Mark - 
betrugen am 4.8.1923 bereits 69,6 Billionen RM. Ein 
Vorschlag der Reichsregierung zur Zahlung von 30 
Milliarden Goldmark zuzüglich politischer Sicherungen 
war von den Alliierten einstimmig abgelehnt worden. 

Die Reichsregierung - seit dem 13.8.1923 mit Gustav 
Stresemann als Reichskanzler neu besetzt — gab am 26. 
9.1923 ihren passiven Widerstand zwar auf, doch wei- 
gerte sich Staatspräsident Poincarö weiterhin, die Repa- 
rationsfrage vernünftig zu regeln. 

Durch die Gewalttaten der Besatzungsmächte wurden 121 
Deutsche getötet und 10 zum Tode verurteilt, einer, Albert 
Schlageter, wurde hingerichtet. Zahlreiche Männer aller Stände 
wurden zu hohen Freiheits- und Geldstrafen verurteilt. Gegen 
200 000 dc “‘sche Männer, Frauen und Kinder sind von Haus und 


Clemenceau am 11.10.1919 im Senat: 

“Herr Lefevre ist so weit gegangen, zu sagen, der Völkerbund 
müsse, falls Deutschland von Polen angegriffen würde, dort Ord 
nung schaffen. Ich habe sehr deutlich erklärt, daß ich mich außer- 
stande fühle, auch nur einen einzigen Poilu zur Verteidigung 

Deutschlands gegen die Polen zu entsenden 

Wenn man uns von Litauen, den baltischen Provinzen, Ober- 
Schlesien spricht, darf man, so im Vorübergehen, nicht vergessen, 
daß dort, dank dem Vertrage, trotz, allem in Polen 550.000 be- 
waffnete und ausgerüstete Mann stehen - Soldaten, wie es nichl 
allzu viele in der Welt gibt -, daß überdies eine Reserve von 
400.000 Mann da ist, bereit, im ersten Augenblick zum Gefechl 
anzutreten.” 58 ) 

Derselbe Clemenceau 1919 vor Offiziersschülern von 
St. Cyr: 

“Meine jungen Freunde, seien Sie ohne Sorge über Ihre militäri- 
sche Zukunft: Der Friede, den wir soeben gemacht haben, sichcrl 
Ihnen Jahrzehnte der Konflikte in Europa!” *’) 

“Es gibt nur zwei Möglichkeiten, mit einem tollen Hund umzii- 
gehen: entweder muß man ihn töten oder an eine unzerbrechlich! 
Stahlkettc fesseln.” «o) 

"Clemenceau hielt es für selbstverständlich, daß Frankreich Süh- 
ne für Waterloo und Sedan erhielte. Zerstückelt mußte das Reich 
werden, sein Volk mußte dezimiert werden, durch Hunger, 
durch Bürgerkrieg, das war alles gleich. In Deutschland sind zwan- 
zig Millionen Deutsche zuviel! Die Furcht vor der überlegenen 
Bevölkerungszahl Deutschlands plagte ihn.” 61 ) 



Hof vertrieben worden. Für Millionen Deutsche gab es den Be- 
griff der persönlichen Freiheit nicht mehr. Für den Feindbund 
aber war neben der Erreichung seines politischen Ziels die Bilanz 
des Ruhrunternehmens folgende: an Einnahmen wurden erzielt 
durch Beschlagnahmungen, Erhebung von Steuern, Zöllen, Ab- 
forstungen usw. 981,9 Millionen Goldmark, denen 184 Millionen 
Goldmark Ausgaben gegenüberstehen. Die dem Deutschen Reich, 
den deutschen Ländern und Gemeinden, der deutschen Wirt- 
schaft und den einzelnen Staatsbürgern durch den Ruhreinbruch 
verursachten sonstigen Schäden werden auf etwa 4 Milliarden 
Goldmark beziffert.” «3) 

Ein Begleitkapitel der französischen Ruhrbesetzung 
betraf den Versuch Frankreichs, mit Hilfe von Separa- 
tisten eine “Rheinische Republik” und als deren Teil 
die "Autonome Pfalz” auszurufen und von Deutschland 
dauerhaft abzuspalten. Die Bevölkerung blieb reichstreu, 
der Versuch scheiterte, doch zahlreiche dieser Separa- 
tisten führten späterhin in der deutschen Politik — teil- 
weise nach der neuerlichen “Befreiung” — das große 
Wort. 

Trotz Aufhebung des passiven Widerstandes blieben 
die Maßnahmen und Anordnungen Frankreichs im be- 

58) Alcide Ebray, "Der unsaubere Frieden" aaO. S. 159 - 160. 

59) Heinrich Kessemeier aaO. S. 116, zitiert den französischen General 
Percin aus der Wochenschrift Le progresse civique. 

60) Charles C. Tansill, "Die Hintertür zum Kriege" Düsseldorf 1957, S. 620 

61) Dr. Karl S. Baron v. Galera, aaO., I. Buch S. 140 - 141. 

Francesco Nitti, "Die Tragödie Europas - und Amerika?", Frankfurt 
a. M. 1924, S. 103+ R. St. Baker, aaO. Bd. II S. 74. 

62) Dr. Albert Ströhle aaO. S. 37. 


57) J. Benoist-Mechin aaO. S. 254. 
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setzten Ruhrgebiet in Kraft. Mehr noch: die Industrie 
des besetzten Gebietes mußte sich am 23.11.1923 in 
einem Vertrag mit der Überwachungskommission für 
die Fabriken und Bergwerke (“Mission Interalliee de 
Controle des Usines et des Mines”, abgekürzt “Micum”) 
verpflichten, anstelle des Reichs monatlich Reparatio- 
nen von ca. 80 Millionen Goldmark zu liefern. 

Ein alliierter Ausschuß kümmerte sich zwischenzeit- 
lich um ins Ausland geschaffte deutsche Kapitalien. 

Eine zeitgenössische Studie hatte die damalige Wirt- 
schaftlage in den Worten geschildert: 


“Es begann der große Ausverkauf Deutschlands. Aus Frank- 
reich, aus Luxemburg, Belgien, Holland, aus England, aus den 
Nordländern, aus den Ländern des Ostens, ja sogar aus Nordame- 
rika kamen ganze Scharen von Käufern und deckten sich für ein 
Taschengeld in ihrer Währung in Deutschland gründlich ein. Für 
ein paar Dollar kauften sie sich ganze Ausstattungen, für ein paar 
englische Pfunde ganze Häuser. Man schimpfte kräftig auf 
Deutschland, aber der Stolz all der Deutschenhasser ließ es doch 
zu, die deutsche Inflation aufs äußerste für die eigenen Bedürf- 
nisse, die eigenen kleinen und großen Wünsche auszunutzen, d.h. 
sich auf Deutschlands Kosten zu bereichern. 

Dann fiel die Mark weiter. Am 20. November 1923 mußte man 
für einen Dollar, für den man in Friedenszeiten 4,20 Mark bezahlt 
hatte, 4 Billionen 200 Milliarden Mark bezahlen, eine Summe, die 


Preise der wichtigsten Lebensbedarfsartikel 


Es kostete 

im Jahre am 29. 
1914 Nov. 1923 

Es kostete 

im Jahre 
1914 

am 29. Nov. 


R-Mark 

R-Mark 


R-Mark 

R-Mark 

1 Ei 

-,07 

70 Milliarden 




1 Pfund Kartoffeln 

-.04 

5 Milliarden 

1 Schachtel Streichhölzer 

-.01 

100 Milliarden 

1 Pfund Roggenbrot 

— , 14 

24 Milliarden 

1 Zigarre 

-.05 --,10 

200 - 250 Mrd 

1 Pfund Weizenmehl 

-.20 

40 Milliarden 

1 Glas Bier 

-.15 

150 Milliarden 

1 Pfund Reis 

-.27 

40 Milliarden 

1 Paar Schuhe 

8 - 10,- 

2- - 30 Billionen 

1 Pfund Rindfleisch 

— ,90 

3,5 Billionen 

1 Herrenanzug 

60 - 70,- 

250 - 300 Billionen 

1 Pfund Speck 

-.83 

5,5 Billionen 

Briefporto 

-.10 

40 Milliarden 

*/2 Pfund Butter 

-.70 

4 Billionen 

1 Straßenbahnfahrt 

-.10 --,15 

500 Milliarden 

1 Pfund Margarine 

-.84 

1,5 Billionen 

Stundcnlohn f. Facharbeiter 

-.35 - — ,45 

530 Milliarden 

1 Zentner Steinkohle 

1,25 

2.670 Milliarden 

1 Kubikmeter Gas 

-.18 

25 Milliarden 

1 Zentner Briketts 

-.55 

1910 Milliarden 





Dollarstand (Vereinigte Staaten von Nordamerika) 
Für 1 Dollar = $ zahlte man in Deutschland 


R-Mark 


am 31. Juli 1914 

4,16 

am 31. Dezember 1914 

4,56 

Jahresdurchschnitt 1915 

4,90 

Jahresdurchschnitt 1916 

5,50 

Jahresdurchschnitt 1917 

6,37 

Jahresdurchschnitt 1918 

7,05 

am 1. März 1919 

10,10 

am 1. Dezember 1919 

42,20 

am 1. Juli 1920 

37,90 

am 1. Dezember 1920 

69,25 

am 1. Juli 1921 

75,- 

am 31. Dezember 1921 

184,- 

am 1. Juli 1922 

401,49 

am 15. August 1922 

1.011,23 

am 31. Dezember 1922 

7.350,- 

am 1. Februar 1923 

45.500,- 

am 1. März 1923 

22.800,- 

am 29. März 1923 

20.975,- 

am 1. Mai 1923 

31.700,- 

am 2. Juni 1923 

74.750,- 


R-Mark 


am 1. Juli 1923 
am 17. Juli 1923 
am 1. August 1923 
am 15. August 1923 
am 1. September 1923 
am 10. September 1923 
am 20. September 1923 
am 1. Oktober 1923 
am 10. Oktober 1923 
am 1 1. Oktober 1923 
am 19. Oktober 1923 
am 22. Oktober 1923 
am 31. Oktober 1923 
am 1. November 1923 
am 10. November 1923 
am 14. November 1923 
am 15. November 1923 
am 20. November 1923 
am 26. November 1923 
am 29. November 1923 


154.113,- 

217.455,- 

1.097.250,- 

2.706.750,- 

10.325.750, - 

50.826.750, - 

182.455.000, - 

242.605.000, - 

2.982.437.000, - 

5.072.650.000, - 

12.030.000. 000,- 

40.000. 000.000,- 

72.681.000. 000,- 

130.000. 000.000,- 

630.000. 000.000,- 
1.260.000.000.000,- 

2.520.000. 000.000,- 
4V200.000.000.000,- 

4.200.000. 000.000,- 
4.200.000.000.000,- 


1 Million Reichsmark = 1.000.000,- RM 

1 Milliarde Reichsmark = 1.000.000.000,- RM 
1 Billion Reichsmark = 1.000.000.000.000,- RM 



Als besonders delika- 
te Begleiterscheinung 
der Ruhrbesetzung und 
Inflation in Deutschland 
mag erwähnt sein, daß 
zu jener Zeit franzö- 
sisch-polnische General- 
stabsbesprechungen 
zwecks Durchführung 
gemeinsamer Militärope- 
rationen stattgefunden 
haben und erwogen 
wurde, polnische Trup- 
pen Danzig, Ostpreußen 
und Schlesien besetzen 
zu lassen. 63 ) 


63) Christian Höltje, aaO. S. 193. 
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in Ziffern so aussieht: 4.200.000.000.000. 

Nur mit Grauen kann man an die damalige Zeit zurückdenken. 
Am 2. Januar 1919 mußte Deutschland für einen Dollar 7,95 
Mark zahlen; am 2. Januar 1920: 49,80 RM. Weiter ging es ab- 
wärts: Es kostete 1 - ein - Dollar: Am 


3. Januar 1921 
2. Januar 1922 

2. Januar 1923 

3. April 1923 
3- Juli 1923 
3. August 1923 

3. September 1923 
3. Oktober 1923 
15. November 1923 


74,50 RM 
186,75 RM 
7.260,- RM 
21.000,- RM 
160.000,- RM 
1.100.000,- RM 

19.700.000, - RM 

440.000. 000,- RM 
2.520.000.000,- RM 


Im November 1923 griff unter anderen GroKstädten auch Ham- 
burg zur Notwehr und gab eine Hamburger Fcstmark heraus. Bis 
12 Uhr konnte auf den Banken das Papiergeld abgcliefert und 
eine Gutschrift - nach dem Kurse von 4,2 Billionen Mark für ei- 
nen Dollar - gegeben werden. In drei bis vier Schlangen zu 20 
bis 30 Gliedern standen die gequälten Menschen an den Schal- 
tern der Banken. In prall gefüllten Aktentaschen, in Papierkar- 
tons, in allen möglichen Behältern, sogar in Waschkörben wurden 


die Markbeträge abgeliefert. Wir befanden uns einmal selbst in 
einer solchen Schlange. Vor uns standen zwei kaufmännische An- 
gestellte mit einem Waschkorb, der aufgehäuft voll mit Bündeln 
aller möglichen Scheine war. Der Beamte sah den Korb und ver- 
weigerte die Annahme: die Banknoten müßten sorgfältiger ge- 
bündelt und geordnet sein. Um 12 Uhr war Schluß. Wer bis da- 
hin nicht abgefertigt war, mußte bis zum anderen Tage warten. 
Die beiden Angestellten trugen ihren Korb wieder heim. Am 
gleichen Nachmittag - es war der 15. November 1923 - waren 
die Geldscheine nur mehr die Hälfte wert.” * 4 ) 

Was in diesem Bericht hier nicht so recht zum Aus- 
druck kommt, ist, daß gleichzeitig dank internationaler 
Organisation tausende, zehntausende Einwanderer mit 
devisenbeständigem Geld nach Deutschland regelrecht 
einwanderten und mit ihren paar Dollars ein Haus, ein 
Grundstück, ein Unternehmen nach dem anderen auf- 
kauften, sich aber auch in führende Positionen der Po- 
litik, Polizei, Justiz, Wirtschaft hinaufbeförderten und 
damit die deutsche Kapitulation immer auswegloser 
machten. 


Dawes -Plan 1924 


Am 16. August 1924 wurde angesichts der Inflation 
in Deutschland und damit des Zusammenbruchs jedwe- 
der deutschen Leistungskapazität auf einer Konferenz 
in London der sogenannte Dawesplan angenommen (be- 
nannt nach dem amerikanischen Bankier Dawes), der 
dann auch von der französischen Kammer und dem 
Reichstag Billigung fand. Deutschland sollte ein Mo- 
ratorium, einen Zahlungsaufschub von vier Jahren, da- 
zu eine Ausländsanleihe in Höhe von 800 Millionen 
Goldmark zur Bezahlung der nächstfälligen Repara- 
tionsrate erhalten. Als noch zu leistende Reparationen 
wurden 88 Milliarden Goldmark festgesetzt, zahlbar in 
einem Zeitraum von 37 Jahren. Jegliche deutschen Aus- 
fuhrüberschüsse waren abzuführen. 

Sozusagen als Einleitung zum Dawes-Plan weigerten 
sich die alliierten Sachverständigen anzuerkennen, daß 
Deutschland zunächst seine inneren Bedürfnisse befrie- 
digen müsse und lediglich Überschüsse liefern könne. 
Nein! Die Zahlungsverpflichtungen hätten erstrangigen 
Stellenwert! Außerdem: Steigt die deutsche Leistungs- 
fähigkeit, so müßte auch die deutsche Wiedergutmach- 
ung angehoben werden. Also: keine jährlich feststehen- 
de Zahlung, sondern veränderliche Zuschläge je nach 
“zunehmendem Wohlstand Deutschlands”. Daher sei 
weder ein Endtermin noch eine abschließende Gesamt- 
summe festzusetzen. Wahrlich “goldene zwanziger 
Jahre”! 

Als Gegenleistung der Alliierten war der Rückzug der 
französischen Truppen aus dem Ruhrgebiet anzuordnen, 
ebenso die Aufhebung aller von diesen Besatzungstrup- 
pen verfügten Rechtsentscheidungen. Räumung des 
Ruhrgebietes — zwischen Oktober 1924 bis August 
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1925, Kölner Zone im Januar 1926 — hieß jedoch für 
Frankreich nicht Räumen der linksrheinischen Brücken- 
köpfe. Die Koblenzer Zone räumten sie erst im Januar 
1930, in der III. Zone (Mainz, Trier bis nahe Aachen) 
verblieben sie bis Ende Juni 1930. 

Statt der Truppen rückten nunmehr — 1924 — ver- 
stärkt die ausländischen “Kommissare”, “Treuhänder”, 
Mitglieder der “Ausschüsse”, des “Transfer-Komitees”,’ 
des “Verwaltungsrats der Reichsbahn” und des “Gene- 
ralsrats der Reichsbank”, die Kontrollbesucher und ein 
ganzer Schwarm von Vertretern ein. Die 26%ige Repa- 
rationsabgabe auf deutsche Lieferungen ins Ausland 
kassierte der “Generalagent” an der Grenze. 

Zur Gegenleistung gehörte, daß künftig in der Repa- 
rationskommission auch ein Amerikaner saß, daß Be- 
schlüsse dort einstimmig erfolgen sollten und daß Sank- 
tionen nur dann in die Wege geleitet werden durften, 
wenn die Reichsregierung böswillig einen erheblichen 
Teil ihrer Leistungen verfehlt habe. Frankreich konnte 
somit nicht mehr allein den Gerichtsvollzieher spielen. 
Doch was ist das für ein “Fortschritt”, wenn man zur 
Kenntnis zu nehmen hat, daß weder eine Anerkennung 
oder Anrechnung der bisher geraubten, gezahlten und 
gelieferten Werte von bereits über 50 Milliarden Gold- 
mark (nach amtlicher Feststellung) Berücksichtigung 
fand, noch ein Ende dieses Ausbeutungsspektakels in 
Aussicht gestellt war! 

Doch das eigentliche Ziel dieses Planes umschrieb der 
französische Ministerpräsident Herriot anders: 

“Künftig wird Deutschland seine kontrollierte Bank haben. 


64) Heinrich Kessemeier, aaO. S. 132 - 133. 


Seine Eisenbahnen werden einer Gesellschaft überantwortet wer- 
den. Seine Industrien werden eine bestimmte Anzahl Anteile ab- 
treten müssen. Seine indirekten Steuern werden zu bestimmten 
Zinssätzen angelegt und so fort.” 65 ) 

Diese “kontrollierte Bank für Deutschland” bedeutete 
die totale Ausschaltung des Reiches ; es hatte kein Auf- 
sichtsrecht mehr, nicht einmal mehr Einblick. Der ver- 
waltende Generalrat setzte sich aus 7 Ausländern, dann 
den Herren Mendelsohn, Warburg, Wassermann, Hagen- 
Levy und weiteren 3 Reichsangehörigen zusammen. 

Die Dawesbank schuldete dem Reich nicht einmal 
eine Rechnunglegung. Sie allein verfügte über den 
Notenumlauf, d.h. sie druckte Geld nach eigenem Er- 
messen. Reich, Post und Bahn hatten ihr gesamtes Fi- 
nanzgeschäft durch diese Reichsbank abzuwickeln. Die 
neue “Goldwährung” löste die Rentenmark ab, ohne 
sich allerdings auf Gold im Land stützen zu können, son- 
dern auf den Devisenkurs, der im Ausland gesteuert wurde. 

Die Reparationskommission konnte sogar dem deut- 
schen Staat die Verwaltung der Steuern entziehen! 

Die Reichsbahn wurde in eine internationale Privat- 
gesellschaft überführt, die unter “radikaler Änderung der 
bisherigen Eisenbahnpolitik” die Erzielung von Maxi- 


malgewinnen zwecks Transferierung ins Ausland ver- 
stand ohne Rücksicht auf volkswirtschaftliche Belange 
Deutschlands. 

Deutsche konnten in der Reichsbahn nur noch als 
Ausführende tätig sein. Das Reichsbahnvermögen wurde 
kraft erzwungener Schuldverschreibungen verpfändet. 
Verpfändet wurden auch die Zölle und Steuern, selbst 
großenteils die deutsche Industrie. 

“Es werden belastet alle gewerblichen Betriebe mit einem Be- 
triebsvermögen von über 50.000 Mark. Die Belasteten stellen auf 
den Namen einer zu gründenden ‘Bank für deutsche Industrie- 
Obligationen’ Schuldverschreibungen aus im Betrag von mindest- 
ens 5 Milliarden Reichsmark. Die Belasteten und außerdem al- 
le Unternehmer des Bank-, Versicherungs-, Gastwirtsgewerbes 
sowie des Handels mit einem Betriebsvermögen von 20.000 
Reichsmark ab entrichten an diese Bank im 2. Jahr 2*/2 v.H. Zin- 
sen, vom 3. Jahr ab 5 v. II. und vom 4. Jahr ab außerdem 1 v. 
II. zur Tilgung. Die Bank führt diese Beträge an den ‘Agenten für 
die Reparationszahlungen' ab, außerdem übergibt sie für IV 2 Milli- 
arden Mark von den größten Unternehmungen ausgestellte Ein- 
zelschuldverschreibungen an einen von der Reparationskommis- 
sion bestellten ‘Treuhänder’. Auch für die Industrieschuldver- 
schreibungen muß die deutsche Regierung die Bürgschaft überneh- 
men. Bleibt die Industrie im Rückstand mit ihren Zahlungen, so 
‘ist Vorsorge getroffen’, aus den verpfändeten Steuern und Zöl- 

66 ) 

Erübrigt sich fast zu erwäh- 
nen, daß der Dawesplan die 
deutsche Zahlungspflicht auf 
das Jahr 1961 verlängert, der 
Youngplan sie weiter bis 1988 
ausgedehnt hat, ohne bei bei- 
den Plänen die bereits gezahl- 
ten und gelieferten Leistungen 
zu verrechnen! So glaubte man 
einen Weltfrieden in Europa 
aufbauen und gestalten zu sol- 
len. Winston Churchill hatte 
ganz recht, wenn er am 27. 
2.1944 seinem Bundesgenos- 
sen Stalin schrieb, daß “man 
diesen Krieg (1939 - 1945, — 
d. Verf.) als einen dreißigjäh- 
rigen Krieg gegen Deutschland, 
beginnend mit dem Jahre 
1914, betrachtet”. 54 ) 


len ‘Zahlung zu erlangen’. ’ 



Eine Pariser Sitzung des Sachverständigenausschusses der Reparationskommission, der 
Deutschlands Zahlungsfähigkeit prüfen soll. Von links nach rechts: Prof. Flora + Dr. Picelli 
(Italien), Prof. Alix + Parmentier (Frankreich), General Dawes (Vorsitzender) + Young 
(Vereinigte Staaten), Sir Robert Kindersley + Sir Charles Stamp (England), sowie Emile 
Franqui (Belgien). 


Young-Plan 1929/30 


Benannt nach dem amerikanischen Bankier Owen 
Young wurde schließlich am 17. Mai 1930 der sogenann- 
te Young-Plan als Grundlage der neu zu regelnden Re- 
parationsfrage wirksam, da sich der Dawes-Plan nicht 
ausführen ließ. Der Young-Plan streckte die deutschen 
Zahlungsverpflichtungen auf weitere 27 Jahre, also bis 
zum Jahre 1988, erhöhte sie indessen auf 113,9 Milliar- 

65) A leide Ebray, aaO. S. 400; 


den RM, zahlbar in ausländischen Devisen. Auch er be- 
faßte sich mit den bisher von Deutschland geleisteten 
Werten nicht. Die mit dem Young-Plan verbundene An- 
leihe eines internationalen Bankenkonsortiums in Höhe 
von 344 Millionen Dollar gelangte gar nicht erst nach 
Deutschland, sondern wurde sogleich direkt an andere 
Tributempfänger ausgezahlt. Deutschland hatte sie mit 
5,5% zu verzinsen und zu tügen. 


66) Dr. Albert Ströhle aaO. S. 75. 
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Volkswirtschaftlich waren jedoch nicht nur die 
Zahlungsverpflichtungen an das Ausland in Betracht zu 
ziehen, sondern auch die wirtschaftspolitischen Rück- 
wirkungen im Reich. Der für diese Zusammenhänge 
besonders kompetente ehemalige Reichsbankpräsident 
Hans Luther faßte die Lage in folgenden Worten zu- 
sammen: 

“Kaum war ein Loch im Haushalt gestopft, so trafen bereits 
neue Hiobsbotschaften über weitere Steuerausfälle oder über 
unerläßliche Ausgabenerhöhungen für die Unterstützung der 
Arbeitslosen ein. ln Notverordnungen, die von Fall zu Fall nur 
wenige Monate auseinanderlagen, wurde immer wieder ein not- 
dürftiger Damm errichtet: hier eine Steuer erhöht, noch einmal 
erhöht, eine neue eingeführt, dort die Beamtengehälter gesenkt 
und wieder gesenkt, die Arbeitslosen- und Sozialunterstützungen 
gekürzt, Ausgabenposten an allen Ecken des Haushalts, im ersten 
Jahr sogar im Wehrhaushalt, zusammengestrichen. 

Wie genau die Reichsregierung die konjunkturdrosselnde Wir- 
kung dieser Maßnahmen - sowohl der Ausgabensenkung als auch 
der Steuererhöhung - kannte, zeigten nicht nur ihre Verlaut- 
barungen und der bis in die Bouievardpresse dringende Kontra- 
Consensus aller Wirtschaftler, sondern auch die vorbereitenden 
Schritte der Sparpolitik zum Haushaltsausgleich. Die Schätzungen 
des jeweiligen Defizits, auf denen die Sparmaßnahmen beruhten, 
gingen wie schon erwähnt, von einer gleichbleibcnden Entwick- 
lung des Wirtschaftslebens aus und bezogen die fast allgemein 
erwartete Verschlechterung nicht ein. 

Selbst wenn Brüning gewillt und in der Lage gewesen wäre, um 
einer wirtschaftlichen Erleichterung willen ein noch tieferes De- 




Schon 1931 “das Menschsein abgesprochen”! 
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fiz,t zugunsten von Arbeitsbeschaffung auf sich zu nehmen - die 
außenpolitischen Erwägungen im Hinblick auf den Young-Plan 
versperrten ein für alle Male einen solchen Gedanken, solange 
keine Neuregelung der Reparationsfrage erfolgt war.” 67) 

Allein die Young-Anleihe kostete das Reich jährlich 
95,8 Millionen Mark und sollte erst 1965 auslaufen. Die- 
se Anleihe “privater Geldgeber” darf jedoch nicht ver- 
wechselt werden mit den Reparationen an die Sieger- 
staaten. Deutschland hatte in Gold zu zahlen; da dieses 
in Deutschland nicht mehr vorhanden war, mußte es ge- 
liehen werden, — mit weiteren Zinsen natürlich. Die 
USA hatten weitgehende Außenhandelsbarrieren aufge- 
richtet, so daß Deutschland ausgerechnet beim Haupt- 
gläubiger so gut wie keine Devisen erarbeiten konnte, 
Das System war so geschaffen, daß auf normalem Wege 
weder ein Ausweg noch ein Ende abzusehen war. 

Ein neues Abkommen in Lausanne (1930) verpflich- 
tete Deutschland, ab 1935 der Internationalen Zahlungs- 
bank in Basel (BIZ) 3 Milliarden Goldmark als 5%ige 
Schuldverschreibungen zum Verkauf zu übergeben und 
künftige Anleihen zu l/ 3 als Reparationsleistungen ab- 
zufuhren. Auf Grund eines deutsch-amerikanischen 
Schuldenabkommens von 1930 wurde eine weitere deut- 
sche Zahlungspflicht von jährlich 40,8 Millionen Mark 
bis 1981 sowie Besatzungskosten bis 1966 von jährlich 
25,3 bis 35,5 und auslaufend mit 17,3 Millionen Mark 

| festgesetzt. Ferner gab es noch 
i weitere mehr oder weniger ver- 
deckte Zahlungspflichtep für 
Deutschland, teils als “Privat- 
schulden” deklariert. 

Dann aber kam jemand uner- 
wartet aus Österreich, mit nichts 
in der Tasche, und machte dem 
Spuk ein vorläufiges Ende. Von 
Anfang an hatte man im In- 
und Ausland versucht, ihn mit al- 
len Mitteln zu bekämpfen. Der 
us-amerikanische Radio-Priester 
von Detroit, Father Charles 
Couglhin — anfänglicher Anhän- 
ger F.D. Roosevelts — , 

“war dabei, als eine Abordnung Brü- 
nings 6R ) mit Roosevelt über eine An- 
leihe von 500 Millionen Dollar verhan- 
delte, um dem Nazismus das Wasser 
abzugraben. Roosevelts Antwort war: 

77/ crush Germany!' - 
'Ich werde Deutschland zermalmen!' ” 
69 ) 

67) Hans Luther, "Vor dem Abgrund 1930 
- 1933, Reichsbankpräsident in Krisenzei- 

■ ten", Berlin 1964, S. 149- 150. 

* 68) Heinrich Brüning, Führer des Zentrums, 

* 1930 - 1932 Reichskanzler. 

■ 69) E.J. Reichenberger, "Wider Willkür und 
Machtrausch", Graz - Göttingen 1955, S. 

* 241. 
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Urteile 

sachkundiger 
In- + Ausländer 

über Wilson 

Ist es schon ein großer Nachteil des amerikanischen 
Herrschafts- und Wahlsystems, daß ein Präsidentschafts- 
kandidat nicht nach Fähigkeit und Sachkenntnis, 
sondern nach Willfährigkeit gegenüber den einfluß- 
reichen Finanzmagnaten oder pressure groups gekürt 
wird, so ist diese Tragik am Ende des Ersten Weltkrieges 
mit der Person Woodrow Wilsons besonders offenkundig 
in Erscheinung getreten, als die Vereinigten Staaten zur 
Weltmacht Nr. 1 emporgestiegen waren und mit diesem 
Anspruch Weltpolitik zu gestalten versuchten. Die euro- 
päische Diplomatie war sich sehr rasch klar darüber 
geworden, daß Präsident Wilson "über europäische Dinge 
wenig Bescheid wußte”, daß der französische Minister- 
präsident Clemenceau ihn als ‘‘weltfremden Theoretiker 
und Schwärmer” abqualifizierte. Doch gerade weil der 
Frieden 1919 mit seinem Namen untrennbar verbunden 
ist, scheint es notwendig, das geistige Format dieses 
Mannes und seiner Mannschaft in einer damals zeitge- 
nössischen Studie zu beleuchten: 

"l)cr Präsident war abgereist (Mitte Februar 19 19) . ohne dem 
Staatssekretär (Außenminister Lansing) eine Weisung zu geben. ... 
I.ansing aber hielt die Staatskunst seines Präsidenten für den 
Rauschzustand eines Träumers. .. Was Wilson lat, wenn er 
wiederkam. war ihm gleich. I)cr ganze Präsident war ihm gleich. 

Hier saß auch Oberst E.M. House (Freund und Berater 
Wilsons), unorientiert wie immer, mit seinem befreienden Lachen 
hilflos wie immer, der Lage nicht gewachsen, aber begeistert wie 
immer. ... Denn in Wahrheit stellte sich bisweilen heraus, daß der 
offene, bestrickende Soldat überhaupt nicht ganz begriff, was man 
mit ihm sprach; daß er zwar ‘Zettelchen' über den Gesamtein- 
druck einer Rede oder Ansprache seines Staatsoberhauptes sinnig 
abfassen konnte, andererseits auch die schwerwiegendsten Mit- 
teilungen nicht verstand oder abzuschätzen wußte, die fremde 
Staatsmänner ihm vermittelten. ... 

Von Amerika, unmittelbar aus dem Präsidentenzimmer im 
‘Weißen Haus' war er (Wilson) in den fernen, trümmeriiber- 
deckten, von Leidenschaften rauchenden (europäischen) Konti- 
nent hinübergefahren, den er vorher nie gesehen hatte. Er hatte 
Ordnung machen wollen unter den entmenschten, kriegführenden 
Völkern. Aber die Völker kannte er nicht, weder ihre Art, noch 
ihr Kommen und Gehen, weder ihre Geografie noch ihre Ge- 
schichte. Es war ihm fremdes, wildfremdes Land 

Auch in sie (die europäischen Probleme) hatte sich Wilson, 
obgleich er sie lösen wollte, nicht vertieft. Es kam nicht darauf an, 
daß der amerikanische Gelehrte kaum die Länder alle wußte, die 
den europäischen Kontinent bedeckten. Auch machte es nichts 
aus, wenn etwa der italienische Abgesandte Salandra bedenklich 


den Kopf schüttelte, da er den Präsidenten der Vereinigten 
Staaten, im Verein mit Lloyd George, die ganze, große Wandkarte 
mühsam nach einem Orte absuchen sah, den jeder Schuljunge 
kennen mußte. Es lag nichts daran, wenn sie beide, der Präsident 
und der Premier, wie Salandra sich sagte, 'Ignoranten der euro- 
päischen Geographie’ waren. Sachverständige konnten sich mit 
den Einzelheiten abgeben, deren Kenntnis sie mitbringen mußten. 
Aber der Präsident der Vereinigten Staaten hatte sich auch in das 
Wichtigste nicht vertieft, hatte sich überhaupt nicht damit be- 
schäftigt: um das Vorstudium des staatsmännischen und diploma- 
tischen Geländes, auf dem er den Friedensbau errichten wollte, 
hatte er sich nicht gekümmert. Seine Auffassung war, daß es 
genügte, mit dem Gegner einen Waffenstillstandsvertrag zu 
schließen, der zugleich die Grundsätze des Friedens fcstlegtc. ... 

Der Präsident hatte sich um die Vorgeschichte des Krieges 
nicht gekümmert. Die Vorgeschichte des Friedensvertrages hatte 
er vernachlässigt. Er hatte nicht einmal gefragt, ob solch eine 
Vorgeschichte da war. Selbst dann nicht, als man von ihr zu ihm 
sprach. Sich selbst hatte er mit Helfern umgeben, deren Horizont- 
losigkeit und Unfähigkeit größer war als Amerikas Macht. Mit 
ihnen war er nach Europa gefahren. ... 

Nachgedacht hatte der Präsident der Vereinigten Staaten über 
nichts, außer über die Lieblingsidee des Völkerbunds. Was immer 
er unternahm in Europa, alles mußte Enttäuschung werden. Er 
wußte nicht, daß er diletticrte. Aber gegen seinen erkannten 
Dilettantismus standen alle anderen zäh, mit unerhörter, altent- 
wickeltcr Spielmeisterschaft. ..." 70) 

über Clemenceau 

Über einen der maßgeblichen Gestalter des Versailler 
Friedens, Georges Clemenceau, urteilte der ehemalige 
italienische Ministerpräsident Francesco Nitti: 

“Clemenceau war sein ganzes Leben lang von einem furchtba- 
ren Zerstörungsgeist beseelt. Jahrelang hat er nichts weiter getan, 
als mit hartnäckiger Verbissenheit Regierungen gestürzt und Men- 
schenschicksale zertrümmert. In spätem Alter selbst zur Regie- 
rung gekommen, ließ er nun seinen wilden Kampfgeist sich aus- 
toben 

Er kannte nur seinen Haß gegen Deutschland, er kannte nur die 
Notwendigkeit, den Feind zu vernichten, ihn jeder Lebenskraft 
zu berauben, ihn zu unteijochen. Bei seinem hohen Alter konnte 
er seine Probleme nicht mehr auf die lange Bank schieben; 
schnell, kurz entschlossen mußte die Vernichtung des Feindes 
durchgeführt werden, mußte man ihm die Quelle seines Reich- 
tums verstopfen, sie zerstören. ... Raube ihm Fruchtbarkeit, Ord- 
nung. Lebenskraft, das war sein kategorischer Imperativ.” 71) 

über das Unrecht des Vertrages 

Der US-Präsident von 1929 - 1933, Herbert Hoover: 

“Am Tisch der Friedenskonferenz von Versailles saßen zerstö- 
rerische Kräfte. ... Diese Gefühle des Hasses, der Rache, des 
Verlangens nach Reparationen und das berechtigte Bewußtsein 
erlittenen l'nrcchts tobten auch in den Völkern daheim wie ein 
Fieber. England hatte nach dem Waffenstillstand gerade Lloyd 
George mit dem Schlagwort ‘Hängt den Kaiser!’ von neuem 
gewählt und verlangte vom Feind für Großbritannien phantasti- 
sche'Schadenscrsatzlcistungen. Clemenceau hatte in der französi- 
schen Nationalversammlung mit einem blutrünstigen Programm, 

70) Karl Friedrich Nowak, "Versailles", Berlin 1927, S. 117, 116, 181, 

185, 188. + Vgl.: R. St. Baker aaO.. Bd. I S. 39. 

71) Dr. Karl S. Baron v. Galera, aaO., 1. Buch, S. 140 - 141. 
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Deutschland für alle Zeiten unschädlich zu machen und die 
französischen Verluste auf den Pfennig genau aufwiegen zu lassen 
ein Vertrauensvotum erhalten. 

Ich war zutiefst beunruhigt. Der politische und wirtschaftliche 
led waren von Haß und Rachsucht durchsetzt. ... Es waren 

Beengungen «Waffen, »"ter denen Europa niemals wieder 

aufgebaut oder der Menschheit der Frieden zuriiekgegeben werden 

Damit wurde die Welt tatsächlich in der Gußform von Ver- 
sailles die in der Leidenschaft des Krieges geformt worden war 
zum Erstarren gebracht. Dies aber führte zu einem Abwürgen 
jeglichen Fortschritts und zur Rechtfertigung jeglichen Unrechts.”, 

Waren schon die von der Versaüler “Friedenskonfe- 
renz” beschlossenen Grenzziehungen - vornehmlich in 
Osteuropa - reine Willkür, so auch die Behandlung der 
nunmehr zu “Minderheiten” in fremden Staatsvölkern 
degradierten Bevölkerungen. Zwar wurden die neuge- 
grundeten Staaten verpflichtet, Minderheitenschutzver- 
trage als Voraussetzung für ihre staatliche Anerkennung 
zu respektieren, doch blieb dies weitgehend deklamato- 
risches Zeremoniell. 

Bodenreform, Ausnahmegesetze, Enteignungen, Ar- 
beitsplatzverdrängung, Optionen usw. führten bereits in 
wenigen Jahren zur Entdeutschung Westpreußens und 
Posens und zum wirtschaftlichen Dauerelend im Sude- 
enland obgleich die Verfassungen Polens und auch der 
Tschechoslowakei den Schutz des Eigentums und die 
Gleichberechtigung aller Bürger zusagten, - ohne daß 
die Imperialmächte oder der Völkerbund dies zu ver- 
oder behindern suchten. 73 ) 

Dr. Gustav Stresemann, erklärte am 14. September 
1925 überden Versailler “Vertrag”: 

"Das ist ja gerade die diabolische Art des Versaüler Diktates 
gewesen daß sie an allen Ecken und Enden Unfrieden zwischen 
Deutschland und seinen Nachbarn geschaffen hat. Von allem 
anderen abgesehen, suchte sie Feindschaft zu legen zwischen 
Deutschland und Frankreich (Elsaß-Lothringen), Belgien (Eupen- 
Malmedy), Dänemark (Nordgrenzc), Polen (Danzig, der Korridor, 
Oberschiesien), Tschechoslowakei (Deutschböhmen und Vcr- 
hindcrung des Anschlusses), Litauen (Memelland). Dazu alle 
Unterdrückungen der Deutschen, die Streitpunkte mi, Jugosla- 
wien und Rumänien schaffen, genauso wie die Südtiroler Frage 
eine brennende Wunde für die deutsche Seele ist. Nehmen wir 
dazu die Wegnahme der deutschen Kolonien, so ist es klar, daß 
eine Politik, die darauf hinausginge, das alles in den früheren 
Status quo umzuwandeln, eine Politik gegen die ganze Welt 
wäre... Selbst ein gerüstetes Deutschland würde diese Politik mit 
einer dauernden antideutschen Weltkonstellation zu bezahlen 
haben. 


In einer Resolution des Nationalrates der Französi- 
schen Sozialistischen Partei vom 13. + 14. Juli 1919; 

Der Versaüler Vertrag ist geboren aus dem schändlichsten Miß- 
brauch der Cehc.mdiplomatie, den es je gab. Er tritt ganz offen 
das Se bstbestimmungsrecht der Völker mit Füßen, er führt gan- 
ze Volker in die Sklaverei, er vervielfältigt die Kriegsgefahr.” 


7 7 ' ^ lerberl Hoover, "Memoiren”. Mainz 1951 , Bd. I, S. 391, 413 + Bd IIS 15 

Berl m ir30 R - U Vn, n 7r;' Die , En ; deU,SChUng P ° SenS und Wes, preußens”. 

30- Vgl. Historische Tatsachen Heft Nr. 1 1 S. 21 ff 


Der sozialdemokratische preußische Ministerpräsi- 
dent Hirsch erklärte am 12. Mai 1919 in der Deutschen 
Nationalversammlung: 

“ In allen Gauen Deutschlands lodert in diesen dunkelsten 
Tagen unseres Volkes die Erbitterung über den Friedensvorsch.ag 

eTn^RecT U " S --«-Jahres feierlich 

. J VCrs P rochen - Auf dieses Versprechen hin 

Friedend r " n ' cder - Nun bieten sie den Wehrlosen einen 
Frieden der Gewalt. Nie war Zorn berechtigter als heute. Heute ist 

klar was die Feinde mit uns Vorhaben: Sie wollen uns für alle Zei, 

aus der Reihe der Kulturstaaten der Welt streichen und wieder wie 

einst zu völliger Ohnmacht herabdriieken. Sie wollen das arbeits- 

eudige deutsche Volk zu einem Knechtsvolk erniedrigen. Dem- 

aller "weit ^ deUtSchc " Lä " d «- vor 

aller Weh: Lieber tot, als Sklav! Die Bedingungen, die dieser 

Frieden uns auferlegen will, sind selbst von dem entsagungs- 

bereitestenVoike nicht zu ertragen. Ihre Ausführung ist eine 

Unmöglichkeit. Darum ist dieser Friedensvertrag unannehmbar.” 


Woodrow Wilson: 


Natürlich beruht das Verhalten Frankreichs ... auf der alten 
Wahnidee, Deutschland gänzlich zu vernichten. Seltsamerweise 
wurde dieser Standpunkt am stärksten von einem britischen Ver- 
reter verfochten. ... Er (Lord Cunliffe) vertrat in Wahrheit die 
Lehre vom Karthagischen Frieden.” 75 ) 


Philander S. Knox, US-Staatssekretär (Außenminister) 
1909 - 1913, im Jahre 1919: 


Dieser Vertrag ist eine Anklage gegen die, die ihn entworfen ha- 
ben. Er ist ein Verbrechen gegen die Zivilisation.” 76) 


it Der us-amerikanische Senat hat zweimal das Versailler 
•Vertragswerk” gegen die Stimme Präsident Wilsons ab- 
gelehnt. Während der zweiten Debatte, am 19.4.1920 
erklärte hierzu Senator Knox: 


Ich sehe nicht ein, warum wir mitmachen sollen, Deutsch- 
land einen Vertrag aufzucrlegcn, den es nicht erfüllen kann und 
dessen Bedingungen so sind, daß selbst unsere Unterhändler zu- 
gestehen, daß sie nicht gehalten werden können. Dieser Ver- 
trag bildet die Grundlage für ein jahrzehntelanges Blutvergießen, 
in das die USA mit hineingezogen werden sollen.” 76 ) 

Der amerikanische Historiker Charles C. Tansill: 


Die Ketten wurden durch den Kellogg-Briand-Pakt (1928) be- 
raftigt. Er gab den Ungerechtigkeiten von Versailles den formel- 
en Segen, und die Fesseln konnten nur noch mit Gewalt ge- 
brochen werden.” 77) ge 

Der ehemalige italienische Ministerpräsident Frances- 
co Nitti: 


Noch niemals ist ein ernstlicher und dauerhafter Frieden auf 
die Ausplünderung, die Quälerei und den Ruin eines Besiegten, 
geschweige denn eines besiegten großen Volkes gegründet wor 
den. Und dies u nd nichts anderes ist der Vertrag von Versailles ” 

78) 


75) R. St. Baker, aaO. Bd. II, S. 310. 

7 6) Heinrich Kessemeier, aaO. S 117 

78) Francesco Nitti, "Der Niedergang Europas”, Frankfurt/M 1922 S 44 
Die iragodie Europas", Frankfurt/M 1924, S. 108. 
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über die Kriegsschuldfrage 

Der französische Schriftsteller Louis Guetant: 

“Die Verträge von Versailles und St. Germain beruhen auf der 
Versicherung von der Alleinschuld der Zentralmächte; diese Ver- 
sicherung ist eine Lüge, ein kühner Widerspruch zur Wahrheit. 
Daraus folgt, daß das ganze Gebäude einstürzt, daß nichts davon 
vor dem Recht, vor heiliger Gerechtigkeit Bestand haben kann. 
Daß sie von beiden Parteien unterzeichnet sind, hat nichts zu 
bedeuten. 

Denn, wie Normann Angell gesagt hat: 'Wenn Euch jemand ein 
Messer an die Kehle hält und sagt: unterzeichnet dies Papier oder 
ich schneide dir den Hals durch, brenne dein Haus nieder, töte 
deine Frau und deine Kinder — dann hat die so erlangte Unter- 
schrift weder moralisches noch juristisches Recht.' ” 79) 

Der niederländische General C.J. Snijders: 

"Der Standpunkt von der deutschen Alleinschuld am Weltkrieg 
ist durch die unparteiische und wissenschaftliche Forschung aller 
zivilisierten Völker in den letzten Jahren als unbegründet und 
unhaltbar erwiesen. Es gibt keine Alleinschuld. Es gibt nur eine 
Gesamtschuld aller «m Krieg beteiligt gewesenen Mächte. Der 
Anteil der verschiedenen Staaten ist allerdings verschieden.” so) 

Der britische Labour-Abgeordnete und Verfasser meh- 
rerer historischer Bücher, Edmund Dene Morel, in seiner 
Schrift “The Poison that destroys”, London 1922, S.24: 

“Ein Volk von einigen 75 Millionen gibt cs in Europa, das 
durch die Beschuldigung ungerecht gebrandmarkt worden ist, cs 
habe bewußt und vorsätzlich den großen Krieg vorbereitet und 
begonnen, und das bestraft wurde, wie niemals in der Neuzeit und 
im Mittelalter ein geschlagenes Volk bestraft worden ist, wegen 
jenes Verbrechens. 

Dieses Volk ist niemals zu seiner Verteidigung gehört worden. 
Seine Ankläger sind seine Richter gewesen. Und seit der Urteils- 
spruch verkündet wurde, sind Beweisstücke an den Tag gekom- 
men, teils durch das Vorgehen dieses Volkes selber, doch zum 
größeren Teil aus dem Lager seiner Feinde, Beweisstücke, welche 
das über es ausgesprochene Urteil als das schlimmste Fehlurteil 
großen Umfanges der menschlichen Justiz in den Annalen der 
zivilisierten Menschheit erweisen. Ein Fehlurteil, das so ungeheu- 
erlich, so entsetzlich ist, daß selbst einer der Richter, die es aus- 
sprachcn, geneigt ist, implicite zuzugeben, daß das Urteil falsch 
war. 

Kann irgendein vernünftiges Lebewesen in einem derartigen Zu- 
stand eine zuverlässige Atmosphäre des Weltfriedens sehen? Muß 
man nicht vielmehr an eine katastrophale Zukunft der Zivilisation 
glauben?” 

Die “Society of Friends” (Quäker) trat am 2.6.1923 
mit einem “Gerechtfertigten Appell” mahnend an die 
Öffentlichkeit; u.a. heißt es hier: 

Es war Unrecht, die Besiegten von der Friedenskonferenz aus- 
zuschließen, Unrecht, ihnen die alleinige Schuld zuzuschieben 
und eine Zustimmung dieser Schuld durch die Waffe des Hungers 
zu erpressen. Unrecht war cs auch, das Versprechen nicht zu hal- 
ten, einem demokratischen Deutschland bessere Bedingungen zu 
stellen. Der Vertrag ist moralisch ungültig, weil viele seiner Be- 
stimmungen an sich ungerecht sind und auch einen Bruch der Be- 
dingungen darstellen, unter welchen die Zentralmächte ihre Waf- 
fen nicdergelcgt haben. ’• 8 l) 

79) Louis Guetant, "Bericht über den Vertrag von Versailles und die Schuld 
am Kriege", Berlin 1922, S. 37. 

801 Alfred von Wegerer, aaO. S. 143. 

81) Alfred v. Wegerer, aaO. S. 51 , dort ausführlich. 


über den “Korridor” 

Präsident Wilson bemerkte im April 1919 mit Bitter- 
keit: 

"Das einzige wahre Interesse Frankreichs an Polen besteht in 
der Schwächung Deutschlands, indem Polen Gebiete zuge- 
sprochen werden, auf die es kein Anrecht besitzt.” 83 ) 

Der italienische Ministerpräsident Francesco Nitti: 

"Kein gerecht denkender Mensch trägt noch Zweifel an der 
unerhörten Ungerechtigkeit des Vertrages von Versailles und aller 
von ihm abgeleiteten Verträge. ... 

Der polnische Korridor, der keine andere Aufgabe hat, als 
Deutschland in zwei Teile zu zerschneiden, ist die größte politi- 
sche und wirtschaftliche Absurdität .... die in der neueren Ge- 
schichte zu finden ist.” 78) 

Der amerikanische Botschafter Schurman: 

"Ich habe Stöße von Büchern über die Ostfragen gelesen und 
dabei nicht so viel gelernt, wie von dieser Viertelstunde auf dem 
Wcichseldeich. Wenn ich Deutscher wäre, ich würde die Welt in 
Flammen setzen und so lange zu Zeugen rufen, bis die Revision 
erfolgt ist.” *3) 

Der ehemalige Sekretär der Europa-Abteilung im russi- 
schen Außenministerium, W.K. v. Korostowetz: 

“Die gegenwärtige Lösung der Korridorfrage ist so absurd, daß 
sie nur aus der vollkommenen Unwissenheit derjenigen Menschen 
erklärt werden könne, die in Versailles über die künftigen Ge- 
schicke Europas entschieden haben.” 

Es unterliegt keinem Zweifel, daß die Grenzziehung des Ver- 
sailler Vertrages unhaltbar ist und daß die Großmächte früher 
oder später dazu kommen werden, daß Danzig und der Korridor 
seinem rechtmäßigen geschichtlichen Besitzer Deutschland zu- 
rückgegeben werden müssen.” *4) 

Sogar der tschechische Staatspräsident Thomas Masa- 
ryk, selbst unter die Räuber geraten und mit dem Schlag- 
wort von der “Demokratie” bemüht, seine neue Landes- 
grenze zur Volkstumsgrenze zu machen, d.h. die “Min- 
derheit” der Sudetendeutschen aus ihrer Heimat zu ver- 
treiben, geißelte den polnischen Gebietsraub: 

“Was den polnischen Korridor anbetrifft, so kann man mit 
Bestimmtheit sagen, daß Deutschland sich niemals mit dem heu- 
tigen Stand der Dinge abfinden wird, durch den ostpreußisches 
Land vom Reich abgetrennt ist.” 8S ) 

Der frühere Chefredakteur der Daily Chronicle, Sir 
Robert Donald : 

"Der Korridor ist das gefährlichste Sturmzentrum des Konti- 
nents. Die Gefahr zu beseitigen und diese Wirren zum Ausgleich 
zu bringen, ist die verantwortungsvolle Aufgabe der Staats- 
männer." *6) 


82) R, St. Baker, aaO. Bd. II, S. 47, - + Friedrich Heiss + A. Hillen Zieg- 
feld. "Deutschland und der Korridor", Berlin 1933, S. 77. 

83) Margarete Gärtner, "Botschafterin des guten Willens - Außenpolitische 
Arbeit 1914 - 1950", Bonn 1955, S. 126. 

8< *) W.K.v. Korostovetz. "Quo vadis Polonia? ", Paris 1929. In deutsch: 
"Polnische Auferstehung", Berlin 1929, S. 241 (fr. Ausgabe: S. 251). 

85) Saturday Review, Oktober 1930. 

86) Robert Donald, "The Polish Corridor and the Consequences" London 
1929, S. 269. 
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über die Annektionslüsternheit 
der Kleinen 

“Erbittert erklärte Lloyd George, daß es Frankreich nicht so 
sehr auf polnische Belange ankäme, sondern daß einzig und alleir 
das Ziel der Schwächung Deutschlands die französische Haltung 
bestimme. Gleichzeitig warf er den Polen ihre anmaßenden Ex- 
pansionsziele vor - ‘sie sind imperialistischer als England und 
Frankreich und sicherlich auch als die Vereinigten Staaten’ Es 
bedurfte noch mehrerer erregter und langer Sitzungen, ehe der 
englische Vertreter seine Ansicht durchsetzen konnte. Erst als 
Wilson sich der Auffassung Lloyd Georges anschloß, stimmte auch 
Clemenceau resigniert einer Volksabstimmung in Oberschlesien 
zu.” 87 ) 

Der britische Premier Lloyd George: 

“Wir haben Nationen die Freiheit errungen, die nicht im gering- 
sten hoffen konnten, sie jemals wiederzuerlangen: der Tschecho- 
slowakei, Polen und anderen. Nationen, die ihre Freiheit gewan- 
nen, weil Italiener, Franzosen, Engländer und Amerikaner hier- 
für ihr Blut vergossen haben. Und nun haben wir die größten 
Schwierigkeiten in der Welt, sie davon abzuhalten, andere Natio- 
nen zu annektieren und anderen Nationen eben dieselbe Tyran- 
nei aufzuerlegen, welche sie selbst jahrhundertelang ertragen 
mußten.” ®8) 

Der frühere italienische Außenminister Graf Sforza: 


Frankreichs Marschall Foch 
unter Hinweis auf das Korridor- 
gebiet auf einer Karte von Euro- 
pa: "Dort Hegt die Wurzel des 
nächsten Krieges!" 91) 

*■*■*■*■*■*■*■*■*■*■*■* 


Winston Churchill 
am 24. November 1932 im 
britischen Unterhaus: 

“Wenn die englische Regierung wirklich etwas zur Förderung 
des Friedens tun wolle, dann solle sie für Revision der Friedens- 
verträge sorgen. England solle die Führung übernehmen und die 
frage Danzigs und des polnischen Korridors sowie Siebenbürgens 
aufrollen. Solange diese Fragen nicht gelöst würden, bestünde kei- 
ne Hoffnung auf einen dauerhaften Frieden, und es wäre für die 
früheren Alliierten besser, diese Fragen zu lösen, solange sie noch 
militärisch überlegen sind.” 92) 

Der us-amerikanische Staatssekretär Lansing bereits 
bei Übergabe der Versailler Bedingungen an die deutsche 
Delegation am 7. Mai 1919 in Paris: 



“Diese Polen waren fürchterlich hartnäckig mit dem Erfolg, 
daß jedem übel wurde von ihren ewigen Ansprüchen. Wenn es 
nach ihnen gegangen wäre, so wäre halb Europa ehemals polnisch 
gewesen und hätte wieder polnisch werden müssen. So kam es 
z.B., daß das diplomatische Europa, als Dmowski die Abtretung 
Ostpreußens an Polen verlangte, um - wie er sehr folgerichtig 
sa ? te — den W'idersinn des Danziger Korridors zu vermeiden, 
dermaßen ergrimmte über diese uferlos wachsenden Forderungen, 
daß wir vielleicht, wenn es nur nach Lloyd George gegangen wäre, 
zu guter Letzt noch eine vierte Teilung Polens erlebt hätten.” * 9 ) 

Marschall Pilsudski erklärte den Anhängern Kor- 
fantys, die nach dem Abstimmungsergebnis von 60% in 
Ostoberschlesien das Eingreifen des Staatschefs ver- 
langten: 

“Nach Oberschlesien gelüstet's Euch! Das ist eine unmögliche 
Sache. Oberschlesien ist doch eine uralte deutsche Kolonie!” 90 ) 

über zukünftige Kriegsgefahren 

Der führende französische Historiker und Präsident 
der Akademie der Wissenschaften, Jacques Bainville, in 
seinem Buch “Les consequences politiques de la paix”, 
Paris 1920: 

ln Versailles hat man den ewigen Krieg organisiert. ... 
Deutschland hat im kommenden Kriege das Recht auf Revanche. 
Danzig und der Korridor sind der Keim für den nächsten Krieg!” 


87) Christian Höltje, aaO. S. 10. 

88) Louis L. Gerson, "Woodrow Wilson und die Wiedergeburt Polens”. 
Würzburg 1956, S. 222. — Dort ab S. 211 die ausführliche Debatte in 
Paris am 22. März 1919. 

89) Graf Carlo Sforza, "Gestalten und Gestalter des heutigen Europas", 
Berlin 1931, S. 398. 

F. Heiss + A.H. Ziegfeld, aaO. S. 222 + 290. — Vgl. auch E.W. Polson 
Newman, "Britain and the Baltic", London 1930, S. 219. 

90) Jean Luv, "Die deutsch-polnische Frage", Berlin o.J. S. 44. 


“Prüft den Vertrag, und Ihr werdet finden, daß Völker gegen 
ihren Willen in die Macht jener gegeben sind, die sic hassen, 
während ihre wirtschaftlichen Quellen ihnen entrissen und 
anderen übergeben sind. Haß und Erbitterung, wenn nicht Ver- 
zweiflung, müssen die Folgen derartiger Bestimmungen sein. Es 
mag Jahre dauern, bis diese unterdrückten Völker imstande sind, 
ihr Joch abzuschüttcln, aber so gewiß wie die Nacht dem lag 
folgt, wird die Zeit kommen, da sie den Versuch wagen.” 93) 

Der ehemalige niederländische Premierminister Dr. 
A.P. de Savorin Lohmann 1927: 

“Die Friedensverträge von Versailles und St. Gcrmain haben die 
Schuld am Kriege den Zcntralmächtcn zugeschoben. Das hat eine 
Sache, die schon an sich ungerecht war, noch schlimmer gemacht. 
Damit haben die Sieger versucht, auch dem Rechtsbewußtsein Ge- 
walt anzutun, und sie wären auf so etwas sicher nicht verfallen, 
wenn sic an ihre eigene Unschuld geglaubt hätten. Aber solch ein 
Versuch ist vergeblich. Das lehrt, wie ich glaube, die Geschichte. 

Das Unrecht, dessen diese Verträge sich schuldig machen, wird 
schwelen und gären und Europa wie die internationale Politik 
überhaupt vergiften, und zuguterletzt wird es in neuen Unglücks- 
ereignissen zum Durchbruch kommen. Die Gesetze der Geschich- 
te sind eben die des Lebens. Man heilt etwas Krankes nicht da- 
durch, daß man es vertuscht oder verbirgt. Eine politische Ord- 
nung der Dinge, die sich auf Unrecht gründet, gleicht einem Bau 
auf schwankendem Grund. Früh oder spät wird das Unrecht sich 
enthüllen und einen Tag der Rechenschaft erheischen. Und je 
länger der sich hinzieht, desto mehr Unglück wird er verursachen, 
desto gefährlicher wird die Abrechnung werden und desto schwie- 
riger die Wiedergutmachung des Schadens. 

Die Erkenntnis der Wahrheit kann vielleicht die Politik auf den 
richtigen Weg leiten, aber auf jeden Fall sind wir noch weit davon 
entfernt. Europa steht keine gute Zeit bevor.” 94) 


91) Friedrich Heiss, aaO. S. 290. 

92) Hans Grimm, "Warum woher aber wohin?", Lippoldsberg 1955, S. 246. 
931 Robert Lansing, "Die Versailler Friedensverhandlungen - Persönliche 

Erinnerungen", Berlin 1921 , S. 74 + 206. 

94) Alfred v. Wegerer, aaO. S. 142. 
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